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II. Sitzungsperiode 
5. Sitzung. 


Stenegraphischer Bericht 


über die am Dienstag, den 5.Dezember 1922 in der Aula 
der Oberrealschule zu Saarbrücken stattgefundene Sitzung 
des Landesrates des Saargebietes. 


nn 


Der Vorsitzende, Oberregierungsrat Kossmann, eröffnet 
; ale 
um 10 Uhr 15 vormittags die Sitzung. 


Anwesend sind als Vertreter der Dept ornag ann ee 
Stastskommissar, ee et ehe Herr Dr.G.A-Liesch und 
Herr Oberregierungsrat Kuchenbecker. 


Entschuldigt fehlt das Mitglied Komuerzienrat Röchling 
aus Völklingen. 


Zunächst haben wir auf der Tagesordnung f Intwürfe zur 
Verhandlung stehen, die bisher einer I! i 
Versammlung nächt unterzogen worden sind. Jch habe diese Ent- |] 


würfe im Einverständnis mit den Vorstandsmitgliedern auf die 


heutige Tagesordnung gesetzt, um dem Landesrat Gelegenheit zu 7 


d 


orschlage einverstan- 


en, zu verweisen. "enn Sic nit meinem 


eben, sie en die Kommissionen, die sie 2 vorerst beraten wol-/ 
\ 


\ 

den sind, d&ß :ir in eine Besprechung dieser 6 Intwürfe j 
heute nicht eintreten, sondern diese Entwürfe den Kommissionen 
1 

" 


je; 


zuweisen, dann bitte ich Sie, sich zu erheben. (Die Abgeordne- |] 
ten erheben sich). 


huf der Tagesordnung stehen folgende Punkte: v 


1. Begutachtung einer Verordnung betr. Zuständigkeit und Pro- 


zessordnung des Sondergerichtes gegen Trucher. 


Dessleichen einer Verordnung betr. die Bidesformel. 


YYDaAny- HT on Ba a 
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Des;leichen einer Verordnung betr, die Erhöhung der Geld- 


strafen. 
Deszleichen einer Verordnung betr. Abänderung des Gerichts- 
veräassungsgesetzes und der Civilprozessordnung in Bezug 
auf die Zuständigkeit der Antsgerichte. 


a ne 


Desgleichen einer Verordnung betr. die Festsetzung der ge- 





setzlichen Feiertage im Saargebiet. 

Desgleichen einer Verordnun, betr. die Grundlöhne in der 
Krankenversiche rung. 

Deszleichen einer Verordnung betr, Neureselung der Bestim- 


mungen über das Tohnungswesen. | | 


EPIOPHunE in unserer w 
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Ievacher ( 2. ): | 
Ich bitte die Vorlage betr. Abänderung der 


Fl 


Eidesformel an die Kultuskonmission zu verweisen. 
Dr.Sender ( S.)t.- 


„an Manrapzöchg Sen Vorschlag. Ich bin 
nicht damit einverstanden, dass diese Verordnung in 
die von Herrn Ievacher beantragte Kommission verwiesen 
wird. Sie gehört in die Rechtskommission hinein. 


‚Ich bitte, den iutwurf betr. die Zuständig- 
keit und be ae, des Sondergerichts gegen \"ucher 
erst der Rechtskommission und dann noch der Yirtschafts- 
kommission zu überweisen. Es sind tief einschneidende 
Fragen, die das lirtschaftsleben betreffen. 


Tr 
i E 
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Vorsitzender: 






5 ‚Herr Abg. Fuchs schlägt vor, Punkt 1 zu- .. 
nächst an die Rechtskommission, und wenn diese damit 
fertig ist, af die Wirtschaft kounission gu überwei ee 
w ie demit einverstandeh 7 Tidersprüsh erhebt sit 
nicht. 


Ievacher ( 2.): 
Betr. der Eidesformel schlage ich vor, die- 
se Verordnung einer Kommission zuzuweisen, die sich 
aus Mitgliedern der Rechtskommission und der Komission 
für Kultus- und Schulangelegenheiten zusammensetzt. 


Dr.Sender ( 2.): 


FETT 


R 
14 
v 


Hiergegen habe ich nichts einzuwenden. 


Vorsitzender; Herr Abg. Ievacher beantragt, dass die Ver- f 
ordnung betr. die Fidesformel einer Kommission über- “a 
wiesen wird, die sich zusammensetzt aus den Mitglie- 
dern der Rechtskommission und der Kommission für Kul- 
tus- und Schulangelegenheiten. Es erhebt sich hierge- 
gen kein ka Du A : Be 

Punkt 3. Sind Sie damit einverstanden, dass 
diese Sache an die Rechtskommission überwiesen wird? 

Desgl. Punkt 4. Pun betr. die Feiertage 
an die Kommission für Kultus- und Schulangelegenheiten ? 


Hoffmann ( S.): BE ig 
u Ich beantrage, hierfür eine kombinierte | 
Kommission zu bilden. | 


Reinhard (K. ); L. 


Ich unterstütze den Antrag der sozialdem- 
kratischen Partei. 


FW Proz 


Vorsitzender: 
Ich lasse über den Vorschlag des Herrn 
Hoffmann abstimmen, der lautet die er 
einer Verordnung betr. die Festsetzung der gesetzli- 


chen Feiertage Im Saargebiet an die Kommission für 


Kultus- und Schulangelegenheiten zu verweisen. Es er- 
hebt sich kein Widerspruch. Der Antrag ist angenommen. 
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Punkt 6 Begutöchtung einer Verordnun betr, die Grundlöhne 
in der Krankenversicherung, Jch schlage Jhnen vor, diese 
ee on die soziale Kommission ZU überweisen. 
Widerspruch erhebt sich nicht. Sie sind also damit ein- 
verstanden, \ir kormen nun weiter zu Punkt 7. Begutuchtung 
einer Verordnung betr. Neuregelung der Bestimmungen über 
des "ohnungswesen. Der Entwurf dieser Verordnung ist be- 
reits vor einigen Wochen den einzelnen Mit liedern des lan- 
desrates zugestellt worden. Inzwischen hut die Iohnungsko'- 
mission in lüngen und zuhlreichen Sitzungen sich mit dieser 
umfungreichen und wichtigen Materie befasst. Der Herr 
Berichterstatter, Abg. Fuchs, ‚hat nit großem Fleiß, den 
wohl jeder gerne unerkennen wird, einen Bericht noch in letz- 
er Stunde zusummen estellt, der soeben zur Verteilung ge- 
lungt ist. Jch darf wohl sugen, daß sowohl der Entwurf der 
Verordnung, der seitens der Regierungskommission vorgelegt 
worden ist, «ls uuch der Bericht über die Kommissionsver- 
handlungen uns den Beweis liefern, duß mit einer gründlichen 
Suchkenntnis und mit einem großen Fleiß an dieser Materie ge- 
arbeitet worden ist, Unsere Dee heute wird es nun sein, 
deüfr zu sorgen, daß recht buld Mieter wie Vermieter in den 
Genuss der Bestimmngen dieser Verordnung gelungen, und zwar 
in der Weise, duß ein mietichet gerechter ee für beide 
Teile gefunden wird. Jch bitte nun um ‚iortmeldungen zur Be- 
sprechung dieses Entwurfs, 


ydesbousys uey2n4g4DoS Hi 7 


Abg.Reinhard (K.P.): Jch muss vor allen Dingen dagegen protestieren, 
daß die Einladungen zu dieser Sitzung so müngelhüft gewesen 
sind. Jch muss feststellen, daß ich überhaupt keine Einlu- 
dung erhalten habe zu a Sitzung. Es ist sogar 
vorgekommen, daß einige Mitglieder ihr DR Rohe gesucht 
haben. _Ies sind Zustände, die kenn man nicht dulden. Jch 
möchte bitten, daß in Zukunft für Abänderung gesorgt wird. 


HYAAIT 3 1 ua 
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Präsident: Jch gläube, Herr Abgeordneter Reinhard, Sie befinden 
sich in einem Jrrtum. ‚Der Vorstand hatte zunächst beraten, 
ob die Sitzungen künftig noch in diesem Saule stattfinden 


. 


sollen, nachdem geklagt worden ist über die schlechte Hei- 


zung und die schlechte Akustik. Der Vorstand hatte sich 
darum bemüht, einen anderen Saal ausfindig zu machen, in dem 
wir tagen sollen. !Üür sind nuch Hin= und Bere barZsgen dazu 
erg die Sitzungen des Landesrates für die fortlaufende 
eriode ım Johgnnishof stattfinden u lassen. Die Einladun- 
gen zu diesem Saule sind ergangen. Und zwar sind sie teils 
er Linschreibebrüdf den Mitgliedern zugestellt worden und 
eils durch mich persönlich - zber nur den Mitgliedern der 
"ohnungskommission - indem ich auf 2 einzelnen Flatz 
die Einladungen gelegt hube.. Jeh ha bi 


e nicht bis zum Schlusse 
der Sitzung der Tohnungskommission beiwohnen können und wie 
ich heute von Jhnen höre, Herr Reinhurd haben Sie in der be- 
treffenden SILAHEE gefchlt- Auf diese Weise ist es gekom 
ren, duß Sie die Linladung nicht erhalten haben. Wir haben a 
aber, als Beschwerde von enderer Seite PReSDERn wer, daß die 
Sitzungen ım Jonannishof stattfinden sollten, uns dafür aus- 
gesprochen, in den ulten Sanl zurückzukehren. Darauf sind 
dann auch neue Einladungen angefertigt worden, die den einzel- 
nen Mitgliedern zugegangen sind. Sie haben offenbar, Herr 
Reinhurd. Jhre Einlüdung noch nicht erhalten. Vielleicht 
liegt das an der Post. 


L 4 poT 
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der Fust. Ich kann es nicht feststellen. Ich hatte auch 
der Presse Mitteilung gemacht, und bitte um Eı tschul- 
digung, wein das bei Ihnen vorgekommen ist. 


Schmoll ( H.u.L.) Ich möchte zu dieser Sache noch einiges 
sagen. Wir müssen uns darüber schlüssig werdeh, ob wir 
andauernd in diesem Saale mit der schlechten Akustik 
tagen wollen. Ich hatte es u ae begrüsst, 
dass wir einen anderen Saal hatten und verstehe es nicht 

recht, warum wir nicht in den Jöhannishof gegangen 

sind. Ich bin auch der Überzeugung went es draussen 

nicht so warm wäre, sässen wır heute wieder in einem 

kalten Saale, Es ist ausserdem eine TrScBanSE von, 

Koks, wenn wir vor einer Sitzung schon agelang heizen 

müssen. Ich nöchte nochmals die Bi aufwerfen, ob 

wir nicht diesen Saal verlassen sollen. 


Dr.Sender ( S.); Nachdem Herr Schmoll die Angelegenheit 


in die Debatte geworfen hat und nachdem der Herr Prä- 

sident gesagt hat, dass:eine gewisse Seite sich dagegen 

ausgesprochen hat, dass dieser Saal verlassen würde 

und der Johannishöf bezogen würde, bekenne_ ich mich zu 

der gewissen Seite. ir sindkein Nanderparlament, unser 
B 


Ansehen wird in der Öffentlichkeit geschmälert. 


h 
erkläre für die sozialdemokratische Fraktion ‚dass wir 
bis_zur Errichtung eines Parlamentsgebäudes diesen 
Saal nicht mehr verlassen werden. "Ir gehen auch in 
kein Gastlokal hinein. Wir haben uns von dem Gedanken 
leiten lassen, dass unser Ansehen als Vertretung des 
Volkes unter allen Umständen leiden muss, wenn wir 
bereits in einer Sitzungsperiode in drei Sälen tagen. 
Der Saal, das sage ich Herrn Schmoll, war auch vorher 
echlecht in seiner Akustik. Das was vorher als gut 
befunden warde, ist tind bleibt uns weiterhin au ‚ Ich 
erkläre daher noch einmal, dass wir diesen Saal nicht 
verlassen werden, und wir uns nicht entschliessen 
können, nochmals in andere Säle zu gehen. Ich habe 
bereits gesagt, wir sind kein Wanderparlament und 
wollen uns nıcht dazu stempeln lassen. 


Schmoll ( H.u.L.): . Die Ausführungen 
sind merkwürdig. Wir müssen uns 
sprechen und uns der Mehrheit füg 
auch der Mehrheit. Gewiss es ist 
Zustand. Yenn wir aber nun einen änc 
haben, warum gehen wir nicht hin. Hier kann man sic 
gegenseitig nicht verstehen, men hört nichts, wenn 
von der Zentrumsparte ges rochen wird. 
Zwischenruf: t sche des Vorstandes.) 
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Fuchs ( 1L.V.); Meine Damen und Herren ! Es ist wohl 
an der Zeit, dass unsere Arbeit beginnt. Die Bevöl- 
kerung wartet auf die Verabschiedung des Entwurfes und 
ich halte es für richtig, dass wır an die Arbeit gehen. 


Abg. Fuchs als Berichterstatter: 


Meine Damen und Herren ! Morgen werden 
es drei Wochen, dass der Landesrat die Kommission zur 
Prüfung des Entwurfes einer Verordnung betr. Neurege- 
lung der Rstimmungen über das liohnungswesen bestimmt 
hat. Die Kommission hat in meiner Abwesenheit,den 

arlamentarischen Gepflogenheiten zuwider mich zum 
erichterstatter bestimt, ich betone ausdrücklich 
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in meiner Abwesenheit, bestimmt, Es wird wohl am Platze 
sein, dass die Fraktion, die es et Aufschluss geben 
wird, aus welchem Grunde sie die Berichterstattung 
verweigert hat. | 
Meine Damen und Herren! Ich halte es für 
erforderlich, dass ich Ihnen zunächst mitteile, in 
welche einzelnen Abschnitte der Mmtwurf zerfällt, denn 
es ist notwendig, wenn man ein Gesetz verstehen will, 
dass man darauf achtet, in welchem Zusammenhang un 
in welchem Abschnitt der einzelne Artikel steht. Der 
Entwurf zerfällt in 8 Teile. 
an . . Teil _I umfasst die Artikel 1 und 2 und 
ist überschrieben; Allgemeine Bestimmungen, Es wird 
hier bestimmt, was in Zukunft gelten soll bezw. was 
nicht mehr gelten soll, auch welche Grundstücke den 
neuen Bestimmngen nicht unterworfen sein sollen. 
04 Teil II umfasst Artikel 4 bis 7 " Melde- 
pflicht der Eigentümer und Mieter." 3 
Teil III umfasst Artikel 7 bis 17 über 
die Zuteilung von "ohmıngen. 
Teil IV unfasst den Artikel 18 bis 21 

und betrifft die Rechtsmittel gegen die Entscheidungen 


des Bürgermeisteramtes und der liohnungszuteilungskom- 


mission. 
Teil V umfasst Artikel 22 bis 32 und 
handelt von den Rechtsbeziehungen zwischen Mieter und 


Vermieter. 

A Teil VI, Artikel 33 bis 46 spricht von 
der Einrichtung der Mieteinigungsänter und über den 
Bang des Verfahrens. 

Teil VII, Artikel 47 bis 49, Straf- 
massnahmen gegen Verstösse gegen die Bestimmungen. 
Teil VIII, ikel 50 bis 55, schluss- 


Er behandelt insbesondere die PriesB: 
die in den yaruerıgen Lreikeln nicht geregelt sind; 
Zuzug von auswärts, rgangsbestimmungen etc. 


bestimmngen. 


"ir kommen jetzt zum ersten Teil " All- 
gemeine Bestimmungen. Artikel I. i 

Neine Damen und Herren ! Ich will nich 
dem unsche des Hauses entsprechend ganz kurz fassen 
und nur die Hauptsachen, die bei der Beratung in der 
Kommission als wichtig erschienen sind, mitteilen, de- 
mit Sie, wenn Sie den Fntwurf der Regierungskomissisn 
mit der Ban der Kommission vergleichen, an Hand fes 
Berichtes die Änderungen verstehen und näheren Aufsch.us® 
haben. Artikel 1 der Kegicrungsvorlage setzt fest, dass 
in t mır die Bestimmungen der Verordmung auf dem 
Gebiete des Nohnungswesens Geltung haben sollen. Die 
Zentralwohmneskommission ist damit aufgehoben und fällt 
weg. Nan hat sich darüber sehr gefreut. Der Regierungs- 
vertreter hat auf Anfrage die Zusicherung gegeben, dass 
der Artikel 1 des Entwurfes so zu verstehen ist dass. 
das Zentralwohnungsant ab Bern soll. Artikel d bestitmt 
die Geltungsdauer dieser Verordnung, welche 1 Jahr be- 
trägt. Wir haben diesen Artikel gestrichen wsil wir 
ger Auffassung waren, ‚dass die Verordnung 3 Tage nach 

kanntmachung in Kraft treten soll. 


Artikel 2 der Bosiorugesvorlane enthält 
2 merkwürdige Bestimmungen. In Ziffer 1 sollen ausge- 


nommen werden, die iSDERchad iR. welche der fran2ö- 
sischen Bergwerksverwa 


tung durch den Vertrag von Ver- 
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sailles gehören. Ziffer 2, die Geschäftsräume der Re- 


gierungskommission. 


Meine Daien und Herren ! Tir haben uns bei 
‚diesem Regierungsentwurf gesagt, dass wir das nicht 
en ee Versailler Vertrag steht 

rin, dass die französische Bergwerksverwaltung die 
Grundstücke, die des deutsche Reich, Preussen oder _ 
Bayern gemäss dem Friedensvertrag auf Frankreich zu über- 
eignen hat, lastenfrei erhalten soll. Diese Liegenschaf- 
ten sind dennach von den Esstimmungen dieser Verordnung 
ausgenommen. Nicht aber die liegenschafter, die die 
Ber@werksverwaltung nach diesem Zeitpunkt - also nach 
Abschluss des Friedensvertrages - erworben hat. Es sind 
Fälle bekannt, dass die französische Bergwerksverwaltung 
dazu übergegangen ist, Privathäuser aufzukaufen. sie 
hat einfach geklagt und, weil ihre liegenschaften von 
den Bestimmungen der Mieterschutzvrerordnung ausgenom- 
men sind, ohne eine Vollstreckungsklausel des lhet- 
einigungsamtes die Rwohner dieser Häuser auf die Strasse 
esetzt. ir haben den Standpunkt vertreten "gleiches 
echt für alle, " RT, Tante 

Ziffer 2, die Liegenschaften deren Eigentti- 

mer Nutzniesser oder Meter die Regierungskommiss1on 

ist. Hier hat der Intwırf ein ee Kuriosum ge- 
schaffen. Nach dem Friedensvertrag ist die Regierungs- 
kommission Treuhänder und als solcher Vertreter des 

Völkerbundes. Fig:ntümer der Liegenschaften ist das 

Deutsche Reüch, Preussen bezw. Payern geblieben. 

Als Vertreter in juristischen Sinne kann die Regierunss- 

komission niemals kigentum für sich’ erwerben. Im Re- 

gierungsentwurf heisst_es, ""Teren Figentümer die Regie* 
rungskommission ist ? In unseren Entwurf dagegen ist 
vorgesehen: " Die Geschäftsräume der Regierungskon- 
mission.” | 
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Tech komme zu Artikel 3 _ der Regierungs- 
vorlage. Dieser Artikel ist in drei Teile zerlegt wor- 
‚den. Absatz 2 wırde gestrichen pach dem Grundsatz 
"Gleiches Recht für alle, " Die Bestimmung lautet; Fin- 
den Liegenschaften der vorstehend bezeichneten Ar*. als 
Dienstwohnung “Yerwendung, so kann eine Änderung 
der \iohnraumverteilung oder des seit der Veröffentlichung 
ABr | zoronuns gezahlten Metzinses nur mit Ermächtigung 
der Aufsichtsbehörde eintreten. "ir haben aus dem er- 
wähnten Grunde den Absatz gestrichen. 
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Zu Artikel 4 ist nichts wesentliches zu 

‚sagen und verweise ich auf den Bericht. In Artikel 4 
der Regierungsvorlage ist der Begriff Hausbesitzer 
näher erläutert. Der Mieter und Untervermieter ist von 
der Änzeigepflicht befreit worden, weil der Mieter im 
Falle eines Wegzuges kein Interesse mehr an der !ohnung 
hat, Einen Schutz bietet zudem der Artikel 44 des 
Entwurfes. Bei nicht rechtzeitiger Anzeige ist der An- 
zeigepflichtige zum Exculpationsbeweise zugelassen, 
weil sehr woh.. Fälle eintreten können, in denen der 
Anzeigepflichtige innerhalb der 3 Tage, trotz grösst- 
möglicher Aufmerksamkeit keine Kenntnis von dem anzei- 
En a unleen Tatbestand erhält. Tir können dem Vermie- 
er nicht zumuten, dass er den ganzen Tag unterwegs ist, 
um nachzusehen, ob nicht der eine oder andere lieter 
verschwunden ist. ir haben deshalb hinzugesetzt, der 
Vermieter soll sich entschuldigen und sagen können, 

ich habe mich bemüht die Feststellungen zu treffen, ich 
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dass | 
nicht 

bekannt gebe, 
£ die wir noc 


den. 
Veine Herren 


jerungsvorlage, Artikel 


Übertragung 


7 der Re- 
richtes., 


ermeisters 15 
nicht unmo 


un Zi : 
Die Beisitzer ın 
nach dem Vorsch 


satzervereinigu Wir sin 
ach \öglı 
derseits radikale 
kommission einziehen. Be 
devertretung gl 
Personen gewä 


verfolgen und je 
n Interessen 


den Satz noch aufgenommen 
" eine tn 
"jr kommen zu Artikel 8 der 


tändlich ist 


wie 
be- 
ewesen, 
ass beil- 
teilungs- 
urch die Gemeın- 
nnen, dass nur 
massıgte Richtung 
chten Ausgleic 
jten werden. ir 
der eigent- 
in eigener 


des KonmmissionsberichteS. 


hier 
merken, 


etwas zu ändern. Weite: 
als dass ein lütglied 


stützung aller Mitglieder den 


erungskomnlS 


anspruc 
lich der 


Auskunft 
) ir ko 


wir uns aul 
en hier im Saarge 


rufe: Sehr richtig !) Nach dem 


nur eine örtliche Gendarmerie vorges® 


biet zu nrecht 


en, aber auch 

Hinsichtlich der 

ht erteilt wor- 
u Absatz 


Bezüglich der 
haben 


estellt : Trup- 


( Zu- 
s 


folgenden Absatz heisst es allerdings 


rungskommi1ss1on für dıe 
Ordnung zu sorg® ' 
rungskomm1ss10n 

pen hier ım Saar 


\ufrechterhal 


a5‘ 
ranzösischen Trup- 
Absatz stützen wird. 
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'ntisch nicht möglich. Im Absatz 2 wird ge- 
im Saargebict gibt es nur Gendarmerie und 
''zur Aufrechterhaltung der Ruhe und 
kann sich aleo nur im Zusammenhang er- 


zu & und 3 zu 2. Also die Regierungs- 
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er französische 
der: nach Artikel. 
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Familiensinn geförä 
Recht haben. &lle d 

bei sich aufzunehmen, ehe er gezwungen werden kann, 
einen fremien Marn zu sich zu nehmen, Wir haben, um 
diesem Cedsnken Rechmung zu tragen, den Begriff_" Ver- 
wendten " näher er}äuter* und srweiter:, Wir haben ge- 
sagt " Verwandte auf- und absteigender Linie und Ver- 
schwägerte ersten ıınd zweiten Grades in Anlehnung an 
die Bestimmungen des B-G.B. 

2 riike.. 9 der Regierungsvorlage ist Arti- 
kel 8 des Komnissionsberichtes und ist dem Si.nne nach 
aufrechterhalten worden. Es ist kein Unterschied gemacht 
zwischen Tausch von Wohmngen innerhalb und ausserhalb 
des Saargehietes. Auch im Letzten Falle soll nicht die 

Einwilligung der Wohnungszuteilungskommission er- 
forderlich sein. Jeder mıse Leben, haben wir uns gesagt. 
Deshalb könn“e, wann man eine einstimmige_ Genehmigun 
vorschreiben wo)lse,- der Willkür Tür unc 
werden. !ier hatte 


by 
=0o 
43 
1° 


N: 
liegen 
en be ien wı pxeshende Entscheidungen treffen, 
für die Interha: jung der Streffrage zuständig sein soll. 
Bs ist hier der Zusstz gemacht worden: Bei widerspre- 


* 


chenden. ini.scnei. ‚en sntscheidet: die gemeinsame Auf- 
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sichtsbehörde. 
Artikel 10 der Regierungsvorlage ist 
‘Artikel 10 des Kommissionsberichtes. Ts ist da neu hin- 
zugefügt; Röme, die ohne Genehmigung des Birgermeister- 
autes nach dem 1. Januar 1922 in gewerbliche Räume umge- 
wandelt worden sind. Nan hat hier berücksichtigt, dass 
des öfteren Fälle vorgekommen worden sind, ohne dass den 
Birgermeisteramt davon Nachricht gegeben wurde und ohne, 
dass die Genehmigung des Bürgermeisteramts eingeholt wur- 
de. Non ist nicht so rigoros gewesen und ist auf den 1, 
Jamar 1920 oder 1919:oder 1921 zurückgegangen, sondern 
men hat es beschränkt auf den |. Jamuar 928. fs ist 
neu hinzugefügt der Absatz 3 " Wohnungseinrichtungen, 
einschliesslich Geschirr, Wäsche und dergl. unter ee 
nicht der Beschlagnahme, Sind solches Gegenstände nac 
Irlass der Verordnung nocn beschlagnahmt, so sind sie 
freizugeben. Es handelt sich hier wieder um einen der 
berühmten Fälle. Es handelt sich besonders um Beschlag- 
nahmeverfügungen des französischen Ihlitärs, die sich 
rechtlich nicht mehr aufrecht. srhalten lassen. Ich 
habe gesagt, dass des französische Mlitär zu Unrecht 
hier im Saergebiet sich aufhält, und ist das der Fall, 
dann kann es auch keine Beschlagnahmeverfügungen erlas- 
sen. und wenn es solche erlässt, dann sind sie eben un- 
ültig, In Anlehnung an diesen Standpunkt lassen sich 
jese Verfügungen heute nicht mehr aufrecht erhalten. 
Erst recht nieht bei der herrschenden Teuerung und bei 
der Not der Bevölkerung und dem Nangel gerade an Wäsche 
und Geschirr. Meine Damen und Herren _! ir wissen, dass 
seit dem Finzug des französischen Militärs hier im Saar- 
ehbjet "ohnungen beschlagnahrt sind mit der gesamten 
jinrichtung, | Zurufe: Hört, hört !). Diese eschlag- 
nahmeverfüßungen bestehen heute noch und sie treffen 
immer und immer dieselben Personen. Die Vermieter krie- 
en die leute nicht mehr aus dem Hause heraus. ( Zurufe: 
ört, hört !) Hier mıss Abhilfe geschaffen werden nd 
deshalb haben wir: diese Bestimmung getroffen. Hier hat 
ein Mitglied der Kommission den Regierungsvertreter auch 
ersucht, Auskunft über die praktische Durchführung und 
Geltendmachung von Forierungen wegen Schäden, die Saar- 
gebietsberohnern durch das !ranzösische Militär gerade 
urch die Beschlagnahne und. Besitzergreifung von \oh- 
nungen oder auf sonstige Neise zugefügt worden sind, 
zu geben. Es herrscht hier cine Rechtswnsicherheit, wie 
man sie sich grösser nicht denken kann, Die "ohnung ist 
beschlegnahmt, der Eigentüner kann nicht rein. Is ist 
ihm unter Strafe verbsten - bis, zu. einem Nonat Gefäng- 
nis. Er kann rıcht sehen, in welchem Zustande die 
Wohnung sich befindet. Fines schönen Tages ist der Be- 
treiterde weg, der darin gesessen hat. An wen soll er 
sich halten ? Der Trauzösische Stagt lehnt , 
jedweden Schadenersetzenspruch eb ( Zurefe;’Hört, hört!). 
in Mitglied der Kommission hat deshelb an den Regierungs 
vertreter die Frage gerichtet, wie er sich die prakti- 
sche In-chführung derartiger Schadenersatzansprüche 
denkt. Die Auskunft ist bis heute nicht erteilt worden. 
"ielleicht wird es im laufe der Verhendlungen geschehen, 
\ Zuruf, des Regiemngskormissers Dr.Liesch” Die Antwort 
‚heben Sie bekommen." Hufe der Angeyräneten;" Sie ist 
nicht erteil* worden.") Abg.Fuchs fortfahrend; ." Nach 
meiner Auffassung ist sie nicht erteilt worden. Eine 
klare Antwort ist uns nicht gegeben worden. Wohl haben 
die Herren Regjerungsvertreter erklärt, des sei eine 


mißliche Sache, über die man in rechtlicher Beziehung 
unklar ssin könne. Den Standpunkt der Regierungskommis- 
sion haben wir aber nicht erfahren, Zu Artikel 11 der 
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Regierungsvorlage - Artikel 11 des Kommissionsentwurfes. 
Hinzugefügt sind hier neu die Artikel 1,2,3,&bs. 1 und 
Artikel 5 der Richtlinien für die Beschlagnahme von 
Tohnungen vom 2.8.1921. Amtsblatt der Regierungskomnls- 
sion des Saargebietes vom 15.10.1921. Es handelt sich 
hier un Fragen, die von der Regierungskomnission erle- 
digt worden sind bei der Beschlagnanme von Wohnungen. 
Es ist darin ausgeführt, wie das gehandhabt werden soll. 
Es sind im Artikel 5 dıe sogenannten Werksvohnungen be- 
handelt. “ir haben diesen Artikel aufgenommen und werden 
ihn bei der späteren EZinzelberstung noch erörtern müs- 4 
. sen. Ich etalle hier gleich fest, dass in dem Entwurf 1 
‘der Kommission zinige Inrichtigkeiten unterlaufen sind. i 
Es ist mir infolge der Kürze der Zeit nicht möglich 
ewesen, für Abänderung zu sorgen. Ich werde nachher 
arauf Zurickkommen und werde Ihnen mitteilen was fehlt: 
Sie haben dann die Liebenswürdigkeit und schreiben das 
mit Blei dazu. Artikel i2 der Regierungsvorlage, 
Artikel 12 des Kommissionsberichtes. Es handelt sich 
hier um redaktionelle Änderungen. 
Artikel 18 der Regierungsvorlage, Der erste 
Satz dieses Artikels ist als Schlusssatz in Artikel 
12 aufgenommen worden. Das übrige ist estrichen, weil 
man sich sagte; Die Frage, ob im einzelnen Falle durch 
die Arbeiten eine Wertsteigerung des Besitzes einge- 
treten ist, ist immer eine Gutachterfrage, die nur zu 
kostspie.igen Prozessen führt. Demgegenüber ist der in 
der Beschlagnahnme liegende Eingriff in den Besitz und 
das Eigentum derart hart, dass man nicht noch obendrein 
dem Eigentümer bezw. Besitzer hinterdrein eine kost- 
spislige Be zumuten darf, "ir haben uns 
auf den Standpunkt gestellt und gesagt, jeder Eigen- 
timer kann mi; seinem Hause machen was er will und 
kann darüber verfügen. !!enn die Gemeinde Veränderungen 
vornimmt, dann ist es Sache der Gemeinde, diese Kosten 
zu trages. Es würde zu weit führen, wenn man ein Recht 
?ür die Gemeinde konstruiren wolite, für den Fall, dass 
eine Wertsteigerung durch die Veränderung des Hauses . 
eingetreten sein sollte. 
Artikel 14. Hier ist als Grundsatz Test- 
'zuhalten, der frühere Zustanc ist auf Verlangen des 
von der Reschlagnahme Betroffenen wiederherzustellen. 
Nur dann soll das Verlangen unbillig sein, wenn es nur 
den Zweck haben kann, dem Fürgermeisterant bezw. der 
Gemeinde Schaden zuzufügen. "ir haben den 3 £26 des 
B.G.B., den sogenannten Chikaneperagraphen, übernommen, 
Die folgenden Artikel 15,16 und 17 betreffen unwesentliche 
Änderungen und sind meistens unverändert geblieben. _ 
eil IV, Rechtsmittel gegen die Entschei- 
dungen des Birgermeisteramtes und der \sohmungszutel- 
Jungskommission. Artikel 18.und 19. Auch hier sind nur 
unwesentliche Änderungen vorgenommen worden. Artikel 19. 
In diesem Artikel ist die Rechtsbeschwerde fallen ge- 
lassen und die sachliche Beschwerde eingeführt worden, 
Deshalb ist Satz ? des Absatzes 1 gestrichen. Mit Rück- 4 
sicht auf die Tragweite der Entscheidungen muss eine 4 
Nachprüfung in vollem Umfange zulässig sein. Als Be- 41 
schwerdeinstanz wird im Gegensatz zum Regierungsentwurf 4 
nicht der Landrat, sondern das Nieteinigungsamt bestimmt. 1 
Tir stenden =uf der. Standpunkt, dass der Bürgermeister 1 
meistens ome vorherige Prüfung Beschlagnahmeverordnun- 4 
en erlassen hat. Die Be sewerde nntenz war der Landrat, 1 
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er sich meistens auf die Auskunft des Bürgermeisters 
verlassen hat und so ist demgemäss auch die Entscheidung =D 
In 
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ausgefallen. Fs muss eine Prüfung.der Tatsachen zulässig 
sein. Als Reschwerdeinstanz haben wir anstatt landrat 
das lHetseinigungsamt gesetzt und dieses soll endgültig 
eintscheiden. " 
Artikel 20 der Regierungsvorlage - Artikel 
16 des Kommissionsberichtes. Besondere Änderungen , . 
sind nicht vorgenommen worden. lit Rücksicht auf die im 
Bericht vorgesehene Sachbeschwerde - nicht Rechtsbe- 
schwerde - ist die Frist von 2 Wochen in vielen Fällen 
zur umfassenden Nachprüfung der an efochtenen Entschei- 
dungen nicht ausreichend und deshalb soll die Frist. 
verlängert werden und über die Beschwerde unverzüglich 
entschieden werden. Der ee sentwurf hat die Zu- 
stellung durch eingeschriebenen rief vorgesehen, Wir 
haben diese Zustellungart_mit aufgenommen. 
7, Artikel 21 ist wohl nichts besonderes zu 
zu bemerken, 
wir kommen nun zu Teil V. Rechtsbeziehun- 
gen zwischen l\üeter und Vermieter. Es ist hier der Abs 
Satz 1 wohl von Vichtigkeit. Die Zustimmung darf in den 
Fällen der 88 553 und 554 B.G.B, nicht versagt werden. 
Diese Fassung des Regierungsentwurfes haben wir geän- 
dert wie folgt" Die Zustimmung darf im Falle des $ 558 
.G,B nicht versagt werden, sie soll im Falle des 
554 B.G.B. nur dann versagt werden, wenn der lieter 
ohne sein Verschulden nicht in der lage ist die Mete 
zu zahlen. "ir haben den Fall besonders berücksichtigt, 
dass es sich um Arme, Kranke usw, lüeter handeln kann, 
die durch besondere Worhältnisse in Rückstand gekommen 
sind und nicht zahlen können. Yir haben die Fassung so 
festgelegt, die Zustimmung soll nur dann gen 
werden, wehn der ilieter ohne sein Verschulden nicht 
in der Lage ist, die Miete zu zahlen. Weiter ist wohl 
zu dem Artikel nichts zu bemerken, nur, dass wir noch 
auf alle Fälle die Kündigungsfrisb, um Härten zu ver- 
meiden, auf 3 llonate festgesetzt haben. Das Recht der 
freien ereinbarung soll dadurch nicht berührt werden, 
falls eıne kürzere Frist vereinbart ist, soll es dabei 


bleiben. 
fetike) 28: der He jerungsvorlage Art. el 
des Kommissionsberichtes. Der hetpreis wird durc 
‚freie Vereinbarung festgesetzt. Es soll dadurch nach 
Meglichkeit darauf hingewirkt werden, dass \üeter und 
Vermieter sich über die Höhe der Wiete einigen und, 
dass der Mieter, der in der lage ist miete zu zahlen, 
aus eigener Initiative dem Vermieter eın angemessenes 
Entgelt für Meträume zahlt, wie es vielfach jetzt 
schon geschieht. Weiter ist wohl in diesem Artikel 
nichts zu sagen. u 
Artikel 24 der Regierungsvorlage, Artikel 
22 des Kommissionsberichtes. An Schlusse ist der satz 
eingefügt: Die bisherigen Kündigungsfristen werden hier- 
" durch nicht berührt. Diese Bestimmung ist notwendig, 
mit Rücksicht auf die Bestimmungen des 3.6.2. $ 565.Die 
Regierung hatte bis zum 1. Oktober die Neuregelung des 
Hetwesens zugesagt. "ir haben uns ın der Kommission 
esagt, dass ein gerechter en unbedingt geschaf- 
en werden mıss und standen auf dem Standpunkt, von 
1: Nowember ab die erhöhte Niete gelten zu lassen. 
Zu Artixel 25 ist nichts, zu bemerken., 
Artikel 26. Auch hier soll die 
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rundsatz sein. Dem Vernie- 
ben sein, die lüiete unter 
en. "ann solche Umstände 
= eteinigungsant. „Ir ha- 
dem die Hegie- 
rung den Fran 
hat, muss dem öglichkeit 
werden, sich ha 
für den Verniever esa 


le 


der Fest- 
nicht er- 

r darauf 
einzugehen, di Sa 
rung hervorruf b M twirkun 
rates bei der Be motznnn szah 
und zwar in en Naße 

er 
der Teilung 3. Komis- 
sian. Neu richt mit 
aufgenommen, dass Mieter, die 
oder in der Lage sind eine höh 
diesen \ietern der Mieterschutz entzog 
Es ist darüber geklagt worden, dass die Inhaber von 
ewerblichen Räumen in Luxusautos zu ihrer Mietwohnung 
ahren und für Garagemiete das Mehrfache wie für ihre 


Wohnung bezshlen. Die Kommission vertrat den Standpunkt, 


samten, persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse, 
in der Iäge ist zu rauen, zum Bauen gezwungen werden 
kann. Yir sind der Auffassung gewesen, dass die Be- 
stimmung wirken wird, dass eine ganze Reihe von lie- 
ter mu se)bst ihre Tage überprüfen und feststellen, 
ob sie in der lage sind zu bauen oder nicht. Viele 
wollen sich nicht der Sage aussetzen, dass eine Kom- 
missian ihre Verhältnisse nachprüft. Diese leute neh- 
men, um die Nachprüfung zu vermeiden, die Sache selost 
in die Hand und bauen. Ich hoffe, dass gerade diese 
Bestimmung segensreich wirken wird. 


dass, wenn ein Mieter unter Berücksichtigung der ge- 


Artikel 31 der Regierungsvor lage handelt 
a 


die der Mieter erstattet ver- 

> ufwendungen ist er- 
weitert worden. t auch bei der Einzel- 
beratung vorzutragen. 2 ist nichts beson- 
deres zu bemerken. 
- ! Artikel 33 der Regierungsvorlage, Mier 
ist eine grundsätzliche Neuerun vorgesehen ın Artikel 
32 ces Kommissionsberichtes, und zwar die Angliederung 
der Ihete.nigungsänter an die Amtsgerichte. Ich wil 
das gleich alles ganz kurz hier vortragen. 

Dig Kommission vertritt den Standpunkt, 
dass die Wieteinigungsänter einen Teil der Amtsgerich- 
te bilden sollen und zwar im Interesse einer einheit- 
lichen Rech'ssprechung. Dementsprechend haben wir den 
Standpunkt vertreten, gegen die Entscheidung der 
MMeteinigungsänter soll eine Berufung geschaffen wer- 
den. Die Berufung soll an eine Zivilkammer des Land- 
gerichts gehen, ir wollen damit bezwecken, dass die 
ordentlichen Gerichte die Durchführung dieser Miets- 
streitigkeiven in der Hand behalten. Tir wollen nicht, 
dass eine Verwaltungshehörde mit der Intscheidung ın 
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Mietsstreitigkeiten beauftragt wird. ‚ir wollen, dass, 
wie gesagt, eine einheitliche Rechtssprechung herbei- 
geführt wird. ir haben ja hier in der letzten Zeit die 
widersprechendsten. Entscheidungen gehabt. “ir haben 

die Berufung vorgesehen und nicht die Revision weil 
wir auch hier den Standpunkt vertreten, es soll nie- 
mand das Gefühl haben, dass ihm Unrecht geschieht. Es 
soll deshalb nicht mur die Nachprüfung.der Entschei- 
dung des Meteinigungsamtes in rechtli- 
cher, sondern .auch in sachlicher Iintscheidung gege- 


ben Sein. 
Artikel 36 handelt auch davon. 

Zu Artikel 37 der Regierungsvorlage, Ar- 
tikel 35 des Komissionsberichtes. Neu hinzugefügt 
ist * Vor der Entscheidung kenn der Vorsitzende eine 
einstweilige Anordnung erlassen! Es handelt sich hier 
um dringliche Fälle, analog der von der Zivilprozess- 
ordnung vorgesehenen einstweiligen Verfügung ohne. 
Verhan a Über die Rechtmässigkeit der Intscheidung 
mıss dann das NMieteinigungsamt Entscheidung treffen. 

Zu Artikel 88ist nichts besonderes zu 
bemerken. Es ist der Zusatz gemacht " Die Kosten 
werden nach Nassgabe des Obsiegens und Unterliegens 
verteilt." Wir haben vielfach die Beobachtung gemacht, 
dass die Mieteinigungsänter, auch wenn der eine Teil 
unterlegen ist, trotzdem dem anderen mit der Begrün- 
dung, das sind die stärkeren Schultern, die Kosten 
des Verfahrens zur last gelegt hat. Das ist nach un- 
serer Auffassung nicht am Platze_ gewesen. 

Zu Artikel 39 der Regierungsvorlage ist 
nichts besonderes zu bemerken, 

Artikel 40 der Regierungsvorlage - 
Artikel 38 des Konmissionsberichtes. Hier sind in we- 
sentlichen Bestimmungen aufgenommen worden und zwar 
die Bestimmungen des Gerichtsverfassungsgesetzes und 
der Ziviiprozessordnung. Das ist sehr wichtig, damit 
das Verfahren vor den Mieteinigungsämtern auf eine 
feste Rechtsbasis gestellt wird. 

Zu Artikel 45 ist nichts besonderes zu 
be merken. 

Artikel 46, das habe ich schon vorge- 
tragen im Änschluss an die Erwähnung der Berufungs- 
kammer. Im übrigen sind die Bestimmungen im grossen 
und ganzen geblieben. Bei den Strafbestimmungen im 
Artikel 47 haben wir die Strafen, die dort vorgesehen 
waren, Gefängnisstrafen, als viel zu hart aneesehen. 
"jr haben die Höchststräfen, \ 

. Jis auf 50 000 Nark nach oben begrenzt. Artıkel 

48 der Regierungsvorlage ist gestrichen, Wir haben 

den Standpunkt vertretem, dass es nicht angängig ist, 
dass besondere Fälle unter Strafe gestellt werden. 

Zu den Schlussbestiunurgen ist auch nichts besonderes 

zu bemerken. Es sind hier einige “treichungen vor- 

genommen worden. \ 

Er Artikel 52 der Regierungsvorlage hatte 

insbesondere vorgesehen gehabt, dass die Iintschei- 
dungen der heute zuständigen Behörden aufrechterhal- 
ten bleiben sollen, und dass sie nur abgeändert, wer- 


den können hinsichtlich der ‚Bemessung ‚des Mietzinses. 
Wir haben diesen Zusatz gestrichen, weil wir eine Be- 
schränkung der Nachprüfung auf. diese \leise für un- 
billig erachtet haben. 

Zu. Artikel-58 ist nichts besonderes 
zu bemerken, zu Artikei. 54 auch nieht. 
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Es ist wohl praktisch, wenn ich Ihnen im Anschluss 
daran die Richtigstellungen zu dem Kommissionsbericht 
gebe, Es ist da einzelnes ausgelassen worden, was, hin- 
A ist, und einzelnes ist abzuändern. Ich bin 
der. Auffassung, dass es praktisch ist, jetzt im An- 
schluss hieran diese Kleinigkeiten mitzuteilen, damit 
die einzelnen Mitglieder des Hauses bei der Einzelbe- 
ratung und vor der Finzelberatung diese Sachen schon 
haben. Sie können in der Zwischenzeit sich schon die 
einzelnen Bestimmungen überlegen. Es ist der Zusatz 
zu machen zu Artikel 2 Ziffer 1 des Kommissionsberich- 
tes " Vorbehaltlich der Bestimmng des Artikels 28 
Absatz 2 " bei Artikel 2, Ziffer 2 Zugatz am Inde " 
"Vorbehaltlich der Bestimmungen des Artikels 28 Absatz 2. 
Derselbe Zusatz ist zu machen’ bei Ziffer 3. Dann fehlt 
bei Artikel 11 am Schlusse der ganze Artikel 5 der 
Richtlinien, Der Zusatz lautet: Die Beschlagnahme von . 
Wohnungen, welche zur Unterbrin von Angestellten | 
und Arbeitern eines ae oder landwirtschaftli- 
chen Betriebes errichtet sind, ist grundsätzlich nur 
zur ee von Angestellten und Arbeitern des- 
selben Betriebes zulässig, Die re für an- 
dere als '!erksangehörige soll nur erfolgen, wenn der 
Besitzer des Betriebes keine wohnungssuchende Werk- 
angehörige mehr namhaft machen kann. Die Einweisung 
in eine solche "ohnung kann angeordnet werden, wenn. 
das "ohnuugsamt bei amp bLunsen über die Raumvertei- 
Jung in Verkwohnungen festgestellt hat, dass ein, 
"ohnungsinhaber über übermässige, zur Deckung seines 
Tohnbedarfs nicht erforderliche Räume verfügt,und die 
Betriebsieitung, auf diesem Zustand aufmerksam ge- 
macht, nicht für ge Abhilfe > er 
“In Artikel 16 mıss es heissen statt " Gemeinde- 
eesens | " Bürgermeister ". 
Artikel 17 Absatz 3 muss es heissen, " über 
die Beschwerden entscheidet anstatt der Iandrat usw. 
das de ee endgültig, ; 
. In Artikel 25 muss es anstatt vierteljährlich 
monatlich heissen, 
Dann fehlen im Artikel 30 am Schiusse des 
Absatz 2 die folgenden Yorte:" Die Verteilung der 
Aufwendungen für Strassen- und Bürgersteigreinigung 
auf Tohn- und Geschäfts- bezw. gewerbliche Räume, 
erfolgt nach Massgabe der gezahlten Mieten. "Auch das 
ist von der Kommission beschlossen worden. 
Bei Artikel 34 sind gestrichen die folgen- 
den Torte: " Unter Ausschluss des ordentlichen Rechts- 


weges." 

Bei Artikel 36 am Schluss: " Die Kosten 
Ben yach Nassgabe des Obsiegens und Unterliegens 
verteilt, 

Damit habe ich meinen Auftrag ausgeführt. 
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Stestskcmmissar Dr. Liesch:; 


; Weine Damen und Herren ! Nach den ausführ- 
lichen Erklärungen des Berichterstatters über die 
Änderungen,die die Kommission yoresagh! en hat, wer- 
den Sie nicht von mir verlangen, dass ich weiter auf i 


die Arbeiten eingehe. Ich mss Stellu nehmen und 
möchte von vornherein betonen, dass ich damit nicht 
bezwecken will, von den Änderungen, ig sie Herr | 
Fuchs ee hat, abzulenken, im Gegenteil, es 1 


wird, was der desrat festgesetzt hat, von der Re- 





Karius ( Z2.): 
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en skommission nochmals wesentlich verbessert. 
»ine Damen und Herren ! Die Arbeit des augenblick-. 
lichen Entwurfs bezweckt vor allem eine Vereinheitli- 
chung des allgemeinen Fechtsstandpunktes, und die 
NMeterschutzesbung grEine deshalb, um das Recht des | 
wirtschaftlich Schwächeren zu schützen. Die Verhältnisse 
der letzten Jahre haben, So hselt in anderen län- 
dern, so auch im Saargebie NMieter- 
schutz nicht gesprochen wer 
nungsnot, die be oben werden musS. 
im allgemeinen darum, WO das Übel 
auf welche Neise man ihm abhelfen kann, 
die Bautätigkeit hat in den letzten Jahren ve 
umgekehrt kann man feststellen, dass Sie sich nac 
Orten zusammeng 
n ist gross un 
za beschaffen. deren 
die Bau naeleet hat, 
uf hten. Es ist 
]l nur darin be- 
Een: wird, SO, 
£,iir befinden uns ın 
sen aber betonen, dass 
bandes hier im Saar- . 
Es ist statistisch 


einer Se 
die Tätigkeit 


che ie 
geworden. Der augenblick- 
esamte WNaterıe Zu- 


tliche gewo 
be 


die emacht werden müssen, Un 
dadurch kam man zu den fern, die in dem Intv ft vor- 
esehen sind. Aus dem Bericht des Herrn Fuchs haben 
je ersehen, dass diese Ziffern noch nicht ausreichen. 
Es sind aber andere technische Verbesserungen vorgenol- 
men worden, die Zuteilung der Wohnungen durch die 
Wohnu szuteilungskommission und auch, dass die anderen 
ter abgeschafft worden sind. Ich hoffe, dass 
das Gutachten, das der landesrat abgab, bei der Regie- 
rung eine dan bare Anregung finden wird. 


Weine Damen und Herren ! Zunächst darf ich 
den lüt er Kommission und dem Berichterstatter 
herzlic für die geleistete Arbeit aussprechen. 
( Bravo die Herren von_der Regierung 
ndes- 


können, ktiv urteilen wo vom : 
rat noc twurf ansieht, 


den die Regierun 
earb be 
ist die Regierun e 2 
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strasse trägt die Verantwortung für die ganze Gesetzge- 
bung. Wir haben erneut bewiesen, dass wir praktisch 
mitarbeiten wollen, Es war eine heillose Arbeit, die 
nebenamtlich geleistet wurde. Wir taten es im Tnateresse 
des Wohles der Bevölkerung. Es muss heute gesagt werden, 
das Schreiben des Herm Präsidenten der Regierungs-- 
kommission ist ein Vorwurf, wir sollen den berühmten 
IL trag, Yon jersailles ausseracht gelassen heben. Ins, 
liegt dies fern. Äber wir erheben die Anklage gegen die 
Regierun a dass sie seit ihrem Amtsantritt 

e 


ungezählte Nal den gleichen Vertrag verletz‘ hat. (Sehr 
richtig ! ) 


go u7 \ 
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en Herr Karius, Sie können nicht behaupten, 
‚dass die Regierungskomnis ion den Friedensvertrag ver- 
letzt hat ( Hört ! Hört 1). 


Karius ( Z.): ir behaupten es nicht nur, wir beweisen 
das. Tahrheit muss auch im Saargebiet Tahrheit blei- 
ben. Der Mund kann uns nicht verbunden werden. Wenn 
wir es nicht hier aussprechen können, so gibt es eine 
Bühne, wo wir es sagen können. Vor einem Gericht neu- 
traler Tendenz braucht der Bevölkerung um eine An- 
klage nicht bange zu sein. "ir haben nicht nur das Recht 
der Begutachtung, sondern auch das Recht unser Gutach- 
ten zu begründen. Man kann heute finden, dass men im 
Gutachten manches begründen kann. Ich begründe heute 
drei negative Gutachten und zwar; 
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1. Ablehnung der Ausnahme der Häuser, die von der fran- 
zösischen Bergwerksdirektion neu gekauft werden, 


2. Das Vorzugsrecht für Beante. 


3. Vorzugsrecht für das Militär der Garnisontruppen. 


‚Der Berichterstatter hat ausgeführt, die 
Bergwerksdirektion ist im Saargebiet ein Frivatunter- 
nehmen wie acıse andere auch. Sie hat sich auch den Ge- 
setzen des Saargebietes unterzuordren. Der Friedensver- 
trag besagt ausdrücklich, dass die Gruoen- und sonsti- 
gen Grundstücke Eigentum des französischen Staates ge- 
worden sind, niemals aber der Gegenstand von Enteignung 

‘ sein können. Es_ist ausdrücklich auf das Wort 

eworden sind ", also ee Gewicht zu legen. 
Andere Bestimmungen des betreffenden Statuts besagen 
dass die Häuser der Bergwerksdirektion, die angekauft 
werden, den Mietern den Schutz rechtlicher Yeise nicht 
entziehen können, Ich könnte mehr sagen. Ich habe durch 
Mitarbeit bei der Bergwerksdirektion gefunden, dass 
bei derselben im allgemeinen vielmehr politisches ]n- 
stinkt ist wie in der Alleestrasse. Der Herr Bericht- 
erstatter sagte, die Zentralwohnungskommission sei | 
aufgehoben. Hoffentlich kommt sie in das nen zı errich- 
tende Nuseum nach Genf. Die Zentralwohnungskommission 
müsste heissen : " Enteignungskommission « Dieser Kom- 
mission fehlte, das behaupte ich heute noch, jede 
en war Lediglich ein Ausfluss anor- 
maler Gewaltanwendung im Saargebiet. : 

Herr Dr.Sender würde als Anwalt die herren 
Juristen unter Eid verpflichten, ein Gutachten über die 
Enteignungskommission abzugeben. Die Regierungskommission 
aber anstelle der formalen Enteignung ein vereinfach- 
tes Enteignungsverfahren haben, in dem bis zum 1.Junt 
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nächsten Jahres 
ten werden SO ht haben. 
(Hört, hört ! 
je Zentralwo 
bestehen bleibt, s 
formalen ein vereinfac 
missen mit aller Schärfe ges Ein- 
spruch erheben für die 2 tschie- 
den ablehnen, dort eın Vorzugsrecht zu geben, wo wır 
nur die Pflicht haben Steuern zu zahlen. Ich will 
durchaus die persönliche mätigkeit einzelner nIG 
angreifen, 'aber insgesamt genommen, können wir dem 
ganzen Verwaltungs- und Beantenapparat von oben bis, 
unten ein Vertrauen nicht entgegenbringen. Das beweisen 
gerade die Ereignisse der letzten Jahre, dass wir, vom 
parlamentarischen Standpunkt aus gesprochen, a5. 
schärfste Misstrauen dem ganzen Apparat entgegenbringen 
müssen. Neine Damen und Herren ! Heute bringt es der 
Deutsche im Saargebiet vielleicht noch zum Nacht- 
wächter, zum Schutzmann, auch noch zum Bürgermeister. 


Vorsitzender: Ich derf Sie darauf aufmerksam machen, 

dass die Besprechung der Beschaffung, von Yohnungen mi? 

den Beamten ın keinem Zusammenhang steht und ich bitte 
Sie, nach der Geschäftsordnung, suf die Sache zurückzu- 
kommen, um die es sich heute handelt. 


Karius (_2.): Ich darf sagen, dass meine Ausführungen 
zur Begründung des Gutachtens gehören. Ich muss sagen, 
dass es Tatsache ist, dass man heute den Deutschen, der 

im Saargebiet etwas zu ae hat, mit der Iaterne . 
suchen muss und ihn vergebens sucht. Soweit haben wir 


beförderte Deutsche. 
Be laander, Ich bitte Sie nochmals, zur Sache zu spre- 
chen. 


ch glaube ich 


Ka 
der Bevölkerung 


rius_: 
habe das Recht 
hier im Saarge 
ei ühne geben, von der es 
“tig ! ) Dann glaube ich auch, 
che im Saarge iet die Amtsspr 
es nicht einsehen, Do 


h sagen 
fünf 


, der Bevölkerung Sı der Be- 
hrhei’ 


ich harmlos, ich sa 
Ihnen sagen, wir hab Arbeit- 
ct aus erst recht Ursache zu sagen." Kein 
die Beamten irgendwelcher Güte," Nie ım 
rganisationen von der Ver- 


ländern mit par- - 


n. Fragen Sie die 
jeviel Schreib cd. 
wurden... Ich 
Briefe nicht an- 

T. 


| Hört !) 
weiss ich nicht, 
Fall. 
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Vorsitzender; as hat das mit der "ohnungsverordnung zu 
tun ? Kommen Sie doch zur Sache zurück. 


Karius : Das hat sehr viel damit zu_ tun, „Ich möchte 
noch etwas anführen und &war den Fall Hallerı Wie kommt 
es, dass unsere Briefmarken in Paris gedruckt werden ? 
Werden sie nicht billiger in Berlin oder München herge- 
stellt ? Hat die Regierungskomission Offerten einge- 
zogen, um festzustellen, wo sie am billigsten herge- 
stellt werden können ?Ist der Vertreter der Regierung, 
bereit, uns die Akten über den Fall Haller zur Kenntnis 
zu geben ? Herr Haller hat nach zuverlässigen NMitteilun- 
gen Briefmarken unterschlagen, nachdem er zur Bauf- 
sichtigung des Drucks derselben nach Paris Bean wurde, 
wurde dann abgesetzt, aber nicht strafrechtlich ver- 
folgt, angeblich weil er Franzose ist. 


Vorsitzender: Was hat der Fall Haller mit unserer Be- 
sprechung zu tun ? 


eure 


Karius ; Der Fall muss aufgeklärt werden. 
Vorsitzender ; Heute sind wir nicht dazu hier. 


Karıus ; Er gehört zur ee Eee Herren. 
Sie verlangen ein Vorzugsrecht für die Beamten auf 
er und wir müssen sagen, warum das Recht von uns 
abgelehnt wird. Wenn wir das hier nicht sagen dürfen, 
wird es eben sonstwo gesagt. Ich meine,es ist ge- 
en gesagt, warum wir ein Vorzugsrecht für Beamte 
ablehnen. Dann lehnen wir noch ab ein Vorzugsrecht für 
Offiziere und Unteroffiziere der Garnisontruppen, und 
da sind wir so liebenswürdig, uns auf den Versailler 
ne zu berufen. Wir stehen mit beiden Füssen auf 
demselben und verlangen unser Recht. Der $ 730 sagt 


SLyamag aypsiydm. 


oh, Saargebiet findet kein Militärdienst 
n dü 


statt. Dan rfte aber auch nachts nicht geschossen 
werden. Die Errichtung von Befestigungen ist verboten, . 
nur eine örtliche Gendarmerie wird zur Aufrechterhaltung 
der Ordnung und Ruhe eingerichtet. Das ist eine klare ein- 
deutige Rechtslage. Der Regierungskommission wird die 
Pflicht auferlegt, eine Gendarmerie zu schaffen, mit der 
sie die Aufrech a al der Ruhe und Ordnung Saran- 
tieren kann, und da hat das Militär abzuziehen. Also 
einfach klar und eisen, und die Vergangenheit des 
Baargebietes beweist, dass zur Aufrechterhaltung der 
Ruhe und as Militär hier nicht notwendig ist. Das 
wissen alle leute, die die Saararbeiterbewegungen nit- 
gemacht haben. Ich kann mich niaht, .erinnern, dass je- 
mals Militär hier notwendig war. Selbst bei Streiks 
wurde die Ruhe aufrecht erhalten. Dafür ist der Sear- 
bewohner viel zu sehr an Ruhe und Ordnung gewöhnt, Die 
Vertreter der en Parteien im Saargebiet haben 
sofort nach Inkrafttreten des Versailler Vertrages Ge- 
wicht darauf gelegt, dass dessen Bestimmungen im Saar- 
gebiet restlos durchgeführt werden. Inde NErz 1920. 
sprachen dieserhalb sämtliche Parteien bei der Regie- 
rungskommission vor. Es wurde damals gesagt, das Mhlitär 
soll nicht als Besatzung, sondern als Sicherheitstruppe 
bleiben, die französischen Gerichte seien aufgehoben 
und die Gendarmerie sollte geschaffen werden. Aber als 
einige Be 14 Schwarze vor meiner !!ohnung 
anfuhren und ich wusste nicht warum, ich glaube, das 
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hätte genügt, um zu wissen, wo man hingehört, und der- 
aenise der die Verhaftungen und Ausweisungen miterleht, 

er hat für sein ganzes Leben mit diesen Zuständen ge- 
nug. 

Neine Damen und Herren ! Die deutsche Regie- 
rung hat sich sehr viel Mühe angetan, den $ 30 im Saar- 
gebiet zur restlosen Durchführung zu bringen. Ich glaube, 
wir können ihr von hier aus Dank dafür sage und ihr 
das Recht anerkennen, das zu tun (_Bravo 3. Denn wenn 
man den Versailler Tetrag nicht als ein einseitiges 
Diktat ansieht, dann mıss man anerkennen, dass Duwtsch- 
land oe ist. Nutzniesser ist der franzö- 
sische Staat als Besitzer der Gruben und die Saarbevöl- 
kerung, mens sind das Deutsche Reich und 
die anderen 26, die dabei waren, Das Deutsche Reich 
als Vertragspartei hat die moralische und rechtliche. 
Verpflichtung darauf zu a dass die Schutzbestim- 
mungen seiner TeS LEE FIRE - denn wir sind Teile der 
deutschen Bevölkerung ( Sehr richtig ! j - auch restlos 
zugunsten dieser Bevölkerung beachtet werden, und ich 
glaube, meine Damen und Herren, je mehr Deutschland 
auf sein moralisches Recht ocht; desto mehr wird es 
auch Erfolg damit haben. Und die heute noch gegen uns 
sind, auch sie lernen einmal um und suchen nach Wahrheit. 
Und das Suchen nach Wahrheit in der Welt, das kann und 
wird uns retten, wird auch uns im Saargebiet retten, 
meine Damen und Herren. Ich glaubem wir haben die Auf- 
gabe, das zu sagen, ob es gerne gehört wird oder nicht, 
"ir haben die Aufgabe, die "ahrheit in der Welt suchen 
und durchsetzen zu helfen. ( Sehr richtig ! 5. Gelingt 
uns das, dann wird uns selbst der Druck, der heute 
auf uns lastet . . 


dnsbousss 


Vorsitzender : (unterbrechend ) 


Sprechen Sie bitte zur Vorlage, Sie weichen 
wirklich zu weit davon ab. 
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Brıus; _ Ich bin am Begründen, Herr Präsident. Ich 
kann nichts dafür wenn ich soviel zu begründen habe. 
Die deutsche Regierung hat in verschiedenen Noten ein- 
6 end den Standpunkt dargelegt, warum sie I 
ass das Militär hier heraus kommen soll. Sie sagte 
z.B., der Versailler Vertrag sieht keine Besetzung des 
Saargebietes vor, er sieht mur die Schaffung der ben- 
darmerie vor. Der Völkerbundsrat hat in der Sitzung vom 
13.2.1920 ausdrücklich erklärt, dass die Truppen dort 
bleiben sollen. bis zur Schaffung der Gendarmerie. Die 
Unterstellung unter die französische Gerichtsbarkeit 
erklärte die deutsche Regierung als unzulässig, nachdem 
: der Vertrag unterzeichnet war. Ferner erklärte die 
deutsche Regierung: Es ist unvereinbar mit der Aufgabe 
als Treuhänder, wenn eine es: sich neben einer 
wirtschaftlichen Übermacht auch auf Iilitär stützen kann. 
Die Regierungskommission sagt, das sind keine Besatzungs- 
sondern Garnisontruppen. Sie sind von der Rheinarmee 
etrennt. Der Völkerbund erlaubt ihr die Beibehaltung 
er Truppen. Die Kosten für die Gendarmerie wären zu. 
hoch. Für die Beamten sind sie aber nicht zu hoch. Die 
Regierungskomission sagt sich, wir brauchen uns die 
Ausgaben nicht zu machen, Deutschland bezahlt das Ii-. 
litär selbst und zwar 40 Millionen Franken im Jahr, die 
notwendig sind zur Unterstützung der Truppen im Daarge- 
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biet.( Hört, hört !). Ich glaube, die Trennung zwi.- 
schen Besatzungs- und Garnisontruppen, die kapn uns 
verdammt wenig nützen. ir unterliegen hier gehau 

so sehr dem Drucke der Besatzung, wı© unsere übrigen 
Brüder im besetzten Rheinlande. Wir leiden genau So 
gut unter all dem Druck, wie er dort such , ist (Noch 
mehr !). Das Saargebiet ist Abstimmungsgebiet, Da 
müssen für beide bstimmungsparteien gleiche Verhä 
nisse und gleiche Rechte geschaffen werden. Das müssen 
wir unter allen Umständen verlangen. Wir haben nicht __ 
die Absicht, uns weiter auf die Art und Weise nationali 


sieren zu lassen. 


Vorsitzender: Herr Karius,_ die Sache hängt nicht mit der 


Vorlage zusammen. Ich habe Sie darauf aufmerksam zu 
machen, dass Sie nach der Geschäftsordnung das Wort 


entzogen bekommen können. 


Karıus : Ich meine, wenn man die Nachteile sieht, 


die den Hausbesitzer der vermieteten Wohnungen durch 
die Anwesenheit des Mlitörs treffen, so muss man 
sagen, die sind zu 8roSS. Saarbrücken zahlt heute 

noch 3 ausgewiesenen Beamten das Gehalt. enn man fest- 
stellen könnte, wieviel die einzelnen Gemeinden des 
Saargebietes schon für das Militär bezahlt haben, k&- 
me eine ungeheure Anzahl Millionen heraus. Man könnte 
die Sache sehr ‚weit ausspinnen. 

N Veine Damen ünd Herren ! Das Recht der 
Erfüllung des Versailler Vertrages werden wir uns nie 
und nimmer nehmen lassen. Wir haben den Mit, dem Ar- 
beitgeber gegenüber Recht zu verlangen und verlangen 
auch hier unser Recht. Wenn man so richt\g fühlt und 
die Not im Saargebie* sieht, wird mancher harte Aus- 
druck verständlich. Ich habe zum Völkerbundsrat das 
Vertrauen und glaube das heraus zu fühlen, dass er 
gerne ents eiden würde, 8 30 müsse erfüllt werden, 
wenn er di ätte, sich durchzusetzen. 
Ich habe das. und behaupte es auch, die 

e muss einma es 
erbundsrates als 
Geschic ; 
restlos dur 
im Saargebiet. Ich 
' Regierung auf seine 
Erklärung, band segensreich ge- 
wirkt habe, folgendes sagen. Saarbrücker Knapp- 
schaftsverein hat ın der Schaffung der Tonnungen viel 
etan. Was nützt die Eure, des Nohnungsbauverban- 
es enpenhber den vielen eschlagnahmune R Das Zen- 
tralwohnungsant allein hat über 5000 Beamten Bohmungen 
zugewiesen. Wieviel Wohnungen das Mlitär erhalten. at 
erfahren wir überhaupt nicht such nicht um wieviel 
Wohnungen es sich in der Stadt handelt. Ich kann das 
eine sagen, die Wohnungmnot wird kaum gemildern, wenn 
das Recht auf Wohnungen für Fremde weiter bleiben 
wird. Dann kommt hinzu, dass man über, die wirtschaft- 
Jicue Zukunft des Saargebietes .ım unklaren ist. 
Mancher würde sich eine Wohnung bauen, wenn ©” wüsste, 
dass er im Saargebiet bleiben kann. Gerade die unsl- 
chere Zukunft des Saargebietes wirkt ausserordentlich 
nachteilig. Ich danke dem Präsidenten für seine be- 
sondere Aufmerksamkeit mir gegenüber. Ich sage das _ 
aber zum Schlusse erneut, wir .lassen UnS das Recht der 
Rede nicht beschneiden. ir treiben keine Opposition, 
sondern wir vertreten die Rechte der Saarbeyölkerung 
bis zum letzten Atemzuge. Das miss unter allen Un- 
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ständen festgehalten werden. Ich denke an das neue land- 
gericht, an dessen Decke die Sprüche stehen; " Recht muss 
echt bleiben und soll die Welt untergahn, das Recht 
muss Recht stahn. " Möge das im Saargebiet der Fall sein 
und bleiben. 


Staatskommissar Dr.Liesch:; 


Meine Damen und Herren ! In der Rede des 
Herrn Karius hat er die rechtmässige Anwesenheit der 
französischen Truppen angezweifelt. Die Sache gehört 
nicht zur jetzigen Vorlage und es wäre meine Priicht, 
überhaupt nicht darauf einzugehen. Auf der anderen Sei- 
te habe ich die Plficht, darauf einzugehen, dass die 
Frage der Truppen hier im Saargebiet erledigt ist durch 
die Beschlüsse des Völkerbundsrates vom 13.Februar 1920 
und Juli 1921, Ausser dem Bericht der Regierungskommis- 
sion vom 22.Dezember 1921, der von dem Völkerbundsrat 
angenommen wurde. Die Sache kann nicht weiter studiert 
werden, wenn Herr Karius aus seiner Antwort mit den 
Augen ja und mit den Gefühlen neın sagen lässt, dann 
kann man nichts dagegen machen. ( Zwischenruf : Oho EN, 
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Dr.Sender ( S.): 
©...) Meine Damen und Herren ! Der Herr Karius 
hat die Liebenswürdigkeit gehabt, darauf hinzuweisen, 
dass es ge, sei, das Schreiben des Herrn Präsi- 
denten über die Zuständigkeit des Iandesrates ’zu be- ; 
handeln. Ich schliesse mich dieser Auffassung an, und 1 
damit der Vorsitzende keinen Anlass hat mich zu unter- 
brechen, gestatte ich mir,ebenfalls der Änre des 
Herrn Karius folgend, einen Antrag der, zur Debatte steht 
zu dieser bel Sees: zu stellen und schriftlich zu 
überreichen. Wir haben den Antrag den Präsidenten über- 
reicht mit dem Ersuchen, ihn auf die nächste Tagesordau 
nung zu setzen. Das ist aber nicht geschehen. Ich ver- 
lese een und einer meiner Fraktionsfreunde wird 
ee nee dem Präsidenten übergeben. Der Antrag 
autet; 
" Die Regierung wird ersucht, dem Landesrat 
ein Verzeichnis aller Beamten, Angestellten und Hilfs- 
kräfte, die im Dienste der Verwaltung beschäftigt sind, 


vorzulegen." 


Um den Zusammenhang mit der heutigen Verordnung zu 
wahren, will ich bemerken, dass uns in der Hauptsache 
das Verzeichnis interessiert. Neine Damen und Herren ! 
Der Herr Präsident hat auch die ungefähr SO Anträge und 
Anregungen mit einem Schreiben vom 9.November 192 be- 
antwortet. Warum ich heute von diesem Schreiben spre- 
che, und warum ich auf die Botschaft der Regierung 
notwendigerweise zurückkommen muss, der Grund dafür 
ist, dass ich glaube, dass die Regierungskoumission 
ihre Verordmung vom 24. Närz 1922 betr. die Lrrichtung 
des Studienausschusses und des landesrates selbst 1 
wieder a hat. Wir haben keine andere Stelle, 4 
um uns zu dieser Geschäftsordnungsfrage gegenseitig, zu 1 


n rn .. 


äussern, infolgedessen muss es mir gestattet sein, ım 
Rahmen der Gesetze oder Verordnungen, die erlassen sind, 
den Nachweis zu suchen, dass unsere Anträge und lni- 4 
tiativanträge ee: behandelt worden sind. Wir ha- 1 
ben zu mindest das Recht 
} .. Meine Damen und Herren ! In der Verordnung 5 
vom 24. März 1922, wir sprachen in der l.Sitzung des 4 


auf eine richtige Behandlung. 
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Jandesrates davon, steht in Artikel 8, dass unter allen 
Umständen die Regierungskommission alle Anträge für 
nichtig erklären muss, Der Artikel 8 dieser Verordnung 
lautet, dass zwar der Landesrat nur berufen ist bei Ver- 
meidung der Nichtigkeit über diejenigen Gegenstände zu 
beraten, die ihm überwiesen werden und die auf der 
Tagesordnung stehen. Die Ungültigkeitserklärung, so, 
heisst es in der Verordnung weiter, erfolgt durch einen 
Beschluss der Regierungskomission. Wir verlangen von 
der Regierungskommission, dass sie einen Nicki..." "uue 
schluss herbeiführt, damit wir wenigstens wissen, dass 
die Regierungskommission in ihrer Gesamtheit formell 
darüber gesprochen hat. Der Herr Präsident der Regie- 
rungskommission ist nicht zuständig dafür. Er hat uns das 
das Schreiben überreicht, hat_aber in diesem Schreiben 
sich auf einen Beschluss der Regierungskommission bezo- 
gen, und das sind die formellen Bedenken, die wir _ 
aben. Diese Bedenken sind durchaus richtig, und damit 
Gie Regierungskommissi6n unsere Anträge für nichtig erkl 
klärt, habe ich mir gestattet, diesen Eu erneu 
zu stellen. Ich muss sagen, dass wir es in Zukunft ab- 
lehnen werden, auf mehr oder weniger privatem \ege 
ns ungen der Regierungskommission in Empfang zu 
nehmen. 


Vorsitzender; Es hat den Anschein, als ob die Redner 
der einzelnen Fraktionen en zur "”ohnungsverord- 
nung als über allgemeine politische Fragen sprechen, 
gie vielleicht in einen ganz losen Zusammenhang mit 
der Yohnungsverordnung gebracht werden. Die Geschäfts- 
ordnung bestimmt, dass wir uns an die Tagesordnung zu 
halten haben. Es kann letzten Indes auch dem Landesrat 
nicht zu Ansehen gereichen, wenn jedesmal die Gesetze 
für politische Sachen auszuspielen benutzt werden, 


„Sender ( S.): Neine Demen und Herren ! Der Präsident 
hat gerügt. Ich melde mich zur Geschäftsordnung. Wir 
wenden uns een. cen Ton des Schreibens des Präsiden- 
ten. ir haben eine Reihe von Anfragen an die Regie- 
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rungskommission gerichtet und den Schlusssatz ee 


fügt, schriftliche Antwort genügt. Das wäre jedenfalls 
ein leichtes gewesen und ein Akt des Änstandes, Ich 
muss doch auf die Gepflogenheiten in den Parlamenten 
anderer Länder hinweasen, wo allerdings die Parlamente 
ee pn Körperschaften sind. Wir sind aber nur 
egutachtendes Or8an. Dennoch überschreiten unsere 
Initietivanträge nicht den Rahmen des Friedensvertra- 
ges. Es ist eine durchaus unrichtige Auslegung des 
u A uns die a unter- 
sagt. Nur die Indwirkung, die Art der Beeinflussun 
auf das Gesetz, ist eine verschiedenartige. Nay will 
anscheinend keine gute "irkung. Nan will dort \ in der 
SAlleestrasse ) glauben machen, als verletzten wir 
den Friedensvertrag. So liegt das aber nicht. Mit ihrer 
absolutischen a et wird die Regierung 
schwerlich jemand überzeugen können, Unsere Initiative 
at sich übrigens auch bewährt in dem vorigen Gesetz, 
amals Singen die einzelnen Parteien zur ee s- 
ommission und forderteh für die armen Invaliden die- 
ses und jenes und siehe da, auf einmal ging es. Ian 
sieht daraus, dass es doch kein Unrecht sein kann, 
tee aaoen oder ser nn a 
ativantrages etwas zur Gesundheit ın sserstellun 
ztut. Nach älledem kann ich deshalb nicht damit ein- . 
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verstanden sein, dass die Regierungskomission oder der 
Herr Präsident glaubt, in diesem Schreiben vom 9,November 
1983 unsere Initiativanträge abgetan zu haben: Wir werden 
deshalb bei jeder Gelegenheit, die wir für ea, halten, 
diese Initiativanträge stellen und werden diese 6) Anträ- 
Be und Interpellationen selbstverständlich weiter stel- 
en. Wir überlassen es der BESTE RRSINLEBIDE, TOR 
einer Nichtigkeitserklärung Gebrauch zu machen. Nir waren 
auch der Auffassung, dass es ein Recht von uns sei, mit 
dem Ziel auf ein Gutachten derartige Initiativanträge zu 
stellen, denn die Regierungskomnission hat in ihrer Bot- 
schaft gesagt, sie ges sich der bestimmten Hoffnung hin, 
dass Ihre - nämlich unsere - Mitarbeit der Regierungs- 
kommission nicht fehle, und dass " Ihre eifrige und 
gewissenhafte Tätigkeit den Bewohnern des Suargebietes 
zum Se gereichen werde. Wir waren dieser liebenswür- 
digen ladıre gefolgt und waren so nalv zu glauben, 
dass unsere Bu er en 
sein würden. Wir haben uns hier leider, wie Figera 
ve a Die Regierungskomnission besteht pein- 
lich au: en I-Pünktehen. Neine Damen und Herren ! 
Da gehen Regierungskommission und Lendesrat verschiedene 
Vege und da wird ein IVeg zur Verständigung sich niemals 
finden lassen. Meine Herren, die Regierungskommission 
hat weiter in dieser Botschaft gesagt, sie wünsche eine 
liberale Auslegung ihrer eigenen Verordnung vom Närz . 
Ich weiss nich, ob es eine liberale Auslegung ist, 
wenn man auf diese Meise unsere Anträge abzuschütteln 
versucht. Sie hat weiter gesagt, dass sie uns sämtliche 
Aufklärung ar würde, die sie für erforderlich erach- 
tet. In Wirklichkeit haben wir in den genen Kommissions- 
sitzungen nennenswerte Aufklärung nicht bekommen, Yas uns 
aber am meisten am Herzen liegt ist folgendes _:; Die 
Kühnheit der Regierungskommission ist tatsächlich eine 
bewundernswürdige, indem sie unsere Zuständigkeit in 
ganz gröblicher eise verletzt hat. Ich bitte den Prä- 
sidenten des Landesrates uns einmal zu sagen, an welcher 
Stelle wir uns dagegen beschweren sollen. Da ist die 
richtige Stelle zweifellos doch das . 
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Vorsitzender; Es kommt darauf an, was auf der Tages- 
ordnung steht. 


Dr.Sender ( S.): Ich spreche zur Geächäftsordmung. Die 
Zuständigkeit des Landesrates besteht darin, dass die 
une, neben der Landesrat bereits ge- 
schaffen war, eine Reihe von Verordnungen ohne Anhö- 
rung des Landesrates beschlossen hat und verkündet hat. 
Tir werden uns in der Rechtskommission des landesrates 
darüber schlüssig werden und die a... 
auffordern, dass notwendige Gesetze sofort wieder in 
Kraft treten. Ich erwähne folgende Beispiele, in denen 
wir nicht gehört worden sind: Die Verordnung über die 

Beschäftigung Schwerkriegsbeschädig er, ein Antrag von 
der Sozialdemokratie vom 26.Juli 1922, die Verordnung 

' betr. re des Reichsgesetzes über die Erhöhung 
der Zulagen in der Unfallversicherung, Antrag 2 der 
Sozialdemokratie. Es kann also nicht so unrichtig und 
falsch gewesen sein, dass wir Anträge gestellt haben, 
die nachher Gesetz geworden sind. Dann die Verordnung 
betr. Verlängerung der Geltungsdauer der Verordnung von 
13. Juli 1921, datiert vom 8.November 1922, und da hat 
die Regierungskommission eine Begründung dazu gegeben, 
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die tatsächlich der Gipfelpunkt dessen bedeutet was man 
en Anmassung und Verletzung der Zuständigkeit des Ian- 
desrates nennen muss. Die Regierungskommission hat 
Besen in Erwägung, dass die Sewählten Vertreter der 
völkerung des Saargebietes vor dem 15.November 1922 
nicht in der Lage sein werden, ihr Gutachten über 
einen Gesetzentwurf, der die augenblicklich in Kraft 
befindlichen Bestimmungen ersetzen soll, abzugeben, ver- 
ordnet die Regierungskomnission am 8.11.1922 dies und 
Aue. Dann verordnet sie in einer Verordnung das Fünf- 
eche der Friedensmiete. Wir hätten, wenn der Landesrat 
einberufen worden wäre, gar kein weiteres Wort darüber 
verloren und das gutgeheissen. Man hat aber nicht den 
Landesrat zusammenberufen, man hat es sich angemasst, 
über unsere Köpfe hinweg das Gesetz zu ändern. Ich bın 
neugierig, welche Interpretationskünste die Herren 
Regierungsvertreter en werden, um uns klar 
zu machen, dass hier keine Verletzung des Landesrates 
durch die Regierungskommission vorliege. ir haben in 
der Geschäftsordnung die uns vorgelegt wurde gesagt 
wir wünschen, dass wir uns selbst einberufen. Da haben 
Sie bereits den Tee, meine Herren, den Sie zu schlucken 
haben. „ir hätten gerne den Vermietern in iger 
kommen gezeigt. Aber die Regierungskomission haft uns 
nicht einberufen und nachher gibt man eine absolut un- 
wahrhaftige Darstellung, warum wir nicht tagen konnten, 
Es heisst, dass wir mindestens einmal im er... 
zussimenberufen werden sollen, und somit lag nichts 
im lege, wenn wir zweimal zusammengekommen wären, Und 
deshalb wird sich auch noch _ die Rechtskomission 
damit zu befassen haben, welche Schritte _zu unternehmen 
sind, um uns gegen diese durchaus mutwillige Verletzung 
der Zuständigkeit des Landesrates zu wehren. Sie hat 
weiter eine Notverordnung erlassen betr, Änderung der 
Hagen Bestimmungen der Notariatsgebühren, Gebühren 
er Zeugen und Sachverständigen vom ll. Oktober, alles 
Dinge, die wir selbstverständlich bewilligt hätten. Aber 
man. geht einfach über unsere Zuständigkeit hinweg. Das 
lassen wir uns nicht bieten. 

‚ Ich komme nunmehr zu dem Intwurf selbst 
und habe einige Schönheitsfehler an dem Intwurf zu 
rügen. 

Meine Damen und Herren ! Die Art und "eise, 
wie diese Vorlage behandelt worden ist, ist nicht die 
richtige: Die Vorlage hat zuerst den Studienausschuss 
passiert. Was der Studienausschuss gemacht hat, weiss 
weder der Landesrat noch das Land. Rein Nensch weiss 
irgend einen #inblick zu bekommen. Der Studienausschuss 
besteht seit 24.3.1922 aus besonders befähigten Mit- 
gliedern des Landes und zwar aus solchen, die eine be- 
sondere Erfahrung auf volkswirtschaftlichenm Gebiet be- 
sitzen. Wir vermögen nicht zu erkennen, wie es komt, 
dass wir nicht in der Ance sind uns zu unterrichten. 

Es wäre uns von dem Standpunkt aus angenehm, Gesetze 

zu begutachten und die Gesetze erst kennen zu lernen. 
Bei dieser Vorlage hat man es nicht gehabt. Ich frage 
die Herren Vertreter der Regierung, Aus welchen Gründen 
dieses eheimverfahren besteht, warum man den Landesrat 
und Studienausschuss gegeneinander ausspielt. Der Stu- 
dienausschuss weiss ja auch ganz genau, wie wir begut- 
achten, warum soll denn der landesrat nicht wissen, 

was der Studienausschuss tut. Ich bitte zu versuchen, 
os es nicht möglich ist, dass der Landesrat doch einmal 

dieses Geheinvotum zu hören bekomnt. i 
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Meine Damen und Herren ! \ährend die Verhaue- 
lungen des Studienausschusses nicht öffentlich sind, 
sind unsere Verhandlungen öffentlich. Auch hier herrseht 
keine Zusammenarbeit zwischen Studienausschuss und 
Iendesrat. Ich glaube von den Herren verlangen zu kön- 
nen, dass sie den Mut aufbringen zu zeigen, was 
der Studienausschuss tut. Es ist uns zu Ohren gekommen, 
dass der Studienausschuss ganz vernünftige Anderungen 
gemacht hat, und dass er garnicht so unvernünftig ist, 
wie man glaubt, Es ist vielleicht ein Märchen, Es wäre 
uns interessant, vom politischen ann aus er- 
fahren zu können, ob nicht eine Einheitsstellung zwi- 
schen Landesrat und Studienausschuss in vielen Fragen 
erreicht werden kann. Das ist der Witz, weshalb die 
Regierung das Geheimverfahren einschlägt. Dann hätte 
man nämlich eine Einheitsfront gegenüber der Regierungs- 
kommission. 

Meine Damen und Herren ! Ich bitte daher 
den Herrn Vorsitzenden, seinen Einfluss geltend zu ma- 
chen und beim Studienausschuss nach dem Rechten zu 
sehen. Ein solches Gesetz von solcher Bedeutung ver- 
langt Motive. Das ist ein wichtiges Gesetz für Mieter 
und Vermieter. Es wäre zu begrüssen, dass wir ausser 
der mündlichen Begründung, die wir 8ehört haben, auch 
eine schriftliche Motivierung, so wie es bei grösseren 
Gesetzen üblich ist, zu hören bekommen hätten. "ir 
hätten nämlich gerne gesehen, mit welchen Argumenten 
die Regierungskommission die Bevorzu der Bergwerks- 
verwaltung und des Militärs begründet hätte. Was die 
Bergwerksverwaltung anlangt, in dem Intwirf ist eine 
Reihe von Bestimmingen vorhanden, die eine unzulässige 
Bevorzugung gewährleisten. Artikel III, Ziffer 1 heisst: 
" Die Liegenschaften, welche der französischen Berg- 
werksverwaltung gehören, In Artikel 8 wird sie eben- 
falls bevorzugt. So auch in Ar$ikel_48. Ich komme im 
einzelnen noch darauf zu sprechen. Ich frage mich eins, 
wo ist die Rechtsgrundlage für die EBENE der 
a: wermektung. Herr Karius hat mit Recht auf $ 11 
des Vertrages von Versailles hingewiesen. Dieser $ 11, 
vielleicht erkennt das der Herr Vertreter der Regie- 
rungskommission besser, wenn ich ihn französisch vorle- 
se. Ich lege Wert darauf, dies in der Art und Weise 
zu verstehen, dss devenu steht. Wenn der. 
deutsche Text sagt. "enn der deutsche Text sagt, die 
Gruben und sonstigen Grundstücke, die Eigentun des 
französischen Staates geworden sind, so lege ich iert 
auf das fort geworden. Wir verstehen nicht 
warum die Regierungskommission glaubt, dass dieser se 
unter anderen Umständen ausgelegt werden muss als wie 
der normale Mensch dies tut. Nur die ae nn 
mission ist nicht in der Lage eine Auslegung zu machen. 
Meine Damen und Herren ! Sie kann nicht sagen, sie ver- 
steht kein Deutsch, ich habe, falls sie das Deutsche 
nicht kennt, das Französische vorgelesen. Das ist trau- 
rig für den Ernst und das Gerechtigkeitsgefühl der Re- 

nn saussion, dass sie uns auf diese Weise ins 

esicht schlägt. Es kann kein Zweifel sein, dass hier 
Totengräber am Terk sind. Wir verwahren uns gegen diese 
Totengräber für das Recht des Saarvolkes, das unter 
den Beauftragten des Völkerbundes geknechtet und ent- 
rechtet wird. "ir können es nicht und wir werden es 
nicht begreifen. 
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Vorsitzender: Herr Dr,Sender, Sie haben gegen die Regie- 
rungskommission den Vorwurf erhoben, dass sie knechte 
und entrechte. Ich weise diesen Vormerf zurück. Venn 








TE 


die Regierungskommission einen anderen Standpunkt nicht 

eingenommen hat, so ist dies sicher geschehen, wei 

a Aaubt, sich mit ihrer Auffassung Im Recht zu be- 
inden. | 


Dr.Sender; Ich weiss sehr wohl, dass der Friedensver- 


trag der Regierungskomnission as Recht der Auslegung 
zuspricht. Aber dieses Recht hat ‘Seine Grenzen in der 
Gerechtigkeit und der. Iogik. Im $30 sehen wir die er- 
bärmlichsten Rechte schriftlich verankert, und das 
andere Recht das nimmt man uns in eıner Yeise, die 
dem Gerechtigkeitsempfinden und dem Wohlanstand nicht 
mehr entspricht, "ir stehen in der Bergwerksverwaltung 
einem übermächtigen Staatskapitalismus gegenüber. Er 
überrennt den Mieter und den Vermieter. Aus diesen 
Gründen können wir nicht dulden, dass die Auffassung 
der Regierungskommission zum Durchbruch kommt. Diese 
Übermacht hat auch unter preussischer Herrschaft die 
schwersten sozialen und wirtschaftlichen Schäden zur 
Folge gehabt. ee \ 
Weine Damen und Herren _! Ich will nicht 
davon sprechen, was ich von der politischen Auffassung 
halte. Ich spreche nicht von Arbeitern und Beamten, 
ich spreche mich nur darin aus, dass eine Rechtsgrund- 
lage ünd tatsächliches Bedürfnis in keiner Weise vor- 
liegt, und ich en mich besonders dagegen ans; 
entlich stark 


Bergarbeiterprozess, in dem die Ausweisungen der zehl- 
reichen Bergleute zur Debatte standen. Bei dieser Ge- 


schen Beamten, die 3 rare haben, erhebe ich den 
üttlinger Beleidi gungsprozess 


enannte schwarze Liste ist von dem französischen M- 
Zurufe : Unerhört ! Ein Hohn auf alle Kulturrechte 1) 


iste erneut verlangt und schliess ich vorgenommen. 
Zuruf eines Abgeordneten: Heute besteht sie noc 
);Ich fürchte, dass_sie noch bestehen kann 
2 te ich die Herren Regierungsvertreter, ihren 
Einfluss geltend zu machen, damit, wenn diese schwar- 
zen Listen noch bestehen sollten, diese Schmach eines 


werksverwaltung, weil sie in ganz mitleidloser Weise 
die Räumngen vorgenommen hat. 


or 


es 
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Mir wenden uns weiter gegen den Artikel 3, soweit das 
Militär bevorzugt ist, soweit die Garnisontruppen, SO 
heisst es, bevorzugt werden. Es kommt da in Frage der 
Artikel 3 Absatz 4 der Regierungsvorlage, der da lautet: 
" Soweit Yohnungen ın den mit Zuschüssen_ der Gemeinde er- 
richteten Häusern für Beamte und Angestellte ım öffent- 
lichen Dienst, sowie Offiziere und Unteroffiziere der 
Garnisontruppen beschlagnahmt worden sind, ist für die 
Kündieuns der Tohnungen die Genehmigung der Gemeindeauf- 
sichtsbehörde erforderlich. Wir wenden uns weiter gegen 
Artikel 52 der Regierungsvorlase, 
Dafürhalten uns ınS esicht schlägt. 
Beamen oder Ange- 
von Offizieren und 
gemietet wurden, 
8 wenn sie durch Tegzu& 
erigen Inhabers frei werden.Das is 
‚doch wei s das Erbrecht zu sanktionieren. 
Gegen dieses Er + aller Schärfe. 
Die Regierungsko gun: dass sie 
etwas ganz beso! e 'skunst, 
wenn sie sa 


linke ; 
Ich muss es als eine 
‚gesagt 


ae 
Be 


kinste das Saargeb 
einem Besatzungsge 
Renormeskom:si : 
nete politische Na =“ elchen Zwecke tut hier 
nichts zur Sache. Aber darin besteht eine Auffassung, 
dass ein sehr grosses Misstrauen zwischen Regierungs- 
kommission und der Bevölkerung in dieser Mlitärfrage 
besteht. ir haben such die Beweise dafür, dass wir 
mit unserer unintelligenten Auffassung nicht so ganz al- 
lein im Lande stehen, dass eine ganz® Reihe von Iranzö- 
sischen Zeitungen immer und immer wieder sagen, und das 
Benz ungeniert, wir wünschen die Truppen, weil wir das 
ebiet mit der, Zeit haben wollen. Das nennt man Annexion. 
Die französischen Zeitungen haben ebenfalls berichtet, 
dass ee u: betrieben wird, und dass eıne EroSS® 
Propagandaorganisation hier besteht. Bin grosser Teil der 
öffentlichen Weinung ın Frankreich ist durchaus nicht 
erientiert über den Friedensvertrag. In Frankreich ist 
man tatsächlich teilweise der Auffassung, als handle 
es sich im Saargebiet um besetzes Gebiet, und das ist 
eine Auffassung, der meimes Frachtens die französische 
Regierung nıcht mit der genügenden Schärfe entgegen- 
getre en ist. Meine Herren ! Yir wenden uns auch gegen 
je Behandlung als besetztes Gebiet aus einer ganzen, 
Reihe ven anderen Gründen. An unseren Empfinden scheiter" 
iede Interpreteionskunst, Meine zerren \ wir werden uns 
iemals darüber verständigen, dass Im Friedensvertrag 
vereinbart sei, dass das [Elitör tier bleibt... 
Weine Herren ! Ich verlasse die politische 
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Seite und komme zur kulturellen und sozialen Seite.Tenn 
das Mliter hier raus geht, Jann werden eine ganze 
on Kasernen frei und eine ganze Nasss Schulen und 
Wohnungen. Wir steuern in dieser Weise in sehr wirkungs- 
voller Form der Obdechlosigkeit. ir gehen in erfolg- 
reicher leise gegen Ci® Zusamenpferc mung vieler Fa- 
miljen vor, die sicn in einen Kaum Zu 8 oder 9 Personen 
befinden. “ir fördern die Sit+lichkeit, die gefährdet 
ist durch das enge Tusammenwohnen. Wir fördern öie Ge- 
sundheit und geben den 8 000 Tohnungssuchenden doch 
wenigstens teilweise ein Heim und spenden etwas Glüc 
und Zufriedenheit. Die Französischen So!daten haben 
such ihr Heim. Porthin müssen sie gehen und sich nicht 
der militärischen, sondern der Sriedlichen Arbeit wid“ 
men. Mir fördern auch die Schulbildung. Ss ist sehr 
geklagt worden, dass die Schulen in dieser 'Teise b2- 
setzt gehalten werden. Es geht nicht an, dass gie Schul- 
bildu ß n dieser Weise in Mitleidenschaft gezogen 
wird. Bein tatsächlich genommen ware #5 ja ein Leichtes, 
wenn man nur wollte, diese Truppen, aus dem Saargebiet 
zu entfernen. 'baarge. münd, Vorbech, St.Avold liegen. 
so a tr nahe. Die Kasernen sind dort irel 
und hier werden sie besetzt. Dor‘ besteht keine Woh- 
nungsnot. Ich habe bereits gesagt, hun erte von Woh- 
nungen werden frei und es ist eine Erlösung für Mieter 
und Vermieter, wenn sich die Regierungskommission end- 
lich einmal ihrem Gerschtigkeitsempfingen anschliessen 
wollte. Wir fordern auch deshalb die Entfernung des 
Mlitärs, weil wir der Auffassung sind, hier gehört 
auch keine Reichswehr her, hiex gehört keine polnische 
Truppe und keine französische Truppe hin. Wir würden 
uns mit genmu derselben Schärfe gegen die Reichsrehr- 
+ruppen wenden, wenn sie unter Verletzung des Friedens- 
vertrages von ger deutschen Regierung eingeschoben 
würden. Hier hat alles dasfern zu hleiben, was ml 
litär irgendwie in Berühruns steht. fir sind: hier Völ- 
kerbundsgebiet. Mir _wender uns euch deshalb gegen die 
Bevorzugung, weil ein Teil ınsere” Mitbewohner von den 
Mlitärperscnen belästigt worden sind. Genau dasselbe 
würde eintresen, wenn de deutsche Reichzwehr hier 
ae 

Was die rechtliche Seite anbelang;, so hat Herr 
Karius schon darüber gesprochen. Die rechtliche Seite 
lautet im $ 30 des Friedensvertrages folgendermassen: 
Ich gestatte mir französisch vorzulssen. wie ©s a 
Abs. 2 lautet “ seul " d.h. nur. Die Übersetzung lautet 
in der Beziehung, dass nur eine örtliche Gendarme- 
rie eingerichtet werden soll und Platz greifen darf 
und kein Militär. Tas diesen Artikel anbelangt, so kann 
es einer gesunden Logik nieh” widerstehen, wenn man 


4 


sagt, dass mur eine Nendarmerie eingerichiet; werden soll. 


Absatz 3 lautet : in allen eintretenden Fällen, Da hat 
‚die Regierungskoumnission die Wglichkeit und die Nittel 
diesen Umständen Sorge zu tragen. Von Militär steht 
nichts darin. Ich komme auf dieses Gebiet noch zurück. 
Ich nehme mich der Peschwerde des Herrn Fuchs an, der 
Haftbarkeit des französischen Staates. Is sind zahllose 
Beschwerden eingelaufen, Die Regierungskomnission ist 
stumm und sagt nichts. Recht und Sicherheit bewegen 
sich, wie sie die Haftuns des französischen Staates 
macht. Wir wollen richt von der Regierungskommission 
wissen, dass es nicht durchführbar ist. sondern fordern, 
dass geschädigte Meter und Vermieter irgend einen. 
Weg einschlagen können Ind dass sie sagen können: Hier 


erreichst du für dein geschädigtes Cut einen Anspruch. 
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Abgeordneter Fuchs hat ausgeführt, dass 1er Likritt, 

zu der möblierten Tohnung eines französıscaer. Oifiziers 
nicht gestattet war. Sie sehen, dass das M..itär nicht 
mit Herz, sondern mit der Hand regiert. Der Vermieter 
hat in seiner Angst den Zutritt nicht erzwingen können 
und wollen. Die Haftung der einzelnen militärischen 
Bersönlichkeit ist ausgeschlossen. Wir wenden uns gegen 
die Bestimmung der vorliegenden Verordnung, dass dıe, 
Wohnung, die ein französischer Offizier inne hat, bei 
seinem Negzug dem Nachfolger offengehalten werden soll. 
"ir können es nicht dulden, dass dem Mlitär ein Erb- 
recht eingeräumt wird. "ie will ein Vermieter einen 
Offizier belangen, der ihm in der Wonrung Schaden ange- 
richtet hat, wenn der Offizier nach Narokko oder Tunis 
in irgend eine Oase detachiert worden ist, Dort ist 
kein Amtsgericht. Es kommt auch vor, dass Ieute auf 
der Strasse von französischem \ülitär belästi + werden. 
Weine Jıamen und Herren ! Alles cas wäre nicht so 
‘schlimm, wenn nicht die Regierungskomıssion anlässlich 
des Prozesses Schäfer eine andere Aufassung des 

gehabt hätte als wir. 


Vorsitzender; Herr Dr.Sender, der Fall Schäfer hängt 


nicht mit der \iohnungsfrage zusammen. 


Br.Sender : Herr Vorsitzender, ich wende mich nicht 
an den Fall Schäfer als solchen, ich Labe nur vor einen 
Teil aus diesem Urteil bekannt zu eben, welches nach 
meinem Dafürhalten die Auffassung der Regierungs- 
kommission zu erkemnen gibt. Ich befinde mich also im 
Einverständnis mit dem Ferrn Vorsitzenden. Infolgedessen 
bin ich durchaus im Rehmen dessen, was die heutige Ver- 
handlung anbelangt. Ich will nur den Herren zeigen, 
dass nach unserer Auffassung das lülitär hier eben nicht 
zu recht und unter Verletzung des 3 30 da ist, 


Vorsitzender: Dafür ist der Fall Schäfer doch wirklich 
keine Begründung. Sie dürfen nicht die Gelegenheit dazu 
benutzen, Sachen heranzuziehen, die nicht hierher. ge- 
a Ich bitte Sie, den Fall Schäfer nicht zu bespre- 
chen. 


Dr.Sender; Das beabsichtige ich auch garnicht. Es hat 
L 


sich lediglich darım gehandelt, ob der Strafantrag_ des 
nenn Generals der Saartruppen zu Recht be- 
stände. - 


Vorsitzender: Sie sprechen ja doch darüber, Das hat nieht: 


damit zu tun. Bitte sprechen Sie zur Sache. 


Dr.sSender: Herr Vorsitzender, Sie wissen ja garnicht 
was ich darüber sprechen will. Ich lasse mir mejn Recht 
nicht nehmen. Ich habe das Recht, bezüglich des 3 30 
der Öffentlichkeit mit Belegen zu dienen. 


Vorsitzender: Herr Dr.Sender, das Urteil im Falle Schäfer 
hat mit der Wohnungsfrage nichts zu tun. »ie haben sich 
lediglich darüber zu äussern, ob für das Mlitär Woh- 
nungen zur Verfügung gestellt werden oder nicht. 


Dr.Sender : __.. Ich bitte Süe, zu bedenken, dass ich das 
Hauptsächlichste in der Sache Schäfer nıcht berühre, 
und dass ich nur die Stellungnahme des Gerichtes zum 
$ 30 hier zur Sprache bringen wili. Im übrigen aber, 
wenn der Präsident meint, dass ich nicht zur Sache rede, 
dann bitte ich, von der Geschäftsordnung Gebrauch zu 


machen. 
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Es hatte sich das Gericht damals auf den Standpunkt 
Bestellt...» . « 


Vorsitzender: _ Ich mache Sie darauf aufmerksan, die 
Sache gehört nicht zur Tagesordnung. Es liegt auc 
richt im Interesse derer, die an der “Tohnungsverord- 
nung ein Interesse haben. Es schadet den Interessen 
des Iandesrates wie denen der Bevölkerung, wenn wir 
Sachen bringen, die über die Befugnisse des Ian.de s- 
rates weit hinausgehen. 


Dr.Sender:; Ich bitte mich zweimal zu verweisen und 
den Iandesrat zu befrugen, ob mir das \lort entzogen 
werden soll. 


Vorsitzender: _: _Ich werde von meinem Recht Gebrauch 
machen. Ich habe in einer solchen Weise eine liberale 
Durchführung der Geschäftsordnung inbezug auf die 
Debatte heute gewährleistet, dass man sich nicht darü- 
ber beschwer.:en kann. Ich bin überzeugt, dass in je- 
der anderen Volksvertretung anders verfahren worden 
wäre, Ich habe mir gesagt, wir wollen die Geschäfts- 
ordnung so liberal wie möglich ausführen. Tenn man 
das nicht einsieht, dann Können die Grenzen Ber 
werden; die laut der Gesch sind. 


Dr.Sender: Ich bitte von der Geschäftsordnung Ge- 
brauch zu machen. 


äftsordnung möglic 


Vorsitzender: Ich frage den Iandesrat, ob Herr Dr.Sen- 
der die Besprechung, die er eben angefangen hat, 
weiter führen soll. Wer dafür ist möge sich erheben. 
Ich stelle fest, dass fast alle Änwesende dafür sind. 
Per ist dagegen ? Also reden Sie bitte weiter Herr 


Dr.Sender. 


Dr.Sender: ‘ Ich verzichte hiermit auf die Darlegung 
des Falles Schäfer. Ich freue mich, dass der Landes- 
re& sich in seiner Auffassung mir zugewendet hat. 

Ich will den Konflikt nicht haben, sondern werde der 
Presse die massgebenden Bestimmungen aushändigen. Ich 
will nur eines sagen, das Urteil der Strafkammer gibt 
der Regierungkkommission recht, denn es sagt, das 
\hlitär sei hier zu recht. Weine Herren, wgs die 
Beamten anbelangt, so wenden wir uns gegen eın Vorzugs- 
recht der Beamten aus folgenden Gründen; Die Beamten 
verdienen nach unserer Aulfassung kein Vorzugsrecht, 
weil die rechtliche und tatsächliche Grundlage dafür 
vollkommen fehlt. Auch sie sind in den Artikeln 3 - 8 
des Entwurfs bevorzugt. "ir ee uns, wenigstens 
in unserer Partei, wo die besondere Gefahr liegt, in 
der die Beamten schweben, wenn sıe eıne ee a 
vor dem übrigen Teil der Bevölkerung glauben in An 
spruch nehmen zu können. Tenn ich mir die ruhige 
Amtsstube eines Beamten ansehe und sehe mir den Bau- 
arbeiter im dritten und vierten Stockwerk eines Neu- 
baues an, so muss ich doch dann wenigstens eines sa- 
gen, dass eher der schwere Beruf eine solche Bevorzu- 
& verdient. Aus diesem Grunde ist es absolut schwer 
verständlich, dass man glaubt, die Beamten verdienen 
eine Bevorzugung.Es kommt such insoweit der Standpunkt 
in Frage, als man sagen msSs, die Dienstwohnungen sind 
häufig so gross, dass die Wohnungen sehr gut ver- 
kleinert werden könnten. Es geht auch nicht an, dass 
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eine Beamtin des Präsidenten Rault hier eine Yohnung 
hat und ferner eine in Saargemünd oder Forbach. Sie 
ist Beamtin genau wie ne andere Beamtin, und infolge- 
dessen hat sie meines Frachtens nicht das Recht dazu. 
Was das Nmetseinigungsamt anbelangt, so sind wir eben- 
falls der Auffassung, die. bereits geäussert worden ist, 
dass das Mietseinieungsamt eine Ab Siluns: der Amtsge- 
richtes sein soll. "ir wünschen ferner die Abschaffung 
der Revisionskammer, Die Revision ist ein Rechtsmittel 
unpopulärster Art. Die Berufung greift in allen Kultur- 4 
staaten immer mehr und mehr durch. Die Berufung hat | 
auch durchgegriffen hier bezüglich der Justiznovelle. 
Wir wünschen LESE en ein Landgericht, und 
zwar deshalb, weil das Streitobjekt um das es sich han- 
delt, für beide Teile - Mieter und Vermieter - ein 
ausserordentlich wichtiges ist, "ir wünschen eine er- 
neute Gesamtüberprüfung, dass die Revision sich nur 
an das verletzte Recht, nicht an die verletzte Fest- 
stellung ‚des Tatbestandes wendet.Das hat die Arbeiter- 
schaft niemals verstanden, was es ist, eine Revision. 
Sie können den Bürger fragen und Sie können den Ar- 
beiter fragen, es wird selten jemand geben, der Ihnen 
sagt, worin die Unterschiede bestehen. Er versteht 
die Berufung, aber er wird niemals in der lage sein, 
Ihnen eine Interpretation der Revision zu geben. 
Wir kommen noch zurück auf die Zuständigkeit der Amts- 
. gerichte. Alle Prozesse bis zu 600 Franken oder dem 
en in Mark, sollen den Amtsgerichten zugewiesen 
und den landgerichten entzogen werden, sodass also 
die landgerichte wiederum beschäftigt werden könnten 
durch die Berufungen, die von den Mietseinigungsäntern 
kommen. Wir wünschen ferner, dass die Berufung allge- 
mein ist und nicht für einzelne Fälle, wie es in der 
uerunge vorgesehen ist. Die Berufung ist, 
im Artikel 41, Absatz 2, für die a a reg 
ohne bestimmte Fälle vorgesehen. Ich meine, dieses 
' Recht sollten Mieter und Vermieter ebenfalls haben, \ 
Was die Verordmung angeht, bin ich der Auffassung des \ 
Herrn Karius. Wenn wir die Vorlage im Juli bekommen 
hätten, dann ständen wir nicht vor so schweren Ent- 
.schlüssen wie heute. "ir hätten uns gerne damals der 
Arbeit unterworfen und alles wäre im Fluss. Nejne 
Damen und Herren ! Unsere Stellungnahme ist folgende. 
"ir setzen uns für beide Teile ein, weil beide Teile 
in vielen Fällen Recht haben. Es muss ein Ausgleich 
geschaffen werden. Es scheint wir doch, dass in man- 
chen Fällen der Mieter der schwächere teil ist, sonst 
wären die ganzen Nieterschutzverordnungen nicht zustan- 
degekommen. Und deshalb erklärt _es sich ja, dass es 
überhaupt dazu kommen konnte, als Nachwirkung des Krie- 
ges eine solche Vorlage bearbeiten zu müssen. Nas die 
Vermieter anlangt und die Hausbesitzer, möchte ich denen. 
zu bedenken geben, dass ihr Besitz und Eigentum im 
Kriege nicht allein von Ihnen selbst, sondern auch von ’ 
gen Nietern, die draussen gewesen sind, geschützt wor- 4 
den sind, und dass sie dadurch ein kleines Intgegen- 4 
kommen zeigen sollten. !enn es Denen die Zer- 4 
störung von der Heimat fern zu halten, ist das such 
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ein Verdienst der Mieter. Soweit Vermieter als Haus- 4 
besitzer in Frage kommen, so haben sie ihren sachlichen 4 
Goldwert behalten. Das Haus ist Goldwert. Das Geld als F 
solches zerrinnt in der Hand der Mieter. Es muss wei- I 
ter u werden, es bestand auf sehr vielen Häusern 
esitzer eine Goldhypothek. Diese ist in 


der Haus 
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schlechtem Geld zurückgezahlt worden. Hierüber haben 
die Hausbesitzer keine Klage verlauten lassen, dage- 
en sind Klagen der Hypothekenglüubiger laut gewor- 
en. Wir verstehen den Standpunkt des Herrn Schmoll 
zur Goldmiete zurückzukehren sehr gut, er ist ein ein- 
seitiger Vertreter der Hausbesitzer. Wir gehen in 
manchem Dingen mit Is SIniE, weil wir der Auffassung 
sind, dass es richtig ist, dass eın gerechter Aus- 
leich für beide Teile geschaffen wird, Wenn die 
lete in Gold erhoben würde, dann würden die Haus- 
besitzer alle diejenigen als Gegner haben, die für 
Goldhypothek schlechtes Papiergeld bekommen haben. 
Wir wenden uns gegen die Vermieter, soweit sie Gross- 
egrarier sind, nicht gegen die, die nur ein Häuschen 
haben. Wir sind gegen das Agrariertum des Grundbe- 


sitzes und dass dieses seine Unterhaltsrente bezie- 
hen kann. Dafür sind die Zeiten zu schwer, ( Zuruf: 
des Bm Im Saargebiet gibt es kein A grarier- 
tum ). Vermieter müssen neben ihrem Haus arbeiten, 


ebensoviel wie der Mieter. Wir werden es ablehnen ein 


Bespoyaven zu schaffen und es ist auch in der schwe-. 


ren Zeit unmöglich. Die schwere Zeit lastet auf bei- 
den Parteien. Wir sind alle ärmer geworden, soweit 
wir Kapitalisten von Gelde sınd. 
Neine Damen und Herren ! Die Herren Vermieter. 
wollen die Kündigung zum Teil erleichtert haben. Wir 
sind nicht in der lage bezügl. der Kundisung, Tonr 
zessionen zu machen. Neine Fraktion ist bereit, So- 
weit Zeklung der Miete in Frage kommt, entgegenzu- 
kommen. Würden wir die Lokale freigeben, dann wäre 
ein Zustrom von kapitalkräftigen Firmen im. Saargebiet 
zu erwarten. Wir sehen in der etwaigen Freigabe eine 
Existenzvernichtung derjeni die lange Jahre im 


en 
Saargebiet ihre Exıstenz ge unden haben. Es hat jeder 


ein Recht auf seine Heimat. Vermieter und \üeter 
müssen zusammenarbeiten, um jedermann seine Heimat zu 
erhalten. Die Abwanderung wäre ın politischer Hin- 
sicht sehr gefährlich. Wir wünschen kein Überfluten 
des Saargebietes von Ausländern. 
feine Parteifreunde waren der ee dass 

es’ bedauerlich ist,dass es nicht gelungen ist, die. 
Regierung doch zu bewegen einen er fonds für min- 
derbemittelte Mieter zu schaffen. ir hätten heute 
noch den Wunsch, dass er aufgenommen würde, und dass 
auf irgend eine Weise Abhilfe geschaffen werden muss. 
Wir sind weiter entgegengekommen, dass wir gewisse 
Neubauten freigelassen haben. ir haben nichts dage- 
gen, dass Leute,die Franken verdienen,sich im Wege 

er Vereinbarung einigen. Ich sehe nicht ein dass 
dieserhalb besondere Hindernisse gemacht werden sol- 

len. Wir müssen uns an den Friedensvertrag halten, 
denn der Franken hat ein Umlaufsrecht. Das wäre eine 
ganze Reihe von Gesichtspunkten, die von den Hausbe- 
Sitzern beachtet werden müssen. las die Nieter angeht, 
so sind an deren Adresse ebenfalls Beschwerden zu 
richten. Meine Damen und Herren ! In vielen Fällen 
ist der Metzins zu EEE und ich frage, wer vedient 
den Schutz einer Mietervorlage ? Verdient ihn der 


Mieter, der Mlliomär ist ? Der reiche Mieter miss- 


braucht den Vermieter. Wir haben keinen Anstoss genom 
men, in der Kommission dem zuzustimmen, dass dem rei- 
chen Mieter,soweit er zum Bauen in der lage ist, der 

Mieterschutz teilweise oder ganz entzogen werden kann. 


Es geht nicht an, dass ein Teil Mieter Häuser in 
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Paris oder Frankfurt usw. stehen hat und hier ist_er 
Mieter. Wenn er in der lage ist zu bauen, dann soll er 
bauen. Es gilt für die Mieter die Nahnung, insbeson- 
dere Beamte, sich nicht als Mnauser zu ZeiBEn, und die 
Vermieter sollen von der schikanösen Behandlung der 
Mieter absehen, Dar Mieter soll sich nicht auf den 
Standpunkt stellen, mir kann doch nicht gekündigt _wer- 
den. Wir haben in der Kommission der Vorlage der Re- 
gierung zugestimmt, wenn der Mieter sich einer erhet- 

ichen Vertragsverletzung schuldig macht, mass ar 
hinaus. Er soll sich nicht auf Kosten des - Vermieters 
a Schikane erlauben dürfen. Er soll auch an die 

te en öe® ern ren nn a 
eingreift. Das paar et müsste helfen, denn beide 
können sich nicht Herden. To ist der Dritte im . 
Der Dritte ist der Staat und das müsste das Saarge- 
biet sein, die Iandeskasse. Infolgedessen sind wir 
der Auffassung, dass der Regierungsentwurf nach dieser 
sozialen Seite hin vollkommen unvollkommen ist. &s 
war kein leichtes Opfer,was Mieter anbelangt, dass wir 
uns zu sämtlichen ebenleistungen ge tet haben. 
Ich möchte den Hausbesitzern zu bedenken geben, dass 
sie durch diese Nebenleistungen ausserordentlich en“ 
lastet sind. 

Ich hoffe, dass diese meıne Nahnungen auf 

Ey Seiten Gehör finden werden. (Bravo! Sehr rich- 

ig! i 


Tas die Mieter anbelangt, so muss ich an 
die Adresse der Nlieter, soweit sie auch Vermieter 
sind, eine NMehnung riehten. Meine Herren, viele Mieter 
glauben, dass der Vermieterstandpunkt nicht der rich- 
tige sei und sie sträuben sich gegen die Zahlung 
a eeenet \üete, Diese Iieter nutzen manch- 
ma 


3) ihre Untermieter in der schamlosesten Weise aus. 
Ich kenne einen Fall, 1a eine Reihe von Fällen, in 
denen für ein Zimmer 50_- 100 Franken bezahlt wurden 
und für 2 Zimmer bis zu 150 Franken. Das macht für 
einen armen \iann mehr aus als das ganze Gehalt. ind 
wenn man auf der einen Seite sagt, der Vermieter aat 
Unrecht, wenn er mehr verlangt, so muss der Mieter 
seinerseits zuch seinen mor& ischen Verpflichtungen 
nachzukommen versuchen. Es sind auch I haufig 
Fälle vorgekommen, dass eine Reihe von Dirnen in eit 
Haus eingezogen sind, Sodass man den Standpunkt des 
Vermieters in dieser Hinsicht auch verstehen kann. 
Tas die Werkswohnungen anbelangt, So sind wir der 
Meinung, dass sie den vollen Schutz der Mieterverord- 
nung geniessen müssen, weil wir die grössten wirt- 
schaftlichen Befürchtungen haben. fir erkennen an, 
dass ein Teil von Arpeitern, die abgezogen sind, nach 
Lothringen usw, ein Unrecht begehen, wenn sie “rotz- 
dem die Werkwohnung innebehalten. Aber dieses Unrecht 
erscheint winzig im Vergleich zu der ungeheueren %- 
fahr, die durch Streiks oder Aussperrungen und derS.. 
seitens der Unternehmer droht. Aus allen diesen Grür- 
den erstreben wir einen Ausgleich der Interessen, ur 
wir wünschen, dass \ieter und Vermieter sich Zugestäm. 
nisse machen so_len. Wir wünschen, dass der reiche 

' Mieter bauen soll, damit er seinen Vermieter nicht 
ausnutzrt. Meine Herren, in der Resierungsvorlage wird 
weder an die armen IEste- noch an die armen Vermieter 

sedacht. Sie heben keine Hilfsauelle, wo man sagen 
ann. hier ıst zine Rettung ans der Not für beide Tei- 
le. Diese Rettung glauben wir für beide Teile schaf- 
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fen zu können, wenn wir die Strafen aus den Verfahren 
einer Zuschusskasse zuführen, und ebensa könnte ein 
Vermieter, der erhebliche Mieten einnimmt, einen Teil 
dieser Zuschusskasse zuführen. Das wäre ein Weg zur 
Verständigung, und so glauben wir, dass ein Ausgleich 
geschaffen werden kann. Ich erkläre aber jetzt be- 
reits, dass es uns infolge der besonderen politischen 
Bestimmungen dieses Regierungsentwurfes unmöglich 
on in dieser Forn, wie er uns vorliegt, zuzu- 
stimmen. 


Vorsitzender; Herr Dr.Sender, Sie haben an einer Stel- 
le Ihrer Rede gesagt, dass die Regierungskommission 
des Saargebietes die Verwaltung zu untreuen Händen 
übernonmen habe. Deswegen rufe ich Sie nachträglich 
noch zur Ordnung. 

3 Es ist der Vorschlag gemacht worden, 
jetzt eine Mittagspause eintreten zu lassen. Wir 
vertagen also bis 3/4 3 Uhr. 


Schluss der Vormittagssitzung 1 Uhr 50. 
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Schmelzer ( L.V,): 


Meine Herren ! Die Liberale Volkspartei 
hat den Wunsch, praktische Arbeit zu leisten, umso-. 
mehr als die Verabschiedung der Vorlage vorliegt, die 
eine dringende Notwendigkeit ist. Die ee 
hätte es Tängst übernehmen müssen, etwas derartiges 
wie diese Vorlage zu bringen, denn die Verhältnisse, 
wie sie zwischen Mieter und Vermieter bestehen, kön- 
nen nicht mehr bestehen bleiben. Die Regierung ver« 
wehrt uns Initiativanträge einzubringen und hat 
zahlreiche Anträge, die ihr zugegangen sind, kurze»- 

and unter den Tisch fallen lassen. Der Herr Präsi- 
dent hat uns in einem Schreiben darauf a A 
dass wir kein Recht dazu hätten und hat scharf un- 
schrieben, was wir im Landesrat zu tun und zu lassen 
hätten, Ich hätte gewünscht, dass die Form eine 
etwas bessere gewesen sei. Der Präsident der Regie- 
rungskommission ist nicht dafür verantwortlich zu 
machen. Er versteht kein Deutsch und den Bescheid, 
der uns zugegangen ist, kann er nicht in dem gewünsch- 
ten Nasse nachprüfen, Äber vielleicht der Regierungs- 
vertreter notiert, dass diese Forn, dieser Pe. 
en nicht die richtige DRG En ist, Meine 
amen und Herren ! Wir haben die Absicht ee 
Arbeit zu leisten. Ich will in meinen Aus ührungen 
ausserordentlich nüchtern sein und hoffe, dass ich 
damit ohne einen Ordnungsruf auskomme, Wenn ich sage, 
ich hoffe ohne einen Ordnungsruf auszukommen, dann 
soll das keine Kritik über die vorhergehenden Redner 
sein. Nir haben soviel auf dem Herzen, dass es An- 
Strenungen bedarf, dass man das nicht ausspricht. Ich 
kann es meinen Vorrednern nachfühlen, und ich werde 
auch manches auf die Zunge bringen, was ich auf dem 
erzen habe. Wem das Herz voll ist, dem läuft der, 
Mund über..Die Regierungskommission, sagte ich, hätte 
schon längst etwas tun müssen, und sie hat auch bis 
zu einem gewissen Grad das Bestreben Ba und Br 
sagt, dieser Entwurf wird spätestens bis 1.X.192 
dem landesrat zugehen. Die zZweimonatliche Verspätung 
ıst bei der Regierung kein ungewöhnlicher Vorgang. 
Sie erklärte uns, wir konnten dem Landesrat diese 
Vorlage nicht eher zugehen lassen, denn vorher musste 
Sich der Studienausschuss damit befassen. Der Studien- 
susschuss_war ausserordentlich schwer zusammenzu- 
bringen. Ich enthalte mich einer Kritik über dessen 
Tätigkeit. Sie sehen, ich entgehe einem Ordnungsruf 
des Präsidenten. _ ' 
Se ‚Ne@lerungskomission hat uns hier eine 
ziemlich schwierige Materie zugewiesen, und ich kanp 
mich des Verdachtes nicht erwehren, sie verfolgt das 
Prinzip .des Teilens und des Herrschens. Sie hat ge- 
dacht, der lundesrat bekommt so ziemlich als erster 
die Verordming. Vermtlich hat die Regierungskomnis- 
sion sich enuet, das ist eine derart kitzliche Sa- 
che, vielleicht kommt es dazu, dass die Parteien 
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lieter und Vermieter sich ganz gehörig an die Haare 
geraten. Vielleicht wäre es der Regierungskomiss«0D 
nicht so unangenehm, Sie haben von den Herren \orred- 
nern gehört, dass man hei allen Parteien zu Ver-- 
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stänsanis für die Notwendigkeiten des Tages hat, und 
dass auch :die Interessenten ihre Reibungsflächen ah- 
"geschliffen haben. Der Nieter erkennt schon an, dass 
es so nicht weiter en kann, und der Vermieter ist 
geneigt, seine viel weitergehenden, berechtigten 
Wünsche etwas zurückzustellen, weil man sagt, man kann 
es nicht machen, selbst wenn es berechtigt ist. Ic 
glaube wir kommen mit der Vorlage überraschend gut 
zu Ende, und vielleicht hat die Regierungskommission, 
wenn sie sich die Sache ee betrachtet, auch 
unsere Neinung, indem sie sich klar darüber wird, 
welche praktische Arbeit hier geleistet wurde. Ich. 
will zunächst alles Gute aus der Vorlage herausschälen, 
was ich darin finden kann. Ich will so objektiv seın 
wie irgend möglich. Ich gestehe der Regierungskomnis- 
sion ohne weiteres zu, dass die Verordnung Gutes ent- 
häl‘;, das Prinzip auf dem sie ne ist, Abschaf- 
fung der Zwangswirtschaft, und jeder, der unvoreinge- 
nommen ‘darüber nachdenkt miss Sagen: Da befindet sich 
die leben auf einem Saab Wege. Die Zwangswirt- 
schaft überall und in jeder Form in der sie aufgetre- 
ten ist, hat nur den Wunsch erweckt, dass _die Zwangs- 
wirtschaft, sei es wo es gewesen seın will, sobald 
als möglich abgeschafft wird,Und ich glaube, der 
Wunsch, dass die T'ohnungszwangswirtschaft abgebaut 
wird, der herrscht nicht nur bei den Vermietern, son- 
dern auch bei den Mietern. Auch für die Mieter ıst 
der Zustand der Zwangswirtschaft kein erfreulicher. 
Es ist für keinen Menschen, der nicht ein berufsmässi- 
ger Krakeler ist, ein Genuss, mit einer Partei zu- 
sammenleben zu müssen, mit der er stets und ständig 
in Konflikt geraten kann. Und ich glaube, jedem ein- 
zelnen wird es deshalb ausserordentlich angenehn sein, 
wenn die Zwangswirtschaft zur gegebenen Zeit ıhr 
Ende findet. Die Frage ist es nur, in welchem Tempo 
soll diese Zwangswirtschaft im ohnungswesen abge- 
baut werden. Das ist mit eine der wichtigsten Fragen. 
Wer nicht blind ist für derartige Dinge, der muss 
sich sagen, man kann die Zwangswirtschaft im !oh- 
nungswesen nicht von heute auf morgen beseitigen.Das 
es nicht. Und wenn man mal die Dinge auf eine ein- 
ache Formel zurückführt - est ist zweckmässig, dass 
man dies tut - dann kann man es in der Weise tun, 
dass man sagt, jeder Mensch hat das Recht, eine an- 
gemessene Wohnung zu besitzen, jeder Mensch hat aber 
auch die Pflicht, für diese ohnung einen angemesse- 
nen Teil seines Einkommens zu opfern. Wenn Sie die 
Dinge auf die einfache Formel zurückgebracht haben, 
dann werden Sie mir zustimmen, wenn ich sage, man 
kann die "ohnungszwangswirtschaft nicht sofort be- 
seitigen, denn das würde bedingen, dass mancher ? 
Mensch auf das Recht, das ich ihm eben zugebilligt 
habe, verzichten mässte.Aber man muss mit dem Abbau 
der Zueaneswirtschaft ernst machen, Ich sagte schon, 
die Vorlage macht wirklich ernst mit dem Abbau der. 
Zwnangswirtschaft. Dort, w es angängig ist, wird sie 
beseitigt, und es werden Härten vermieden, die sich 
notwendigerweise ergeben müssten, und der Landesrat 
selbst hat ja an dieser Nöglichkeit, Härten auszu- 
schlisssen, noch eifrig mitzuarbeiten. Ich gestehe 
der Regierungskomission das Recht zu, oder: besser, 
ich gestehe ihr zu, dass sie etwas Gutes heabsichtist. 
Ich kann mich allerdings eines Verdachtes nicht, er- 
wehren, weshalh sie die Zwaneswirtschaft im Wohnungs- 
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wesen beseitigen will. Ich will den Verdacht heute 
noch nicht aussprechen, weil ich keine bündigen Bewei- 
sendafür habe, und ich will niemand etwas unterstel- 
len, was ich nicht beweisen kann. Der Verdacht be- 
steht aber bei mir, vielleicht er ibt sich später 
einmal die Notwendigkeit darauf ‘hinzuweisen, dass der 
Verdacht von eg: an bestanden hat. Vorläutig will 
ich annehmen, die Regierung tut das, um dem Wohle der 
Saarbevölkerung zu dienen, Fin weiteres Gutes bringt 
die Vorlage in der Abschaffung der Zentralwohnungs- 
kommission. Die Zentralwohmingskommission war In der 
Form, wie sie bis jetzt bestand, eıne Karikatur. Das 
kann man sageh, ohne zu weit zu gehen. Ich will Ihnen 
kurz auseinandersetzen, warum ich dieser Neinung bin, 
und Sie werden mir zustinmen, dass die Einrichtung 
eine Karikatur ist. Die Zentralwohnungskomission be- 
steht jetzt über 2 Jahre und hat in dıeser Ganzen 
Zeit dreimal getagt. Daven war eine Sitzung die 
konstituierende, in der man sich lediglich darüber 
gestritten hat, ob die Krmmission mit Recht zustande- 
gekommen ist oder nicht. Die beiden anderen Sitzungen 
sollten sachlicher Arbeit gewidmet gewesen seın, wa- 
ren es aber mır in sehr dürftigem Maße. Ich kann das 
deshalb behaupten, weil ich selbst der Kommission 
angehört habe als einer der vier Vertreter der ein- 
heimischen Bevölkerung gegen sieben fremde Vertreter, 
Das Militär war sogar doppelt vertreten, einmal durch 
einen Vertreter der Garnisontruppen und einmal durch 
einen Vertreter der Gendarmerie. Sie war unglücklich 
zusammengesetzt und gearbeitet hat sie eigentlich 
nur in der Weise, dass die Angestellten und Beamten 
zusammenkamen und miteinander feilschten über die 
Tohnungen, die frei warden und verteilt werden soll- 
ten, und dann war es interessant, wie eine Abteilung 
der anderen diese verfügbaren Nohnungen Er Man 
muss schon das ort gebrauchen, denn es war atsäch- 
lich ein Abjagen zwischen den Vertretern der Stadt und 
den Vertretern der Regierung. Ich habe hier ganz gutes 
Waterial, von dem ich Ihnen einiges mitteilen möchte, 
Die Zusammenstellung dieses Naterials bezieht sich 
auf die Zeit vom 6.Februar ds.Js. bis 10. Juli, also 
eine verhältnismässig kurze Zeit. In dieser Zeit hat 
die Zentralwohnungskonmission für die Beamten ver- 
teilt an Wohnungen in der Stadt Saarbrücken an die 
Abteilung A, das ist die Abteilung, die die liohnungen 
besorgt für die Regierungsbeamten, 83 Wohnungen mi: 
272 Räumen, an die Abteilung B, das ist das Militär 
24 Wohnungen mit &2 Räumen, an die Bergverwaltung BA 
Wohnungen mit 107 Räumen. Die Stadt selbst bekam ge- 
genüber diesen 134 Wohnungen mit 461 Räumen 139 
fohnungen mit 403 Räumen, Damit mussten sich die _ 
Wohnungshedürftigen der Stadt zufrieden geben. eine 
Damen und Herren ! Wenn man das richtig eurteilen 
will, dann mıss man sich noch etwas vergegenwärtigen: 


- 


In der zweiten Sitzung der Zentralwohnungskommission - 
ich referiere aus dem Gedächtnis - die Iitte Mai 1920 
stattfand, hat der damalige Vertreter der Regierung, 
Justizdirektor Carriere uns damit beschwichtigt, dass 
er sagte; es sind jetzt nahezu die ganzen Bedürfnisse 
des Mlitärs und der Beamtenschaft gedeckt, wir 
brauchen nur noch einige wenige Wohnungen, Er hat, 
use ich, damals die Zahl von 25 \lohnmungen genamnt, 
ie noch notwendig seien. Er hat uns damit beschwich#+. 
tigt und wir haben ihm auch geglaubt. Nun vergleichen 
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Sie die Zahlen der l\ohnungen, die in derartig kurzer 
Zeit verteilt wurden an die Stellen die ich Ihnen 
vorhin genannt habe. Das Naterial wurde seinerzeit 
von uns, wenn auch nicht in der Vollständigkeit, beim 
Völkerbundsrat in Genf vorgetragen. Wir haben dem 
Völkerbundsrat davon Mitteilung gemacht, und die 
sozialdemokratische Fraktion des Stadtverordneten- 
kollegiuns ha‘ veran lasst, dass das städti- 
sche una, a wurde,einwandfreies Va- 
terial der Stadt zu unterbreiten, aus dem hervorgehen 
sollte, wie die Verteilung der Wohnungen stattgefunden 
hätte an Beamte, Militär, Bergverwaltung und an die 
eingesessene Bevölkerung, Das ist geschehen, und die 
Folge davon war, dass der Leiter des städtischen 
Wohnungsantes der Mitglied der Zentralwohnungskon- 
mission war, bei der Verteilung der Wohnungen nicht 
mehr zugelassen wurde. Der Präsident hat, wenn ich 
mich recht besinne, heute morgen Beweise dafür ver- 
langt, dass hier uı esetzlich vorgegangen wird, Ich 
bin in der lege, ihm den Beweis jermit zu unter-. 
breiten, auch dem Regierungsvertreter. Dass dem lei- 
ter des stadtischen Iohnungsamtes verwehrt wurde 
in der Zentralwohnungskomnission t&tig zu sein, war 
ungesetzlich, Er war nicht als Regierungsbeanter oder 
städtischer Beamter, sondern als ein von der Regie- 
rung ernanntes MteliedXder Zentralwohnungskomission. 
Die Regierung hat ihre eigene Irnenmung nicht geach- 
tet, dadurch, dass sie diesem Herrn den Zutritt zu 
der Bahtlungayerte Tune nicht gestattet hat. Die Re- 
gjerung hat _ihr damaliges Versprechen nicht gehalten. 
Sie hat viel mehr Wohnungen angefordert, als sie für 
ihren Bedarf gebrauchen konnte. Yan könnte vielleicht 
einwenden, man konnte die Verhältnisse nicht über- 
sehen, und es ist zu entschuldigen, wenn später mehr 
verlangt wurden. enn es damit getan gewesen wäre, 
dann könnte man für die Zentralwohnungskommission 
immer noch eine Antschuldigung Finden, Aber die Zen- 
tralwohnungskommission, d.h, die Beanten der Regie- 
rungskommission sind weit über das hinaus Segangen 
wozu sie gesetzlich ein Recht hatten. Die ugnisse 
der Zentralwohnungskommission und der Beamten; die 
ihr unterstellt waren, sind in der Verordnun die er- 
lassen wurde ganz genau a Die Beamten 
haben sich nicht darauf beschränkt, für Regierungs- 
heamte oder für Mlitär _ Wohnungen zu be- 
schaffen, auch Bergwerksbeante bekamen von ihnen 
chnungen. Das Recht haben wir der Zentralwohnungs- 
kommission von jeher bestritten. Sie hat es trotz- 
dem gemacht. Die Regierung geht über das Recht der 
N hinweg. Hier noch einige Fälle, die 
ich Ihnen unterbreiten möchte. ß 

In der Schumannstrasse Kaufmann Spiegelberg 

2 Pernonen 4 Zimmer und Küche, Eisenbahnsträasse 62 
Kaufmann Bruchy, kann auch heissen Bouchy, dem wur- 
den. zugeteilt 4 Zimmer und Küche, in der Grossherzog- 
Friedrichstrasse 22 Kaufmann Rhode 2 Personen, 

Zimmer, Küche und 1_Mansarde, Bahnhofstrasse ein 
Frl.Ries 3 Zimmer, Kiche und Nansarde, Frangoisstr. 
45 "Bender, 3 Zimmer Küche und 1 llansarde, utenberg- 

str. Joh, Büch 3 Zimmer, Küche, Mainzerstr.37 3 Zim- 
mer, Küche und 1 liansarde, Petzenstr, 3-4 hat die 

Elsässische Bankgesellschaft_3 grosse Häuser mit 
- denen in der Bahnhofstrasse 15 - 17 beschlagnahnt. 
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Weine Damen und Herren ! Die Fälle, die ich vortrage 
können nicht gedeckt werden. Es ist ausdrücklich fest- 
elegt, für ee beschlagnahmt werden dürfen. 
as Beschlagnahmeverfahren ist genau festgelegt aber 
nich+ durchgeführt worden, Es ist vorgekommen, dass 
der Vertreter der Bergwerksverwaltung in der Zentral- 
wohnungskommission von sich aus in der Mühlenstrasse 
eine Beschlagnahmeverfügung ‚erlassen hat, ein durch- 
aus ungesetzliches Verfahren. Die Regierung hätte hier 
vorgehen müssen wegen Anmassung eines Öffentlichen 
Amtes, eine andere Wglichkeit besteht nicht. Ich 
möchte den Regierungsvertreter darauf aufmerksam wa- 
chen, dass manches zu reparieren ist, Der Herr Ver- 
tre;er hat bei seinem KXoimer gesagt, er will mit uns 
zum Wohle des en arbeiten. Er ist Jurist. 
Ich glaube, seine Sorge wird es sein, dass hier im 
Saargebiet die Rechtsunsicherheit aufhört und die Re- 


jerungskommission die Gesetze zur Durchführun bringt. 


ir werden bei der Spezialdebatte zur Sprache bringen, 


dass die zu gewerblichen Räumen umgewandelten Yohnräume 


wieder zu beschlagnahmen sind. Ich hoffe, dass dort 
der frühere Zustand wieder hergestellt wird. Der 
Stadt Saarbrücken wurde zugesagt, dass wenn sıe eine 
bestimmte Summe aufwenden würde, ihr 90 Wohnungen die 
bis dahin von Offizieren und Unteroffizieren besetzt 
waren, freigegeben würden. Ich frage den Regierungs- 
vertreter, wo diese 90 Wohnungen geblieben sind, Vem 


städtischen Vohnungsamt ist nichts bekannt. Der Hustand 


ist so und daraus erklärt sich auch der ungeheure Be- 
darf an Tohnungen, besonders für |hlitär, die Offi- 
ziere, besonders nachdem sie eine Een Dienst ge- 
+an haben, ihre Uniform ausziehen, einen Beruf aus- 
üben, behalten ihre Wohnung, die ihnen zugewiesen 
wurde in ihrer Eigenschaft als Garnisontruppe. In dem 
\nment, wo sie ihre Uniform ausziehen, sind sie Pri- 
vatpersonen. Ich möchte bei der Gelegenheit eine 
Fraße stellen. Die Regierungskommission hat bestimmt, 
2.27%. der Zentralwohnungskcmmission, wenn ein Beanter 
aus dem Dienst ausscheidet, ist seine Wohnung für den 
Nachfolger freizuhalten. Ich habe den Fall in der 
Zentralwohnungskommission angeschnitten, der Direktor 
der Justizverwaltung Dr.Üarriere ist ausgeschieden und 
nach dem Wortlaut der Regierungsbestimmng hätte der 
Nachfolger in die Wohnung einziehen müssen. Das ist 
aber nicht geschehen. Dr.Carriere blieb in der \Ioh- 
nung sitzen und für seinen Nachfolger wurde eine 
Yohnunge in der Bismarckstr. beschlagnahmt, Ein Teil 
der Vlohnungsnot rührt daher, dass die Regierungskon- 
mission ihre eigenen Verordnung nicht beachtet _ het. 
Sie sollte doch wenigstens darauf achten, dass Abhilfe 
esch&ffen wird, welche Wohnungen beschlagnahmt wurden 
ür Leute, die doch zum mindesten kein so grosses. 
Recht als Angesessene haben, die seit Jahrzehnten hier 


wohnen. Es gab in der Stadt Saarbrücken 411 Obdachlose, 


die keine Wohnung besitzen. Es bestanden Räumungsur- 
teile gegen 270 Familien, ein Teil stand allerdings 
dem lWohnungsamt zur Verfügung. Auf_der e*nen Seite 
eine Hergade von Wohnungen nıi vollen Händen an Leute, 
die gar keine Eigenschaft als Beamte oder Offiziere 
haben, auf der anderen Seite Obdachlose, Wenn man 
sich dies alles vesieht, dann kann man der Zentral- 
wohnungskommission keinen Shrennachruf bringen. Sie 
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wenn die Regierungskommission in_der Vorlage die Zen- 
tralwohnungskommission aufhebt. Ich hätte noch Naterisl 
wie die Bergverwaltung mit den UenmBeBe? umgeht. Ich 
behalte mir das vor für die Spezialdebatte, Die Zen- 
tralwohnungskommission wird verschwinden, Es ist ein 
Segen, aber sie darf nicht wiederkommen ın einer Form, 
wie sie in der Vorlage vorgesehen ist. Sie soll ver- 
schwinden und soll wiederkommen in einer anderen Form. 
Wir wissen wohl, was dies zu bedeuten hat. Die Ver- 
ordnung sieht vor, dass die Metpreisbemsssung sich 
der Teuerung anpassen soll. Das ist ein Forschritt. Das 
Geld ist ja an und für sich kein Wert, ob 1000 oder 
10 000 darauf steht. Wenn wir heute bestimmen würden, 
der Mietpreis soll auf das S0fache steigen und das 
Geld ist 50fach entwertet, dann hätte der Hausbesitzer 
doch nichts mehr als eine andere Zahl auf dem Zettel 
stehen. Es ist die einzige Wglichkeit dass man beiden 
Teilen gerecht würde. Die Regierun hat auch versucht, 
den Frankenumlauf zu fördern. Jetz sollte man meinen, 
sie benutzte diese Gelegenheit der Metpreisfestsetzung 
um den Frankenumlauf weiter zu fördern, aber da nimt 
sie plötzlich ein ganz anderes Gesicht an, In der Vor- 
lage heisst es, dass sich Mieter und Vermieter darüber 
einig sein müssen, wenn die Miete in Franken bezahlt 
wird. Im Studienausschuss, so ist mir versichert wor- 
den, wurde der Vorschlag gemacht, man möge sich etwas 
besser ausdrücken, man möge dem Vermieter das Recht 
geben, Franken zu verlangen, und es wurde mir von 
einem Mitgliede des Studienausschusses bestimmt _ver- 
sichert, der Vertreter der Regierung, d.i. der Direktor 
des Innern, hätte sich strikte dagegen gesträubt, die 
Verordnung in dem Sinne umzuändern. Jetzt stellen sie 
sich mal vor, wenn es dem llieter freigestellt ist ın 
Mark oder in Franken zu bezahlen, dann rechnet er sic 
aus, bei der Narkbezahlung komme ich besser weg, dann 
wird es nur sehr wenige geben, die sagen ich zahle in 
Franken. Nach der Verordmung hat auch der Vermieter 
Ber keine Wglichkeit den Frankenbetras abzuverlangen. 
n kann da nicht unterlassen, doch den Verdacht aus- 
zasprechen, dass die Leute, die dabei mitgewirkt haben, 
doch sicher an sich gedacht haben. ( Zuruf: Die melden 
sich freiwilligl ) Das mag sein, aber ich will nicht, 
dass sie sich freiwillig melden. Ian ist bald der 
Annahme, dass die Regierung das Saargebiet, je nach- 
dem die Dinge liegen, ganz verschieden betrachtet, eın- 
mal als Treuhänder, als Beauftragte des Völkerbundes 
zur Förderung der fiohlfahrt der et zum an-, 
deren Teile aber betrachtet sie das Saargebiet als ein 
Gebiet, das möglicherweise In Seinen Sympathien für 
Frankreich zu gewinnen sei, und es scheint mir, als 
hätten die Herren, die daran gearbeitet haben, das 
Saargebiet betrachtet als eine Kolonie, die man aus- 
presst, solange etwas aus ihr herauszuholen ist, un 
es ist mehr herauszupressen, wenn man der Bevölkerun 
weniger gibt. Vielleicht kommen wir ım Laufe der Zei 
dazu, Sureh gegenseitil e Verständigung, dass wir zu 
einer einheitlichen Ha en dass Regierung und 
Bevölkerung sich über, die igenschaften des Saarge- 
bietes, ob Kolonie, on zu treuen Händen verwalteted 
Gebiet des Deutschen Reiches oder sonst irgend etwas 
einigen, damit auch diese Unsicherheit aufhört, Denn 
das ist das Allerschlimnste, wenn man nicht genau 
weiss, wie liegen die Dinge. Sicherheit in irgend einer 
Sache ist besser, als Zugeständnisse noch so unsicherer 
Art. Wenn jemand erklärt, ich habe die Gewalt in der 
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e Tanks durch die Strassen fahren la:-- 
? diese Gewalt mache ich das und das,- 
klarer Zustand. Klarheit muss endlici 
und vielleicht bietet diese Gelegen- 
einmal Klarheit zu schaffen, Ic 
te hervorgehoben, was die Vorlage 
inmal auf die Giftzähne ein- 
enthalten sind, und bei denen 
1fe der Regierung gelingen 
. Das ist zunächst in Artikel 2 
beiden Vorredner haben das schon 
dergesetzt,- dass nach dem klaren 
ages von Versailles nicht daran zu 
die Bergwerksverwaltung ein derartiges 
' beanspruchen kann. Ich habe dem 
en. Ich möchte nur den Herrn Regie- 
ten, die BeERntune nun auch einmal 
sam zu machen, dass von ihrem 


gabs 


eingedenk wird, nänli 
der Saargebietsbevölkerung hren. hat ja nach 
: dem Vertrag vo 
beutung der Ber 
leisten. Das tut. 
Elme: selbst die 
at ihr noch niemals einen 
das nicht in susgiebigem Va franzö- 
sische Staat kann die Bergwer ig ausbeuten, 
such wenn die Häuser, die er den Bestim- 
mungen dieses Gesetzes unterw Es ist nicht 
notwendig, dass Ssıe die Häuser der rksverwaltung 
von dieser Bestimmung freilässt. Ab Rechte und die 
mohlfahrt der Bevölkerung bedingen, 
genau SO behandelt werden, ‚die 
‘ein Teil der Bevölke 
den soll. Es dient do 
völkerung, und ist sicher ge 
sie so behandeln wird. ! 
Dinge sich vor Augen 
tens nur zu dem Schlusse 
g des landesrates nach, wir machen 
rat es verlangt hat, wır behandeln die Bergverwaltu 
je jeden anderen Hausbesitzer. "enn Sı® anders 
handelt sie nur ım Gefühl der Nacht, die 
ber nicht im Gefühl _des Rechts, 
dem Teil der Verordnung, der 
n Offizieren und Unteroiit- 
gsweise be- 
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von 8000 Iann, und diese 3000 Wann kann das Saarge- 
biet nicht unterhalten. Es ist finanziell zu schwach 
dazu. Nan muss sich fragen, wie kommt diese Zahl 3000 
zustande ? Ist das eine Zahl, die irgendwo verzeich- 
net ist, aufgrund ir endwelcher Erfahrungen, oder ist 
die Zahl aus der Iuf zer“ ? Da möchte ich Ihnen 
mal vortragen, wie es bei einem anderen ebenfalls _ 
dem Völkerbunde unterstellten Gebiete ist. Es ist dies 
der Freistaat Danzig, der ähnliche Verhältnisse hat 
wie wir, Der Freistaat Danzıs hat ungefähr 
Einwohner, .also etwa die Hälfte wie die des Saarge- 
bietes. Er hält diese 350 000 Einwohner in Schach und 
hält sie in Ruhe und Ordnung mit 800 Wann Schutzpoli- 
zei. Sie mögen dabei noch berücksichtigen, Danzig ist 
Hafenstadt, und Hafenstädte beherbergen doch immer 
eine ganze Anzahl zweifelhafter Elemente.( Zuruf: 
Das Saargebiet auch ') enn also Danzig mit 800 Wann 
auskommt, dann müsste das Saargebiet bei seiner So 
anerkannt friedlichen Bevölkerung sicher mit dem . 
Doppelten, vielleicht sogar noch etwas weniger, mit 
etwa 1600 Menn auskommen. Ich behaupte deshalb die 
Zahl 3000 ist aus der luft gegriffen, um nachweisen 
zu können, dass das Saargebiet diese last nicht tra- 
cn kann, und ich behaupie weiterhin, diese 1600 Mann 
endarmerie könnten das Saargebiet sehr gut in Ruhe 
halten, und die Kosten für diese 1600 Mann liessen 
sich mit den Ersparnissen decken, die gemacht werden, 
wenn das Ganze, was für das Iilitür drangehlinet wird 
aufhörte. Mit diesem Geld könnten die 1600 Wann glän- 
zend unterhalten werden. ( Sehr richtig !) Es ist 
deshalb falsch, wenn die Regierungskommissıon 5a , 
wir können das nicht. Sie kann es, und es ist ledig- 
lich eine leere Ausrede, wenn sie erklärt, aus diesem 
Grunde muss das französische Militär hier bleiben, 
das französische \ilitär, das nach dem Vertrag von 
Versailles kein Recht hat hier zu bleiben. Umwenn 
der Völkerbundsrat erklärt, wir geben der Regierungs- 
kommission das Recht, dann sage ich dem Völkerbundsrat. 
er kann über Recht nicht hinaus, er kann lediglich 
erklären, kraft der Gewalt, die wir besitzen, ver- 
fügen wir das, aber nicht Kraft des Rechtes. Das 
Wlitär beansprucht hier eine Unmenge von Wohnräumen, 
nicht nur das Mlitär was in den Kasernen he Die 
Kasernen könnten auch nutzbar gemacht werden für "oh- 
nungen. Nicht nur die Offiziere und Unteroffiziere, 
die in Privatquartieren ‚untergebracht sind. Eine Un- 
menge von "ohnräumen verlangt auch der ganze Tross, 
der im Gefolge des Heeres hinterherzieht, Jeden, 
siegreichen Heere soiet ein Tross der allerschlimm- 
sten Nenschheit. Das lässt sich nicht vermeiden. Das. 
ist kein Vorwurf gegen das französische Heer. Dieser 
Tross hat sich auch hier im Gefolge der Truppen eıin- 
gefunden. \lir hatten noch bis vor kurzem eine gr085° 
Anzahl von farbigen Truppen hier. \ian muss zu cen 
farbigen Truppen auch die Warokkaner rechnen, die 
weiss sind, und diese Völker, die in ihren Instinkten 
nicht so gebändigt sind wie der Kulturmensch, die 
verlangen auch Befriedigung ihrer Bedürfnisse. Herr 
Präsident, Sie haben keine Veranlassung, mich zur 
Ordnung zu rufen. Diese Völker haben doch mehr 
tierische Bedürfnisse, die sie befriedigen müssen, und 
die Regierung trägt dem Rechnung und hat \\ohnräume 
dazu verwandt, um zahlreiche Bordelle einzurichten. 
( Hört! Hört!)Ich stehe nicht an zu erklären, dass das 
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eine Kulturschande ist, wenn man diesen Bedauernswerten 
agtgosenkonms- Ein Bekanhter von mir aus Netz, von 
Geburt und Gesinnung ein Franzose, hat zu mir gesagt: 
" Sie wissen, ich war schon französisch als die Deut- 
schen noch geherrscht haben."Ich achte den Nann, weil 
er nie aus seiner Gesinnung einen Hehl gemacht hat, 
sagt weiter : " Ich schäme mich als französischer Kauf- 
mann eg ee was hier herumläuft, Welche dunkle 
Existenzen haben sıch dem siegreichen Heere angeschlos- 
sen, "Dieser Tross hat Wohnräume in Hülle und Fülle, Die 
Regierung hat, als wir in Genf vorstellig wurden, die 
Frage so ausgelegt, dass das garnicht mehr so schlimm 
sei, das Militär würde auf das notwendigste Nass herab- 
gesetzt, das unbedingt notwendig sei. Wir wollen uns 
nicht der Gefahr aussetzen, wegen BPeaRE engeklagı ' 
zu werden, wenn wir fragen, wieviel Militär hier ist. 
Die Dragonerkaserne ist schon seit vorigem Jahr nahezu 
besetzt und die Regierung hat der Bevölkerung ver- 
sprochen, aus diesen Kasernen Schulen und Fortbüldungs- 
schulen zu machen. Ein ganzes Jahr ist mun hingegangen, 
die Räume liegen erg wie voriges Jahr. Ich habe an 
der Besichtigung teilgenommen. Teilweise stehen Räune 
leer, nur einige Soldaten liegen darin. Ich frage den 
Herrn Regierungsvertreter, was beabsichtigt man mit 
diesen Räumen, was witldie Re jerungskommission, mit 
diesen Räumen ? Hat sie die Absicht, das Saargebiet | 
dauernd als Aufmarschgebiet für irgendwelche Sanktionen 
im Rheinland freizuhalten ? Wir können hier ein japa- 
nisches ee anwenden: | 
3 gern Nann können ein Pferd an einen Fluss 
uhren, : i $ ' 
10 Biere Mann bringen es vielleicht fertig es 
hinei2uwerfen, 
aber nicht 100 Nann bringen es fertig, dass es 
Wasser trinkt, ohne dass es will. 
Aber das bringen Sıe nicht fertig, dass wir sagen 
die Regierung und der Völkerbundsrat sind im Recht. Das 
Wasser saufen wir nicht, ‚Vielleicht hat der Präsident 
jetzt Gelegenheit, die Glocke zu schwingen. Es gibt 
henlzeiche Fälle, in denen sich das Militär gewisse _ 
ergriffe erlaubt. Wir haben in die Verordnung hinein- 
gebracht, dass beschlagnahnmte I wie Wöbel 
usw. freigegeben werden sollen. ie werden sich die__ 
Dins® jetzt gestalten, wenn der Offizier u ehemali- 
ge ffizier e klärt, das mache ich nicht? ( Zuruf: In- 
erritorial !) Das sind einige. Ich weiss nicht, ob 
das saarländische Mitglied auch interritorial ist. Wir 
möchten die Regierung gebeten haben, dafür zu sorgen, 
dass jeder Mensch im Saargebiet weiss woran er ist. 
Wenn man uns wirtschaftlich als Kolonie betrachtet, 
dann sind wir kulturell nicht als Kolonie zu betrachten. 
Meine Damen und Herren ! All diese Dinge möchte 
ich mir für die Spezialdebatte vorbehalten, 1c habe 
es nur für richtig gehalten, Licht und Schaiten abzu- 
wiegen, Ich habe immer noch die Hoffnung, dass die Re- 
gierung in strittigen Punkten mit uns zusammengehen 
wird, umsomehr, als der von ihr ernannte Studienaus- 
schuss in dem Punkt mit uns einig geht. Nach den Ver- 
sailler Vertrag sind die Gewählten Vertreter der Bevöl- 
kerung zu hören. Aber auch die Vertrauensleute der Re- 
gierung stehen hier entgegen. Wenn trotzdem die Regie- 
rung ihren Willen durchsetzen soll, dann müsste man 
sich überlegen, ob nicht der gleiche Zustand besteht 
wie vorher, dass die Anhörung der Vertreter der Bevöl- 
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kerung für die Regierung nur eine Farce ist. Ich miss 
immer wieder der Hoffnung Ausdruck geben, dass die Re- 
BIS TUSeSbo mins TOR ein derartiges BERNER SEES TUN. 
at, dass sie von ungerechten Forderungen ablässt, 
Meine Damen und Herren ! Gewalt bleibt Gewalt, 
und Gewalt hat immer in der Geschichte ihre Vergeltung 
gefunden in sich selbst. Die Gewalt ist an sich selbst 
immer zugrunde gegangen. 


Vorsitzender: Herr Abg. Schmelzer, die Angst vor der 
Schelle war also unbegründet. 


Staatskommissar Dr.Liesch; 


. Die beiden Herren Dr.Sender und Schmelzer 
haben die gleichen Fragen berührt, auf die ich schon 
in der letzten Kommissionssitzung geantwortet habe, 
Die Frage, ob die Liegenschaften der Bergwerksverwaltung 
unter den Schutz des Friedensvertrages fallen oder 
nicht, ist eine Sache, die nicht vor _den Landesrat ge- 
hört. Ich lehne es ab, mich in eine Erörterung einzu- 
lassen. (Oho ! Oho!) Zweitens wurde ee iraet wegen der 
Haftbarkeit des französischen Militärfiskus für die 
Schäden, die von Militärpersonen angerichtet würden 
bezw. ee ee ee seien. Diese Fra- 
ge habe ich in der Kommission beantwortet, dass der 

allgemeine Rechtsweg beschritten werden muss. Dann 

Marokko, dass Sie immer auf Marokko zurückkommen. Was 

haben Sie denn früher gemacht ? Ich möchte Ihnen mit 

dem billigen Witz antworten, wenden Sie sich an einen 

zuverlässigen Rechtsanwalt. lachen ). Drittens - Frage 

über statistisches Material über die Stärke des fran- 
zösischen Militärs im Saargebiet. Die verschiedemen 
Fragen sind zum Teil ohne Belang für die Vorlage. Ich 
verweise auf den Bericht im Journal Officiel des Völ- 
kerbundes Seite 4, worin sämtliche Angaben enthalten 
sind, die Ihnen auch bekannt sind, Herr Schmelzer hat 
eine Anzahl Fälle angeführt von der Zentralwohnungs- 

‘ kommission. Soweit diese Fälle einer Kritik bedürfen, 
werden sie untersucht werden. Ich a pe dass 
ferr Schmelzer seinem Material nicht zuviel traut. 

Zuruf Schmelzer : Sie können es haben !) Eben jetzt 
würde ich es bekommen. Ich stelle nur fest, dass »ie 
es mir bis jetzt nicht gegeben haben. ( Schmelzer: 
Das laterzel ist einwandfrei ! 


Fol! { uk.) 

Veine Damen und Herren ! "ir betrachten 
die heutige Vorlage im wesentlichen von dem wirtschaft- 
lichen Standpunkte aus, und bedauere ich, dass bei den 

langen Reden, die vorher gehalten worden sind, dieser 
wirtschaftliche Standpunkt etwas stark in den Hinter- 
grund getreten ist. Die heutige Zeit charakterisiert 

. sich dadurch, dass ein grosser Teil des Mittelstandes 
verarmt. Ein Teil dieses Mittelstandes hat früher im 
Vertrauen auf die Güte des Staates sein Geld auf die 
Sparkasse getragen, oder in festverzinslichen Werten 
angelegt, er hat für das Volkswirtschaftsleben weiter 
nichts riskiert, indem er sich damit begnügte, die Ren- 
te aus diesem festverzinslichen Kapital zu, beziehen. 
Dieser Teil des Mittelstandes ist nun in eine furcht- 
bare Not hinei®ßeraten, dadurch, dass das Zahlungsmittel 
des Staates zusammengebrochen ist. Es gibt aber auch 
noch einen anderen Teil des NMittelstandes, die Haus- 
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besitzer. Diese haben sich nicht damit beemüst, ihre 
Ersparnisse, die sie sich in Arbeit und Fleiss erwor- 
ben haben, ın festverzinslichen "erten anzulegen, Son- 
dern haben darüber hinaus noch dem Volkswirtschafts- 
leben einen Dienst erwiesen, indem sie sich der Pro- 
duktion des WWohnraumes gewidmet haben. Sie haben 
Wohnräume Peer, für ihre Mitmenschen. Sie haben 
einen wichtigen Zweck erfüllt, ohne den das Volkswirt- 
schaftsleben nicht auskommen kann. Diese Leute würden 
nicht verarmen, wenn der Staat sie nicht zur, Verar- 
mung zwingen würde durch die Zwangswirtschaft, die 
auf diesen Teil des Mittelstandes gelegt worden ist, 
älles, was nicht als Geld direkt angelegt worden ist, 
sondern in Sachwerten, hat sich der Geldentwertung 
angepasst, und auch das Haus hätte sich derselben. 
Bewegung angeschlossen, nicht nur in Bezug auf seinen 
Wert, sondern auch in Bezug auf die Rente, wenn der 
Staat nicht eingegriffen hätte und diese Rente in, 
erheblicher Weise beschnitten hätte. Die Folgen die- 
ser Verarmng wirken sich nun in der unangenehmsten 
Weise aus. Die Allgemeinheit leidet jetzt unter der 
Verarmng dieser einzelnen Personen. Es sind vor 
allen Dingen zwei Folgen, die diese zwangsweise 
Verarming des littels andes nach sich zieht. Die 
Wohnungsproduktion ist eingeschränkt worden, bezw. 
fast ganz verschwunden, un der bestehende Hausbe- 
sitz wird an das Ausland verschleudert. Das nationale 
Vermögen wird in seinem Werte herabgedrückt. Vor we- 
nigen Wochen hat Herr Hugo Stinnes, über diese Frage 
gesprochen. Er un dass das deutsche Natıe- 
nal&rundvermögen zu 90% an das Ausland verschleudert 
würde. Er bezeichnete diesen NOreane als ee ne 
tastische Kontribution, die Deutschland freiwillig an 
das Ausland zahle. Derselbe Vorgang vollzieht sic 
auch hier im Saargebiet. Die Hausbesitzer, die ihren 
Besitz nicht mehr halten können, weil sie nicht 
sowiel aus dem Hause herausziehen um das Haus zu 
unterhalten und ihren Lebensunterhalt zu fristen, 
müssen das Haus veräussern und verkaufen es natürlich 
an een der es am besten bezahlt. Unter solchen 
Umständen Zeht der saarländische Hausbesitz in er- 
schreckender Weise in die Hände des Auslandes über. 

Es kaufen nicht nur Franzosen, sondern Fremde aus . 
aller Herren Länder. Noch vor wenigen Tagen hat ein 
Tscheche hier fünf grosse Mietshäuser gekauft von 
alten Damen, die sich nicht mehr von der Rente aus 
ihrem Besitz ernähren konnten. So geht der saarlän- 
dische Grundbesitz langsam aber sicher an das Ausland 
über, und alle diejenigen, die die Verantwortung an 
den heutigen Zuständen tragen, haben die Schuld, wenn 
der saarländische Grundbesitz an das Ausland verschleu- 
dert wird. Die Rechnung über diesen Vorgang wird erst 
später präsentiert werden. Darüber reden wır viel- 
leicht einmal im Jahre 1985. Denn was es heisst, wenn 
die Nirtschaftsobjekte eines Landes in ausländischen 
Besitz sind, das haben wir ja in Oberschlesien bei 

der Abstimmung gesehen. Ich betrachte es geradezu . 
als ein Verbrechen, wenn man den deutschen Grundbesitz 
hier im Saargebiet verkommen lässt, als ein Verbre- 
chen am Deutschtum selber ( Hört ! Hört ! ). Die 
zweite Folge dieser Beibehaltung der a nen. 
und der künstlichen Niederhaltung der Nieten ist 
die "ohnungsnot. Die Wohnungsnot könnte längst besei- 
‚tigt sein, wenn nie Zuangswirtschaft rechtzeitig be- 
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uns Hausbesitzern geben wollte. Schon die Verordnung vom 5 
13. Juli 1921 ist durch die Eingaben der Kreistage und E 
durch die Eingaben der Stadtverordnetenvrersammlung von 
Saarbrücken derartig verschlechtert worden, dass wir 
nur die Hilfte von den bekamen, was wir bekommen sollten, 
Jetzt ist es wieder ähnlich so. Wir haben die Vorlage 
gesehen, die die Regierung dem Studienausschuss hat_ zu- 
ih lassen. Auch diese Vorlage ist wieder um die Hälf- 
e schlechter geworden, als sie vorher war. ( Hört!Hört!) 
Was den Mietpreis anbelangt, so gibt man uns genau noch 
die Hälfte von dem, was die Regierung in ihrer ersten 


aber nicht denken, dass die Bon1erane ihre Se ag 
nic 
das Gegenteil behaupten. Ich sage nur hätten wir immer ; 
: t a wollen, ; 
t wie heute dran. (Zuruf ‘ 
des Ab, Levacher.; Sig haben alles bekommen !) Nein, da 
ie sich. Die Regierungskomission hat damals 
uns Zuschläge für Reparaturen geben wollen, die ganz . 
| ben der Kreis- 
tage hin gestrichen worden. Dann, meine Damen und Herren, 


damals aller inze niemand danach gefragt wann der Ein- 
and produziert worden ist. Ein Unter- 
schied im Wert alter nder neuer Einrichtungen warde 
nicht gemacht, Nur bei der Iohnungsmiete hat man gesagt, 
die Yohnungsmiete in alten Husern darf nicht gestel- 
gert werden. Dass wir heute eine so grosse Wohnungsnot 
aben liegt daran, dass die Mieten nicht er sind, 
Steigen die lieten, dann wird nicht gebaut. Bei den, 
Kommissionsberatungen wurde erwähnt, dass an verschie- 
denen Orten im Saargebiet bereits eıne besondere lust 
zum Bauen vorhanden ist, Die Leute sagten sich, jetzt 
ist doch die Herrlichkeit der billigen Mieten vorbel, 
deshalb bauen wir lieber selber. Das ist der beste Be- 
weis, dass das Wjedrighalten der Mieten die Ursache ist, 
weshalb die \iohmungsprodurt1on im Hintertreffen _ 
een ist. Bedenken Sie, dass früher der Arbeiter 
bis 5 Stunden arbeiten musste, um seine lliete zu. 
bezahlen. Heute sind es 10 Wimuten, dann hat er seine 
ge bezahlt. Wenn mehrere Mitglieder einer 
amilie z.B. aif der Grube erbeiten, dann rechnet man 
mır noch mit Sekunden, Es wurde vorhin von Hausagrarıern 
gesprochen. Hausagrarier gibt es im Saargebiet über- 
haupt nicht. Der Hausbesitz ist fast ausschliesslich 
Kleinbesitz. lun wird aber auch vielfach die Wohnunss- 
not übertrieben. Ich behaupte, dass es aus eschlossen 
ist, dass ın der Stadt Saarbrücken 8000 Wohmungen fehlen. 
Die Stadt _hat 1914. 110 000 Einwohner gehabt, und heute 
hat sie 117 000. Die: 110 000 Einwohner wohnten damals 
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Wohnungen fehlen sollen. ( Zurufe: kusländer ! a 
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Früher war auch deutsches Nilitär da. Ich bin überzeugt 
dass 8000 Wohnungen niemals fehlen. Ich will damit nicht 
bestreiten, dass die Wohnungsnot in erheblichen Nasse be- 
steht, aber nicht in diesen Umfange. Aus einem anderen 
Grunde ist die Nachfrage so 8r0SS geworden. Fast jeder 

hat das Bestrebensich eine grössere Wohnung zuzulegen. Bei 
dem !iohlstand, der. ın manchen Kreisen herrscht, sind viele 
\Tohnungseinrichtungen gekauft worden und dadurch besteh: 
ein Bedürfnis sich räumlich auszudehnen. Die \Wohnungsno‘ 
wird somit künstlich vergrössert. Veine Damen und Herrer! 
Nun möchte ich darauf zu sprechen kommen, was wir als Haus- 
besitzer für Miete bekommen. Ich will klar machen, dass 
nur grosse Nietsbeträge entstehen, wenn wir Nark zugrunde 
legen, sehr kleine wenn wır Franken zugrunde legen. Nach 
der Verordmns vom 13.Juli 1922, die dem Hausbesitzer 
eine erhebliche Miete bringen sollte, brachte eine 
ohnung mit einem Friedensmietswert von 2.8. 250 Mk, = 300 
Frs. nur noch 12 Prs. Im Oktober kam nun die Notverordnung, 
nach welcher die 5fache Friedensmiete gestattet war. Für 
dieselbe liohnung erhält man nach der erneuten Geldentwer- 
tung heute nur noch Frs. 9.-. Es wird dabei noch vielfach 
behauptet, dass die 30fache lliete ausreichend sei. Die- 
selbe Wohnung, die im Frieden 300 Franken brachte, würde 
au.ch dann nur noch 15 Papierfranken bringen. Der Franken 
ist ausserdem auf ein Drittel seines lertes gesunken. Es 


sind das also 1,7 % der Friedensmiete, Sie werden verstehen, 


dass mit einem solch geringen Entgelt der Haushesitzer 
nicht bestehen kann. Er hat auch Aus aben, und jedes Un- 
ternehmen muss zugrunde gehen, wenn die Ausgaben grösser 
sind als die Einnahmen. Bleiben wır bei dem Beispiel mit 
550 Ik. Friedensmiete. Ein Fünftel der Miete, also Nk.50. 
müsste man aufwenden, um die Imvar all uns der Wohnung zu 
bestreiten. Für diese Ik. 50.- waren 69 rbeitsstunden 
pa ien und notwendig um die Wohnung zu unterhalten. Am 
1.öktober bei der 5fachen liete, war die ganze \Miete noch 
5’ Arbeitsstunden wert und jetzt im Falle der 30fachen. 
Miete noch 6 1/2 Stunden wert, Die 400fache Friedensmiete 
ist zur Eestreitung der Unterhaltungskosten notwendig, 
denn der Hausbesitzer muss Ik. 1120.- für eine Handwerker- 
stunde bezahlen. Die Unkosten betragen das 2000 fache. Der 
Iohn ist gestiegen um das 1500 fache, das NWaterial bis 
zum 3000fachen. Wenn Sie. die Friedensmiete zugrundelegen, 
dann müssten Sie das 400fache nehmen, um auszukommen. 
Erst wenn der Hausbesitzer das 400fache hat, kann er das 
Haus unterhalten wie im Frieden, hat aber ncch keinen 
ua für sich übrig. Die Häuser können auch nicht mehr 
versichert werden. an, f 

Bin . Beispiel: Die 5fache Miete, die 
te bezahlt wird, reicht bei weiten nicht aus, um das 
such nur gegen Feuer zu versichern. Was sind das fü 
stände! Wenn das Haus abbrennt, dann 150 © eben weg. Der 
Versichern kann . 
sse aus seinem ”ri- 
vatvrermögen 2fache Miete wäre 
BOLWenGIS 
dabei gibt 
in der let 
sitzer geht ich zugrunde 
anderes Br 3.Jul 
dem Hausbesi 
Verordnung gab uns_2 
125 Franken. \ienn »1 
geben, dann geben Sie dem Haus 


REEELARTEEREISLETTERGE GEGEICEETER 


IC | 


r 





- #9 = 
_ EN x» 


können Sie ersehen, dass wir nur noch ein Achtel von dem 
bekommen, was uns die Regierung ım Juli 1921 geben wollte. 
Sie mögen daraus schliessen, dass das ganze jetzige Systen 
unhaltbar geworden ist, und meiner Ansicht nach kann nur 
verblendeter Egoısmus oder fanatischer Sozialisms Lachen 
bei den Sozialdemokraten) an diesem Gefallen finden. Die 
Sozialdemokratie stimmt mir ja bei, denn durch ihr Iachen 
haben die H hblicken lassen, dass sie an diesen 
Zustand 1 Herren wünschen eben die 
Beseitigung ( Zurufe: Ja wohl, sehr 
richtig!) un assnahmen ausserordent- 
lich willkommen, entum wird vernichtet, 
es wird zugrunde gerı len die Beseitigung 
des Frivateigentuns, b ar kein Zweifel, und 
da ist Ihnen dieser Weg ausse h willkenmnen, un 
Di " Hausagrarier " widerspr eben. Nun 
ranken die ganzen früheren V dass man 
sich an die lark festklammerte Ver- 
raue f den Nie estlegte, 
Und deshalb 
( Abg.Leva- 
17 Ich 
genkommen 
noch 


en, n ich 


erzeugung, 
noch unt 
Hausbesitzern SC kommen, wenn die 
Kreistage und die > une von Saar-. 
brücken nich ht besser or1en- 
tiert als S ünft ‚ die ich 
hier mache, können »1® 
diese äussern. V chen über- 
ein, und zeigt wie berechtigt me Petri: 
Das stimmt nicht ! ) Ich möchte den Vorsi 
dass mir nicht Immer dazwischen geredet wird. fir sind 
doch nicht in eıner Kleinkinderschule. Nun ist ein neues 
System eingeführt worden. Die Verordnung: die uns vorliegt, 
ist eine wohldurchdachte und fleissige Arbeit. Sie hat 
vor allem mit dem System gebrochen, dass wır an der 
. Nur mıss_man Sich darüber klar werden 
htigte Anlehnung an die Teuerungszahl 
weitem nicht den Ausgleich brin t, den 
denn die Teuerung ım Saargebiet ıst 
700Ofache, Die Ausgaben der Hausbesitzer, 
lich aus Materialien und Löhnen berechnen, 
7O0fache, sondern um das 2000fache 88 
ist die Teuerungszahl noch nicht der ,. 
aber wir wollen sie als einen vorläufl- 
ge M h und wollen zufrieden sein, went 
ie Teuerungsza hender Weise angewandt wird. 


Wir wollen auch ötzlichen Abbau, den Stand- 
ee habe ich ie vertreten. 
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bezahlen, wie sie das Fleisch etc. bezahlen kann. Den 
Leuten wollen wir helfen, indem wir sagen, wer die 
Miete nicht bezahlen kann, für den soll die Gemeinde 
die Miete bezahlen. Insofern ist den Leuten sehr gut 

zu helfen. Aber wir wollen nicht haben, dass der Haus- 
besitzer diese lieten bezahlen soll, Es ist auch ein 
Prinzip der Sozialdemokratie, dass die Allgemeinheit 
für die Not der einzelnen sorgen soll. Wir Hausbesitzer 
sind nicht an der Not schuld und können für diese Not 


> 


.. 


auch allein nicht eintreten und müssen dafür die All- 
gemeinheit verantwortlich machen. Ich appelliere vor 
allen Dingen an die bürgerlichen Parteien haben Sie 
endlich. die Einsicht, helfen Sie dem Hausbesitzerstand, 
sorgen Sie dafür dass der Hausbesitz nicht in fremde 
Hände übergeht. Sorgen Sie auch dafür, dass die Bür- 
gerschaft ihre Häuser nicht verschleudern muss. lassen 
wir ab von der bisherigen Politik, Es war ın keinem 
Pen Stimmung dafür, die Mieten zu erhöhen. 

Abg.Levacher: Wir haben nichts BERATER >. Ju SEE 
Naben aber die Ahstreichung verlangt. 


Vorsitzender; Bitte lassen Sie Herrn Abgeordneten 
Schmoll sprechen. 
Schmoll: Ich habe mein möglichstes getan, ( Abe. 


Schmelzer; ann und wo ? ) Im Rathaus von Saarbrücken, 
als ich nach den Kriege zurück kan, bin ich dafür 
eingetreten, dass man die Anangsmintschaft beseitigen 
und dem Hausbesitz helfen sollte. lias nun die Vorlage 
im einzelnen anbelangt, SO ist von verschiedenen Red- 
nern die Verspätung der We bedauert worden. Ic 
glaube, keiner bedauert wohl die Verspätung mehr als 
wir Hausbesitzer. "ir hätten es auch gewünscht, dass 
die Verordnung früher ekommen wäresAber die Verspätung 
ist meiner Ansicht nach nicht so schlimm, denn Sıe 
kann gut gemacht werden. Stimmen Sie unserem Antrag 

zu, dass wir ab Oktober die Nieten erhöhen, und dann 
ist die ganze Verspätung wieder gutgemacht, und man . 
muss anerkennen, ass eıne soiche Arbeit durchgearbei- 
tet werden muss. Vas erfordert Zeit, Ich will mn _. 
noch auf einige Einzelheiten kommen4 Selbstverständlich 
stehen wir auf dem Standpunkt der übrigen Redner be- 
züglich_der Wohnungen der Bergwerksdirektion. Es ist 
ganz selbstverstän lich, dass dieses System, wie es 
risher geübt worden ist, und wie es auch nach unserer 
Ansicht keineswegs ım Friedensvertrag begründe2 ist, 
verschwinden muss. Denn wenn das der Friedensvertrag 
wollte, was die Bergwerksdirektion hier raktisch aus- 
übt, indem sie Häuser aufkauft und die Bewohner aul 
die Strasse setzt, dann wäre, eS jedenfalls theoretisch 
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zu bringen. Das kann der Vertrag nicht gewollt haben. 
Deshalb rate ich der Bergwerksdirektion von dieser 
Stelle aus, doch von diesem unsinnigen Vorgehen abzu- 
lassen, und es nicht darauf ankommen zu lassen, bis 
erst die Frage endgültig entschieden wird. ‚Bs ist 
meiner Ansicht nach eine grosse Ungerecht iskent gegen- 
lieser Weise so von | 
der Bergwerksdirektıon behandelt wird. Was die Frage 


vir auch auf dem Standpunkt der übrigen Parteien, "ir E | 
sind der Ansicht, dass wir den Beamten keine Vorrechte 
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auf den liohnraum nach der Decke strecken. Wir verkennen 
allerdings nicht , dass der Staat und die Regierung 
ein Interesse daran haben, ihre Beamten unterzubringen, 
und ein gewisses Vorrecht muss diesen Beamten werden. 
"ir haben vorgeschlagen, es möchte eine Liste bevorzug- 
ter Tohnungssucher aufgestellt werden, und auf diese 
Liste kommen nach unseren Vorschlag auch die Beamten 
neben den übrigen dringenden Fällen der Bürgerschaft. 
Ich betrachte das als eine durchaus glückliche lösung. - 
Auch wir begrüssen es, dass die Zentralwohnungskomnission 
verschwindet. hir beide, Herr Schmelzer und ich, haben 
als deren lütglied zur Genüge kennen gelernt, wie die 
Zentralwohnungskomnission arbeitet. Auch wünsche ich." 
nicht, dass die Zentralwohnungskomission in verschleier- 
ter Form wieder erscheint. Nun noch einige Be merkungen 
zu den Ausführungen des Herrn Dr.Sender. Er hat in der 
Kommission schon davon geredet und hat dargelegt, wie 
sehr die Mieter den Hausbesitz im Kriege geschützt hät- 
ten. Ja ! Meine Herren ! haben denn nur die \lieter den 
Hausbesitz geschützt, sind nur die Mieter im Felde Be- 
wesen, Ich meine, diese Einwendungen söllte man doch 
unterlassen. Die Hausbesitzer haben selbstverständlich 
auch den Besitz mitgeschützt. Ich möchte mal die Frage 
aufwerfen, was wertvoller ist, der Wohnraum, die vıer 
"ände, oder das was drin ist, die Nohnungseinrichtung, 
Also wenn der Nieter im Kriege den Hausbesitz geschützt 
hat, dann hat der Hausbesitzer auch die Wohnungseinrich- 
tung geschützt. Solche Betrachtungen sind vollsgändie 
atwegig. Dr.Sender sagte, die Hausbesitzer zahlen ihre 
Schuiden in Pepiermark zurück. Das ist richtig, Zahlen 
aber nicht alle Schuldner ihre Schulden in Papier le 
J 


Derienige, der sich z.B. ein Geschäft gegründet ha 


zahlt seine Schulden auch in Papier zurück. Der Haus- 
besitzer dagegen soll seine Schuld nicht in Papier zu- 
rückzahlen können. Das Haus ist ledi lich ein Pfand, es 
‚ist so gut wie ein Bürge für eine Schuld. Also auch 
‚diese Ausführung über die Hypotheken ist abwegig. Der 
<taat hat auch Goldmark bekommen und zahlt in Rue 


mark zurück. Wenn Sie das Gesetz ändern wollen, das kann 

geändert werden, dass jeder seine Schuld-in Geld zu- 

Tückzahlt. Daan meint Herr Dr,Sender, wenn wir die Me- 

ten ım Geschäftsverkehr freigeben, könnten die Mieter 

nen werden. ( nr ‚Kündigung habe ich 8er 

sapt ! ) Das mag ja sein Herr Dr.Sender. Wir, Mieter 

und Hausbesitzer, haben uns früher sehr gut vertragen 
miteinander ausgekommen. Ich möchte 

hen, dass es eine ganze 

jbt, auch solche die 

z.B. in Burbach usw., ‚Sozial- 
die den Nark-Nietsatz ım 
Dann witl Herr Dr. 
des Haus-Kapitals 

zu Unterstützungszwe Er will aus den 

erhöhten Nieten einen Ver- 

mieter, Das würde einen Ap 

rossen Teil diese 

eich hat man das 

verlangt man heute auf der ganzen 

Zwanzswirtschaft. Wenn damit abge 

den Bedürftigen Hausbesitzer an d 

geht der Hausbesitz in andere Ha 

sitzer heben kein Einkommen me 

sie bekommen, hängen sie an Re 

der zu gesunden Verhältnissen 
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dass man uns entgegenkommt, in unserem Interesse und 
im Interesse des Deutschtuns. 


Vorsitzender: Ich bitte im Zuschauerraum das Klatschen 
zu unterlässen, Das ist nicht statthaft. 


Reinhard: (Ki): i RT | 

Veine Damen und Herren ! Die Ausführungen 
die heute .den ganzen Tag, gemacht werden, die haben sic 
in vieler Hinsicht damit beschäftigt, dass wir heute ge- 
zwungen wären, aufgrund der wirtschaftlichen Verhält- 
nisse uns mit derartigen Gesetzesvorlagen herunzuschla- 
gen. Man hat es soweit gebracht, dass mein Vorredner 
gesagt hat, dass diese wirtschaftlichen Verhältnisse in 
der Wohnungsnot nach dem Krieg nicht bestanden hätten, 
im Gesenteil, dass es mehr \\iohnungen gegeben habe wie 
vor dem Krieg. Wenn wir uns die Sache Te überle- 
gen, dann müssen wir zugeben, dass tatsächlich der end- 
"ose Krieg diese Zustände heraufbeschworen hat. Die 
Tohnungsnot ist in anderen Staaten genau so _wıe hier, 
vielleicht noch krasser. Die Regierungen aller Staaten 
sind schuld daran, dass es allen Nenschen so schlecht 
En Ich habe keine Ursache die Regierungskomission 

ss Saargebietes in Schutz zu nehmen und sie hinzustel- 
len als ob sie etwas Besonderes wäre, wie es mein Vor- 
redner getan hat. Er hat es unterlassen, die Nassnahmen, 
die vonseiten der Regierungskommission gegen die Bevöl- 
kerung erlassen sind zu kritisieren fr meint, dass 
viele Nenschen,; die sich einmal Besıtz angehäuft haben, 
sich in den Sessel setzen und schön ausruhen können, 
"enn Herr Schmll sagt, die Hausbesitzer hätten sich 
die Häuser gebaut, dann muss ich sagen, die Arbeiter ha- 
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ben die lIEuser gebaut. Aber setzen wir einmal den Fall, 


die Regierungen der kriegführenden Staaten wären so 
schlau gewesen und hätten die Millionen von Menschen rr- 
ganisiert um Fäuser, Strassen und Kanäle zu bauen, an- 
statt Häuser zu zerstören und Menschenleben zu vernichten, 
das wäre jedenfalls besser gewesen, und dies wird auc 
Herr Schmil und jeder vernünftig denkende Mensch zuge- 
ben missen. Wan hätte die Menschen heranziehen und zur 
Arbeit anhalten sollen. Ich treffe mit vielen Nenschen 
zusaumen, die die Arbeit nur dem Namen nach kennen, Es 
würde garnichts schaden, wenn man diese Nenschen viel- 
leicht für einige Zeit organisieren und sie mit dem prak- 
*:schen Leben bekannt machen würde. Es wurde heute schon 
soviel gestritten über Gewalt und Recht, Es hat ein Redner 
gesagt, Recht muss Recht bleiben. Ich bin der l\leinung, 
ass stets derjenige Recht hat, der die Gewalt hat, und 
wenn die Ärbeiterschaft die Gewalt hat, dann wird sie 
in der lege sein, von ihrem Recht Gebrauch zu machen, Id 
weiss auch, dass man es von Seiten der besitzenden Klas- 
«cn der Arbeiterschaft schwer verdenkt, wenn sie ver- 
sucht, zu ihrem Recht zu gelangen. Darüber, glaube ich, 
Sind wir uns klar. llir wissen, dass die momentanen Nacht- 
Yaber nach wie vor nach ihrer Meinung das Gesetz eintel- 
en werden. Sie werden stets dasjenige zum Gesetz machen 
und das Gesetz so auslegen, wie Sie es für richtig be- 
finden. Wenn nun gerade der EEISOUISver Fran. TOR Versailles 
der eine Abmachung ist zwischen den kapitalistischen 
Staaten, wenn dieser re ee nun die Schuld daran 
trägt, dass wir hier diese wirtscha tlichen Verhältnisse 
haben, so können wir auch zu gleicher Zeit darauf hin- 
weisen, dass dieser Friedensvertrag, wenn die Geschichte 
anders gekommen wäre, wenn z.B. der deutsche Imperialis- 
mıs den Krieg gewonnen hätte, nicht viel anders aussehe, 
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und dass. ıdann heute vielleicht die Vertreter eines 
Tändchens wie Belgien dort protestieren würden, d.n. 
wenn sie nooh die Gelegenheit bekommen hätten, gegen 

die Unterdrückung zu protestieren, Ich will Ihnen ein 
Beispiel geben. Ich kann mich sehr gut entsinnen, dass 
wir während des Krieges drüben in Saarbrücken eine Volks- 
versammlung abhielten. Es sprach der sozialdemokratische 
AR asa Rabeeordngte Dr. mark. Es handelte sich damals 
darum, ob wir Frieden machen möchten mit Verständigung 
oder mit Gewalt. Da war der Abg. Vogel, der wollte 

dass wir erst lLongwy haben ‚und dass wir dann Frieden 
machen. Für uns als Vertreter der Arbeiter ist es klar, 
dass wir immer die Dummen sind. Uns ist es gleich, ob 
die Chinesen hier sind oder die Franzosen oder die 
Preussen, wir sind immer die Dummen. Früher hat man uns 
das Dreiklassenparlament ge eben, heute das Zweiklassen- 
parlament, den Studienausschuss und den Landesrat. Ich 
kenn nicht umhin, ich nuss auch einmal das sagen, was 
vonseiten der Zentrunspartei und den anderen Parteien 
immer betont wird, a gegen die Regierung, Das soll 
uns freuen. Unser Kampf geht nämlich gegen alle Regie- 
rungen. ir sind bereit, wenn es sein muss, jede Re- 
gierung zu beseitigen. Äber ich kann nicht verstehen, 
dass man auf der anderen Seite so intim ist mit dieser 
Regierung, enn ich die Iandeszeitung mit ansehe, da 
habe ich einen Artikel gelesen über die Schulfrage . - 
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Vorsitzender unterbrechend: Die Sache ‚hat mit der \/ohnungs- 
verordnung nichts zu tun. Kommen Sie auf die "ohnungs- 
frage zurück, 


Reinherd: Ich will nur auf die Ira des er 
eingehen, Ich mss ausserdem auch den Beweis erbringen, 
dass die Zentrumspartei nicht so regierungsfeindlic 
ist, wie sie sich in der Öffentlichkeit den Anschein 
gibt, sondern, dass das Gegenteil der Fall ist ( Zu- 
ruf: Waltz ! ) Wenn hier gesagt wird, dass wir einen 
naltz haben, dann müssen wir sagen, dass wir den raus- 
zewältzt haben. "ir würden uns freuen, wenn Sie ihre 
"altze auch rauswältzen würden. Nan droht Deutschland, 
wenn man drüben nicht aufhört mit den Bestrebungen 
zwecks Einführung der freien Schule, dass dann das 
Deutschtum in Gefahr wäre, 


Vorsitzender: Die Sache hat nichts mit der \ohnungs- 
verordnung zu tun. 


Reinhard; Ich bemerke, dass der Vorsitzende bei 
meinen Ausführungen etwas mehr zur Klingel greift wie 
bei dem Abgeordneten Karius. 


Pa 


Vorsitzender: Wenn Sie damit gemeint haben, Herr Rein- 
hard, dass ich meine Geschäftsordnung parteiisch führe, 
dann weise ich das ganz entschieden zurück. Ich glaube, 
ich bin so objektiv, wie man es besser nicht sein kann. 


Reinhard: Tas die Frage des Völkerbundes anbelans', 
der hier auch angeführt wurde, und der auch der jen18® 
Faktor sei, der das Saargebiet zu verwalten hätte, und 
an den wir uns wenden könnten, so muss ich sagen, wır 
haben niemals Vertrauen zum Völkerbund gehabt, Es ist 
jedem bekannt, dass dieses Institut mur eine Interesfen- 
vertretung der westeuropäischen Grossmäehte darstellt 
und ein Apparat ist, die Arbeiterschaft des gesamten 





,® 


europäischen Pestlandes zu unterdrücken.Das wären SO 
meiner Meinung nach die Ursachen, die schuld daran 
sind, dass wir uns heute überhaupt mit einem "ohnungs- 
geseiz herunschlagen missen. Man hat noch dabei er- 

: wähnt, dass man such versucht hat, schon vor 2 Jahren 
die Wohnungsnot zu beheben, und hat den sogenannten 
Wohnungsbauverband gegründet. ich nehme an, dass die- 
ser Wonnungsbauverband sicher mit dieser Verordnung 
etwas zu. tun hat. Es wurde auch gesagt, von gewissen 
Vertretern hier, dass dieser Wohnungsbauverband sehr 
gut gearbeitet hätte. Ich habe aber die praktische 
erfahrung gemacht, dass dieser Tohnungsbauverband, 
wenigstens bei uns, vollständig versagt hat. Bei uns 
waren viele Arbeiter, die sich ein Häuschen bauen woll- 


Bescheinigung erbracht werden musste vonseiten der 
franzisischen Crubenverwaltung, dass sie nichts dage- 
gen hat, wenn auf dem dortigen Gelände die Häuser 
aufgerichtet werden. Wir hatten zu diesem Zwecke der 


Tohnungsbaurverband sagt aber, die Bescheinigung ee . 
aulusti- 


und wo die Schuld nicht an dem "ohnun sbauverband laß, 
sondern an den betreffenden Beamten, die direkt un- 


es da der Artikel 3, Ziffer 1, der ja schon verschie- 
dentlich scharf kritisiert wurde. an hat juristisch 
sogar bewiesen, dass es ein Unrecht ist, dass die 
französische Chubenverwaltung nicht unter dieses Gesetz 
fallen soll. Aber für uns is dies hebensächlicher 
Natur, wir \egen nicht soviel Gewicht darauf uns an 
einen Buchstaben zu klammern, sondern wir gehen ein- 
mal von dem Grundsatz Aus, den auch Herr _Schmelzer 
angeführt hat, Recht muss letzten indes Recht bleiben, 
und da sagen wir uns, dass es ein schreiendes Unrecht 
ist, dass die Grubenvrerwaltung in dieser Hinsicht voll- 
ständig freie Yand hat. Unser Antrag geht dahin, er 
st auch schon von mir jr der Kommission vertreten - 
worden. dass die Ziffer 1 dieses Artikels vollständig 
oestrichen werden muss, Wir können auch verzeichnen, 
ass die französische Grubenverwaltung schon vor 
Jahrer üazu übergegangen isi, in ihrem Mi.etswohnungen 
die Miete in Franken Fortzusetzen, und zwar hat man 
da enorme Summen festgesetzt, ohne Rücksicht darauf 
ob die Arveiterschaft dabei eben kann oder nicht. Das 
ist ein vollständig unhaltbarer Austand. Die Gruben- 
verwsltung ist ja nur enn Privatunternehmen und sıe 


hat nicht mehr Rechte, wie andere Hausbesitzer auch. 
Wen ist weiter dazu übergegangen und ha+ die neuerbau- 
ten Häuser nit dereriigen THeten belegt, dass es einen 
Arbeiter gernisht möglich war jn ein solches Jaus zu 
ziehen. Nun will ich noca nebenbei erwähnen, dass der 
Antreg der übrigen Darteien, die Wohmungen die nach 
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dem Kriege erworben wurden, darunter fallen zu lassen, 
zwecklos ist, da ja nach der Verordnung selbst die Neu- 
bauten nicht unter dieses Gesetz fallen. Dann würden 
wir die französische Grubenverwaltung überhaupt nicht 
an den Hosenbeinen kriegen können. Wir müssen also. 
verlangen, dass die gesamten Vohnungen der französı- 
schen Grubenverwaltung mit in dieses Gesetz einbegriffen 
werden. Der Mietpreis beträgt _z.B. in diesen Neubauten 
für 2 Zimmer und 2 Nansarden 50 - 60 Franken, "enn 
man: dern noch hinzurechnet,. dass bei den Arbeitern 
noch ein Abzug für soziale Versicherungen von 10 Fran. 
zen gannmen wird, dam koumt noch hinzu der unge- 
rechte Pepsrapzug so müssen wir sagen, dass diese 
Arbeiter doch nic t &0 reich sind, wie man es Immer 
versucht darzustellen, 
Ich komme nun zur 7iffer 4, die ja auch schon 
nach allen Richtungen hin beleuchtet wurde, die Be- 
vorzugung des französischen Militärs. Diese Bevorzu- 
Zung des Militärs hat man in allen militärischen 
Staaten aufrecht erhalten. Ich bin vor allen Dingen. 
der Meinung, dass klar und präzis festgelegt wird, dass 
wir Verwahrung einlegen, dass man uns eine derartige 
Vorlage gibt, die nicht im Einklang, mit dem Friedens- 
vertrag steht. Wir können feststellen, dass da direk- 
te Widersprüche zu verzeichnen sind. Wir können nach- 
fühlen, dass die Regierung zu ihrem Schutze eine 
Truppe braucht, Wir sind gewohnt vonseiten der Arbei- 
terschaft . . (Zwischenruf: Rote Garde _! ) Wenn man. 
Da dass man bei früheren Streiks Militär gegen die 
Arbeiter losgelassen hätte ist dies nicht richtig. 


€ 

1. 
Das Gegenteil war der Fall. Ich bin der Meinung, dass 
eine örtliche Gendarmerie genügen würde, um Ruhe und 


Oranung aufrecht zu erhalten. Im übrigen stehe ich 
auf dem Standpunkt, es ist doch eine altbekannte Tat- 
sache, dass dort wo man viel Militär hinschafft, die 
Spitzbuben sich immer mehr häufen. Dort wo keine Gen- 
darmerie ist, gibt es auch keine Spitzbuben. ( Iachen, 
Zwischenrufe:; fommnisten ! 

Es wird dazwischengerufen " Kommunisten ! 
Man een was man will. Die Kommunisten sind 
schlechte Menschen, das ist eine Ansicht, die viel- 
fach vertreten wird von denen, die nicht wissen was 
der Kommunist will. 

Ich will mich streng an die Verordnung hel- 
ten die uns vorliegt. Es ist schon gesast worden, 
dass Schulen, die beschlagnahmt, und dass Wohnräume, 
die in gewerbliche äume umgewandelt worden sind, 
Zreigemacht werden sollen. Da gibt es Fälle die mehr 
beleuchtet werden müssen. Kiesengrosse Schulhäuser 
sind beschlagnahmt, worin nur ein achkommando liegt, 
ich glaube 12 - 15 Mann liegen darin, Ferner hat das 
Milit:r eine Nenge liohmıngen beschlagnahut. Das ist 
ein Zustand, den ich von einem sogenannten demokra- 
tischen Stadt nicht geglaubt hätte. Ich denke das. 
Vermaltungsrecht sei angeschafft, nachdem Cie Könige 
von Gottes Cnaden forige jagt worden sind, Was die 
Dieesträume anbelangt Artikel 3 Abs, 5, dann das Vor- 
zussrecht der Beamten . . . ._ Bismarck hat gesagt, cın 
gut bezahlter Beantenstaat hält sich zusammen. Ich 
kann mich entsiunen, dass die Regierung gesagt hat, 
man wird ein Mittel anwenden das ziehen wird, eine 
"ute Besoldung. Die Sorgen sind klein geworden, d1S 
Teute sind zufrieden. Die werden sich hüten, etwas 8°- 
Sen den Unternehmer zu machen, Ich denke an die grossen 
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Reamten, die zum Teil eine Stellung eingenommen haben, 


die tatsächlich lächerlich ist, f 
früher nicht oft genug Heil Dir im Sieger 


ür diejenigen, die 
'anz _" 


singen konnten. Weiter haben wir Zu verzeichnen, dass. 
verschiedene Schullehrer, die Fälle sind uns nicht .' 


bekennt, nur Ik. 15.- 
allein Ve 


nicht diejenigen, 


Miete 2 
rtreter der Mieter. (Hört ! Hört ! 
die nicht einsehen 


ahlen. Ich bin nicht ;aur 
).Wir: sind 
dass wer 


Franken im Vonat bezieht, nur 50 Gentimes Niete bezahlt. 
as die Vorzugsstellung der Feamten hat sich ja 
olle 


dass die Beamten genau SO 


übrige Sterbliche. Ich kann es verstehen 


se Sender genügend ausgesprochen. 2 
d behandelt werden,wıe „Jeder 


Wir verlangen, 


wenn man 


sehr gut behandelt wird, dass man keine Ürsache hat 


loszuwettern. 


dass Reanten eın Vorzugsr ec 


komme zurück & 


Fs freut mich 


dass Sie es auch ablehnen, 


ht gewährt wird. 
uf die Ursache der liohnungs- 


Wohnungen. Ich glaube auc 


es Nensehen 81 
haben. Ich,sene n 


mit 10.Xöpfen. in einen 
sind ‚und: nachher 
Gesellschaft. über 
macht Diebe, Wen 
einsperren, wie 
verhindern, dass 


rechtdenkende Mensch der_me : 
unbedingt solchen Öbdachlosen eine ‚abgeben. 


ir einmal die Woh- 
ewillt, ‚die Woh- 
ht dulden, -dass 
Wohnungen 
armen Familien 
Vieh eingesperrt 
h: bei der_ besseren 
"oral. Gelegnheit 
nschen in einen Raun 
denn kann man nicht 
"massiert. Jeder 8e- 
Wohnungen hat, muSS 
De shal: I. 


geht_der Antrag unserer Sartei dahin, dass dieser Är- 
Tikel ganz verschwindet, und dass dieser 8r0SSe Artikel 


durch die wenigen Torte ersetzt wird " niemand darf 


2 Wohnungen eben 
r 


sagen 
Arbei 
aus der 
schult wie & 
wir doch $ 
E 3 
dass ieient 
eine andere 
werden so.len zu, bauen. 
ten, die viel Geld haoen 
Fassung zu, vorausgesetzt, 
hat, 


bgeführt 


nicht damıt eınverst 
machen, wıG es der Berr 
kann nıcht dami; einver 
Gemeinden gezwungen wer 
Bevölkerurg zu tragen. D 
rui die bekanntlich 
zahl; wie Cie anderen, 
auch noch den Hausbesi 
fen. Wenn wir aber eınen 


h R 
ikel 22 nimmt Bezug auf 88 555 und 556 des 


erstanden, untsr 
trichen würden 


e Schuld, dass dt. 
llos wird der arme Ker\. 
Wir sind nicht so 88- 
aber so schlau sind 


ingebr ht worden, 


in der Lage sind 


gieser 
chon Herr 
Mehrein- 
tleidenden 
‚kann mich 
dass wir eS SO 
getragen hat. Ich 
dass einfach die 
für ä 
die ärmere 
1 soviel Steuern 
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sen Gemeinden verbleibt, so können wir, die Vertreter 
der Gemeinde, das Geld berecht verteilen. Es gibt not- 
leidende Hausbesitzer, genau 50 gut wie \ieter, und 
wir sind die letzten, die nicht für diese Notleidenden 
eintreten. Dann hat heute morgen der Berichterstatter, 
Herr Fuchs, erwähnt, dass ın dem LFericht noch ange- 
gliedert werden müsste, die Freimachuns der Werkwoh- 
nungen mit gewissen Bedia ungen. Auch hier habe ich 
schon in der Kommission S rikte dagegen protestiert, 
weil dieses nichts anderes bedeuten würde als die 
Einführung der schwarzen Listen bezw. der Weiterbe- 
stehung_ der schwarzen Listen noch fortzuhelfen. an 
hat vielleicht daran gedacht, dass man die Arbeiter, 
die freiwillig von ihrer Arbeitsstätte verziehen 
dass man die aus der ohnuns rausschmeissen könnte. 
Ich sage mir aber, die meisten die ihre Familien ver- 
lassen und sich sonstwo Arbeit suchen, die tun es 
nur notgedrungen. Und wenn man. .dem Antrage des Herrn 
Fuchs nachgeben würde dann würde man die Hand dazu 
bieten, dass diese Arbeiter letzten Endes auf die 
Strasse fliegen würden. Diesen Antrag können wır 
auch unter keinen Umständen zustimmen.las nun die 
Sache der Mieter und der Vermieter selbst anbelangt, 
so hat Herr Schmoll einige Beispiele angeführt, dass 
der heutige llietsprei1s nicht einmal langen würde 
um die Feuerversicherung zu bezahlen, Er hat weiter 
angeführt, dass ın Lothringen die Arbeiter sechs Tage 
arbeiten müssten, um ihre Miete zu bezahlen. 
kenne die Verhältnisse in JORbr Ingen sehr 
ist nicht wahr. Ich war früher schon dort 
und weiss auch heute noch wie eS dort aussieht. Ich 
sage also, es ist nicht wahr, dass em Arbeiter sechs 
Tage arbeiten muss für seine Niete. Die dortigen 
Bergunternehmer sind noch nicht so profithungr1& 
wie der französische Bergfiskus hier an der »aar. 
Fr nimmt noch nich ohen Preise für die Kaser- 
nenwohnunge der Fall 
Schmoll wol 
letzten Endes nur_c 
zu leben, um die Nieten eı 
schiedene Hausbesitzer, die D U 
sich in aller Ruhe von den Nlietern ernä 
können, und da sind wır wieder anderer 
Grundsatz ist, dass sich alle Menschen an der Pro- 
duktion beteiligen sollen, und wenn man sich in den 
Sessel setzt so ist das keine Beteiligung an der 
Produktion. Das ist das Agrariertun, das wır unter 
keinen Umständen dulden können. Wenn weiter Herr __ 
Schnoll anführte, dass die Mieten sich nicht schnell 
genu der Geldentwertung angepasst hätten, so m1SS 
man bedenken, dass die Löhne und die Gehälter der 
Arbeiter und Angestellten auch viel langsamer &°6- 
stiegen sind. Wir wıssen z.B. , dass heute der eal- 
lohn ein Drittel desjenigen ist wie ın Friedens- 
zeiten, und auch wir hier im Saargebiet haben ähn- 
]iche Verhältnisse, und wir können deshalb unsere 
Hand nicht dazu bieten, um den Armen der Armsten 
den letzten Groschen wegzunehmen. ir wıssen weiter, 
dass wir viele tausend arme Kriegshinterbliebene und 
Kriegsbeschädigte haben, die auch ihre Haut zu Nark- 
te getragen haben für das teuere Vaterland, wıe man 


hat. Ich muss die Wahrnehmung machen, dass 
i 


iese armen Teufel auf der Strasse Liegen, alle, 
diese Menschen müssen wır berücksichtigen. Wir müssen 


yd Be vor TEEN 


F4Y2140 g > vs 


7.1005 HT. 


INn4 


rw ProZ 





se “ 
u “uf 
. I Fe 


Mittel und Wege suchen, um ihnen entgegenzukommen: Nan 
hat ihnen wohl versprocheg der Dank des Vaterlandes 
ist euch sicher, Aber wir stehen inbezug auf das Vater- 
land auf einem anderen Standpunkte, Dann ‚hat Herr 
Schmoll besonders betont, dass er dafür ist, dass_end- 
lich .die Zwangswirtschaft beseitigt werden muss, Er hat 
mit.einem Hieb auf die Linke betont,dass. gerade sie es 
wäre, die dagegen Front machen würde, und dass die 
Zwengswirtschaft schuld daran wäre an allem Übel. Ich 
habe schon anfangs einiges dazu gesagt, . Ich will mur 
noch folgendes sagen. Wir sind dieses Lied gewohnt, 
schon längere Jahre, dass immer auf die Beseitigung 
der Zwangswirtschaft gedrängt wurde, und.das Inde vom 
Lied war jedesmal, dass die Preise um das 3 - 4fache 
hochgeschnellt sind. Wir können heute nicht die 
Zwangswirtschaft im lohnungswesen beseitigen. Das ist 
ein Ding der Unmöglichkeit. Weyn wir das tun würden, 
dann würden wir die wirtschaftlich Schwachen der 
Strasse überantworten. Das werden auch die Vertreter 
der bürgerlichen Parteien und,Herr Schmoll mir zuge- 
stehen müssen. In dieser Hinsicht möchte ich Sie bit- 
ten, Sehr vorsichtig zu sein, und nicht die Verant- 
wortung auf sich zu laden, dass letzten Endes die 
Ärmsten der Armen haufenweise auf die Strasse gesetzt 
werden. Es ist ja zu verstehen, ‚dass Herr Schmoll als 
Vertreter der Hausbesitzer in dieser Hinsicht seine 
Vorträge gestaltet. Wir können dies sehr gut nach- 
fühlen, aber nicht zu verstehen ist es, dass man 
vonseiten der Hausbesitzer so wenig Verständnis zeigt 
für die Notlage der Armen. ir haben gesagt;,. als 
oberster Grundsatz gilt die freie Vereinbarung, und 
ich kann sagen, dass in unserer Gegend, wo fast mur 
Arbeiter wohnen, dieser Grundsatz schon restlos durch- 
eführt worden ist. Ich habe gefunden, dass die Ar- 
eiter viel mehr \bral besitzen als manche Herren 
der besitzenden Klasse. Die Arbeiter in unserer Ge- 
end haben sich längst mit ihren Vermieter geeinigt. 
ch habe aber auch Zefunden, dass gerade die Besser- 
Sestellten Nieten bezahlen, die im Verhältnis zu ihren 
Einkommen einfach schreiend sind. Dann hat es mich 
sehr sonderbar berührt, dass Herr Schmoll immer wie- 
der betont hat, dass dıe Regierungskommission stets 
den Wünschen der Hausbesitzer entgegenkommen wollte, 
aber vonseiten der politischen Parteien wäre das ver- 
hindert worden. ee: nach wäre das das erste 
Mal, dass sich die Regierungskommission von einer 
olitischen Partei hätte beeinflussen lassen. (Zuruf: 
Sr gut !)ir haben immer wieder auf das schreiende 
Unrecht hingewiesen und wir haben gesehen, dass Berr 
Sender heute beaantragen musste, dass wir in dieser 
Hinsicht enülich eine Entscheidung herbeiführen müssen. 
Denn,meine Herren, was im grossen und ganzen die Vor- 
lage ambelangt -- ich sehe Sie sind alle müde geworden, 
ich will keine drei Stunden reden - so möchte ich 
sagen, dass meiner Meinung nach die Beratung in den 
einzelnen Punkten noch vorgenommen wird,und wir uns 
danach einstellen werden, wie diese Beratung ausgehen 
wird. Wir können noch nicht sagen, dass wir dem 
Kommissionsentwurf zustimmen können. Wir müssen zuerst 
sehen, was die übrigen Parteien dazu zu sagen haben. 
Wir werden uns selbstverständlich überlegen, was se- 
tan werden muss, wir werden aber letzten indes auch 
nicht darauf eingehen, dass die Wünsche les Herrn 
Schmoil durchgeführt werden, sondern wir sind dafür, 
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dass ein gerechter Ausgleich geschaffen wird. Wir sind 
besonders dafür, dass sich die kleinen Vermieter 

und Meter einıgen, dass der wüste Zank und Streit 
untereinander aufhört. Aber wir sind nicht dafür, dass 
von den Hausagrarierm der Mieter gewissermassen als 

‚Sklave. betrachtet wird, der ihm ein engenehmes Dasein 
zu scheffen hat, 


Dr. Scheuer ( Dem. ) 


| Meine Damen und Herren ! Tassen Sie 
mich heute noch reden, danit wir kerEoN in die Spezial- 
debatte eintreten können und die Vorlage bald verab- 
schiedet werden kann . Weine Demen und Herren! Die 
die wir vor uns haben und die Verordnurg wie 
kommissior vorgelegt hat ist ein 
grossen Prinzipien, Rückkehr 
d Verlassen der Zwangswirt- 
de.artige Frinzi- 
zu ht, sich Nider- 
Ein solcher Komp hat aber seire 
t unsere Aufgabe, 
tigen. in der Verordnung ausseSsp 
dass eine Des von Wbeln, G jrr usw» 
Offizieren nicht mehr stattfinden darf, eine andere 
Bestimmung ermöglicht aber trotzdem die Beschlagnahme 


von möblierten Räumen. Meine Damen und Herren ! Herr 
punkt 
h 
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nt, er müsse alleın von Gesichts 
hen. Van kann ihm dies nachrüh- 
ht in der lage ihm zu folgen. 
Die Veror Kompromiss, und deshalb müssen 
beide Teile nachgeben. Unmöglich ist es jedoch, dass 
alle Parteien der Regierungskommissionsvorlaße in 
verschiedenen Punkten zustimmen. Die Punkte der Be- 
vorzugung der Bergwerksverwaltung und des Militärs. 
Ich muss vom juristischen Standpunkt ausgehen denn 
hier liegt ein Verstoss gesen den Friedensvertrag 
von Versailles vor, Die Bevorzugung der Bergwerks- 
verwaltung bedeutet meines Krachtens nichts als eine 
Bevorzugung des französischen Staates. In der Presse 
wird immer wieder darauf hingewiesen, dass sie die 
erste war,,die den Franken eingeführt hat. Ferner hat 
die Saarbrücker Zeitung gebracht, / dass die Bergwerks- 
verwaltung Schulen für deutsche Kinder eingerichtet 
hat. Nicht nur für Zinder der Offiziere und des Per- 
'sonals, sondern auch für Kinder, deren Eltern nicht 
der Pergvrerksverwaltung angehören. Wiederum ein glatter 
Verstoss gegen den Friedensvertrag von Versailles. in 
Friedenszeit hatte die Bergwerksdirektion auch einen, “ih 
grossen Einfluss gehabt, aber niemals ist die preussi- 
Sche Regierung dazu übergegangen die Bergwerksdirek- 
+jon noch gesetzlich zu unterstützen. ie Herr Kollege 
Sender hervorgehoben hat, ha} das Recht der Auslegung 
des Friedensvertrages_ SselnS Grenze an dem Wortlaut, 


der ist klar und deutlich " devenu " ausgelegt, 8°- 
funden. Herr Regierungskomissar Liesch sagte, die” 
Frage gehör® nicht hierhin. Ich hätte nicht geglaubt, 
dass Sie sich auf nfsche Weise herausreden. Ich 
muss offen gesteh ch hätte etwas derartiges von 
Ihnen nicht erwartet. Anwesenheit des fran- 
zösischen Militärs im Saarg ; ist eine glatte, 
Verletzung des Friedensvertraße®: Des {ranzösıscne 
Mlitär treibt eitel Spiegelfechterei, denn Garnison- 
truppen gibt es mur im Hejmatgebie% der betreffenden 
Truppe. Tan kann aber auch nicht sagen, e= Seı da un 
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Unruhen niederzuhalten. ‚ir haben einmal Unruhen gehabt, 
und das französische Militär war nicht da, ist vielmehr 
1 Tag später gekommen. Iaut Artikel 30 hat hier mır 
eine örtliche Gendarmerie zu sein. Nan sagt, das Saar- 
gebiet kann nicht bezahlen. Die Hälfte von 3000 Nann 
wäre auch genügend. Die Kosten bringt das eg 


gerne auf, die könnten übrigens an anderen Ste 
gewirtschaftet werden, und zwar durch Herabsetzung ein- 


zelner Gehälter, die viel zu gross sind. Es ist auch die 


Frage der Schäden berührt worden. Der Herr Regierungs- 
komnissar hat gesagt, was man denn früher getan habe. 
enn ein deutscher Offizier einen Schaden verursacht 
hatte, so haftete dieser persönlich und nicht der Mli- 
tärfiskus. Ausserdem war das Gebiet deutsche Land. 
Aber wenn heute ein französischer Offizier weggeht, so 
kann man ihm nicht folgen. ler einen solchen Frozess 

zu führen hat, müsste prozessen gegen den Fiskus des 
Saargebietes, vertretem durch die Regierungskommission, 
mit der Behauptung, dass die Regierungskomission haft- 
bar ist, weil sie die Schuld trägt dafür, dass hier 

im Saargebiet Militär liegt, das den Schaden verur- 
sacht hat. Es ist die Frage zu lösen, ob die Gerichte 
unseren. Standpunkt billigen, ob das ilitär zu Recht 
oder Unrecht hier ist. Das ist die Kernf rage. Wenn 
der Völkerbund den merkwürdigen Standpunkt der Re- 
gierungskomnission gebilligt hat, so ist das darauf 
zurückzuführen, dass er einseitiß unterrichtet wird. 
Merkwürdig ist ja auch, dass Frankreich die ganzen 
lasten der Besatzung tragen will.Ich wäre dem Herrn Re- 
gierungsvertreter dankbar, wenn er Auskunft darüber 
erteilen würde, dass die Gemeinde Sulzbach angehalten 
worden ist lilitärbauten zu errichten. Vielleicht 
nimmt der Vertreter der Regierung Gelegenheit darauf 
zurückzukommen,. Der Herr Regierungsvertreter erklärte 
uns auch, das Militär wäre _zu Recht hier, Er nimmt Be- 
zug auf einen Bericht der en skommission an den 
Völkerbund, und dass der Völkerbund die Stellungnahme 
der Saarregierung gebilligt habe. Ich habe den lortlaut 
dieses Beschlusses des Völkerbundsrates nicht hier. 
Ich kann augenblicklich nicht u welches der Stand- 
unkt des Völkerbundsrates ist. Wenn aber der Völker- 
undsrat den Standpunkt der u un gebilligt 
hat, so hat er das getan, weil er von fa schen Voraus- 
setzungen ausgegangen ist. Der Völkerbundsrat wird 
unterrichtet - das habe ich festgestellt in Genf -. 
von Vertretern die dort sitzen, das sind die ständigen 
Referenten und die unterrichten wieder den Referenten 
im Völkerbundsrat, welcher bisher der chinesische Ab- 
geordnete war. Die Herren Balfour und sind ein 
einziges al hier gewesen. Dieses eıne Nal waren sie 
scht oder vierzehn Tage da. NMit der Bevölkerung haben 


sie nn keine Fühlung genommen. Also, wenn der 


Völkerbund da etwas beschlossen haben sollte so kann 
das nur geschehen sein aufgrund unrichtiger Inforna- 
tionen, und ausserdem, wenn er es beschlossen hat, _ 
dann ist es immer noch nicht recht. Ich habe bei meiner 
jüngsten Anwesenheit in Genf feststellen können, dass 
der Völkerbund erstarkt, und da habe auch ich den 
Tıunnsch, dass Deutschland in:den Völkerbund eintreten 
möge. Aber heute wird der Völkerbund leider Gottes erst 
von politischen Gesichtspunkten bestimmt, der recht- 
liche Gesichtspunkt ist_mur bei einzelnen Idealisten 
vorhanden, so bei Lord Robert: Cecil. Ich sage, nur 
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bei einzelnen Mtgliedern des Völkerbundes hat er . # 


Yorsitzender: _. Ich bitte Sie, von der Besprechung ab- 
zulassen. sie können den VTölkerbund in seinen Beratun- 
gen hier nicht kritisieren. 


Dr. Scheuer: Ich werde damit aufhören. Eigentlich sird 
wir uns ja einig in. der Ablehnung des Vorzugsrechtes 
der Feamten, ebenso in der Ablehnung der Vorzugsrechte 
für das Militär. Tch verkenne aber Such nicht, dass die 
Beamten ein gewisses Vorzugsrecht haben müssen. Der 
Peamte, der unbedingt notwendig ist, der muss auch un- 
bedingt eine \lohnung haben, Sie sehen 
Reicnsgesetzgebung nirgendwo, 
zugsrecht hat, unü trotzdem geh die 
unbedingt da sein müssen, die b Voh- 
Dune: Ich erkenne an, dass in 
+ralwohnungskomission, die Regierung eine 
Bevölkerung entgegengekonnen ist. Abe 
macht einen Schri t vor und ej.nen halben Schritt 
der zurück, indem sıe einfach wieder sagt, wir b 
spruchen trotzdem die Hälfte der Wohnungen für uns. 
Da haben Sie wieder das alte Nüsstrauen der Regierungs- 
kommission zu der Bevölkerung, zu den Kommissionen, 
die sie selbst einsetzt. Es ist dasselbe Misstrauen, 
des sich äussert in dem Schreiben des Herrn Präsiden- 
ten, das er uns zugestellt hat auf unsere Anträge. Da- 
bei wollten wir uns mit unseren Anträgen gar kein Recht 
anmassen, das wir nicht besitzen. Dass wir Anregungen 
machen dürfen, das steht ja in der Potschaft drin, und 
das hat der Herr Präsident uns selbst zugestanden. 7 
hötten deshalb erwartet, dass wir anders behandelt wür- 
den. Der Kernpunkt der ganzen Verordnung ist - und des 
ist das A und das O_ der ganzen Verord 
vom fünffachen der Friedensmiete auf 
Weunzigfache. Diesen rt kann ma 
nach nicht machen. Ich bın auch für 
Angleichung an die freie Wirtscheft. 
ei dem dreissigfachen zu b 
Dafür hat sich die Brvö ereise 
Aber ich befürchte, wenn zt auf 
4is Neunzigfache sprin | 
nwälzung d tschaft 
Es wer n 
und Anges ST f 
treten un hraube ist wieder um ei 
weitergegang fen uns nicht zu S 
von der \ır 
hat in dem Reichs 
Regelung und wir nähern un durchaus 
lichen ichtung, wenn wir ) N 
BEnen: Die Frage der gewer 
übergehen und zu der Prage der 
Diese Frage wird sehr schwer zu. 
dass man Baet: man kemn einem Mieter 
dass er sämtliche Reparaturen vornimmt und man hat 
deswegen mit dem Standpunkt_des Bürgerlichen Gesetz- 
buches gebrochen. Es ist selbstverständlich, dass der 
Hauseigentüner;, nachdem der Geldwert SO gesunken ist, 
mit der dreissigfachen Niete keine Reparaturen vor“ 
nehmen kann. Es ist von verschiedenen Seiten darauf 
hingewiesen worden, dass die Meteinigun sämter an . 
die Amtsgerichte angegliedert werden sollen, weil wir 
Richter im Hauptamt haben wollen. Wir wollen Beseiti- 
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Vorsitzender: 


PR 


gung der Revisionskamner, weil es bisher ein Fehler war 
iege Revisionskammer einem Vermaltungsgericht anzu- { 
gliedern, da die ganze Mieterschutzgesetzgebung vine 
ziemliche Privatwirtschaft ist. Ich komme auf einen Fall 
zurück, der von der Revisionskammer untersucht worden 
ist. Ich weiss nicht, wo die Revisionskammer das Recht 
hergenommen hat, _ zu untersuchen. lleine Damen und Her-. 
ren ! Ich bin am Schlusse an a und wäre dafür, dass 
das Gesetz bald verabschiedet wird, damit morgen in die 
Spezialdebatte eingetreten werden kann. i 


Meine Damen und Herren v.Bs ist 
wiederholt die Rede davon gewesen, dass der Präsident 
ger Regierungskomission das Interpretsiionsrecht abge- 
lehnt hat, Ich möchte darauf hinweisen dass der Präsi- 
dent der Regierungskommission seine Entscheidung, die 


landesrates entgegenzunehmen, und diese Wünsche nicht 
nur anzuhören, sondern nach löglichkeit zu berücksich- 


tigen. 


Schluss der Sitzung 6 Uhr 40. 


---00000--- 





SIY29T syasıyamDousss u Auen Bu] H7 








La Proz 


